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Das Wichtigste auf einen Blick

Unsere Gesellschaft steht vor einer wachsenden Trans-
formationsaufgabe. Planetare ökologische Krisen wie 
die Klimakrise, das Artensterben, Umweltverschmut-
zung und der Verlust fruchtbarer Böden bedrohen un-
sere Lebens- und Wirtschaftsweise grundlegend. Die 
sozial-ökologische Transformation, die diesen Her-
ausforderungen begegnen soll, erfordert tiefgreifende 
Veränderungen in Bereichen wie Produktion, Mobili-
tät, Wohnen, Ernährung, Arbeit und Freizeit.

Solche Umbrüche lösen Unsicherheit, Angst, Verän-
derungsmüdigkeit und Konflikte aus. Gegner*innen 
einer ambitionierten Umwelt- und Klimapolitik grei-
fen diese nicht nur auf, sondern instrumentalisieren 
sie bewusst für die eigene politische Agenda. Popu-
listisch intervenierende Akteur*innen nutzen wahr-
genommene oder tatsächliche Zielkonflikte (wie zum 
Beispiel zwischen Energiewende und Naturschutz), 
persönliche Betroffenheit oder Veränderungsmüdig-
keit, um gegen umwelt- und klimapolitische Bestre-
bungen zu mobilisieren. 

Die sachliche Debatte über den Kurs der sozial-ökolo-
gischen Transformation gehört zur demokratischen 
Auseinandersetzung. Problematisch wird es, wenn 
Populismus genutzt wird, um evidenz-basiertes Han-
deln zu diskreditieren, Institutionen zu schwächen 
und Misstrauen gegenüber dem Staat zu schüren. 
Dann wird Populismus zur gesamtgesellschaftlichen 
Herausforderung. 

Gleichzeitig ist oft unklar, was mit Populismus über-
haupt gemeint ist. Der Begriff wird vielfältig verwen-
det – in Wissenschaft, Medien und Alltag –, häufig 
unscharf oder als politischer Kampfbegriff. 

Dieser Leitfaden will deshalb Orientierung bieten:  
Er erläutert, was Populismus ist, wie er wirkt und 
welche Rolle er in der Umweltpolitik spielt. Vor allem 
zeigt er Handlungsansätze für den Umgang mit  
populistischen Interventionen für Mitarbeitende der 
Umweltverwaltung auf.1 Am Leitfaden haben über 30 
Teilnehmer*innen im Rahmen von fünf Werkstätten 
und Workshops mitgewirkt (siehe Fußnote auf S. 8). 
Zusätzlich war ein Projektbeirat eingebunden, dem acht 
Expert*innen aus Forschung und Praxis angehörten.

1	 Die Inhalte dieser Broschüre entstanden im Rahmen des Projekts „Umweltpolitik und die populistische Herausforderung“ (Laufzeit 2022-2025), das vom UBA und BMUV beauftragt 
wurde. Ziel des Vorhabens war es, wissenschaftlich fundierte und praxisnahe Strategien für den Umgang mit populistischen Interventionen in der Umweltpolitik und Umwelt- 
verwaltung zu entwickeln. Inhaltlich und methodisch umgesetzt wurde das Projekt von der ifok GmbH und dem Progressiven Zentrum. Die Evaluation übernahm das Öko-Institut. 

2	 Populistische Narrative lassen sich grundsätzlich in vielen Politikbereichen beobachten (siehe „Exkurs: Populismus als dünne Ideologie“, S. 14).  
Dieser Leitfaden legt den Fokus auf die spezifischen Herausforderungen für die Umweltpolitik.

3	 Als populistisch intervenierende Akteur*innen bezeichnen wir all jene, die sich populistischer Narrative bedienen. In der Praxis können dies unter anderem sein: Einzelpersonen,  
Parteien und ihre Mitglieder, Boulevard-Medien, klimawandel-skeptische Vereine, zum Teil libertäre und marktradikale Institute und fossile Lobbygruppen sowie extremistische  
Gruppierungen. Zur Unterscheidung von Populismus und Extremismus siehe Textkasten auf Seite 19.

Warum ist Populismus ein Problem für die  
Umweltpolitik?  
Im Bereich der Umweltpolitik werden populistische 
Erzählungen zunehmend genutzt, um Umweltschutz 
insgesamt als auch das Handeln umweltpolitischer 
Institutionen grundlegend infrage zu stellen.2 Anders 
als sachlich begründete Kritik greifen populistische 
Interventionen gezielt politische Akteur*innen und 
Institutionen an – mit dem Ziel, umweltpolitisches 
Handeln zu blockieren oder ganz zu verhindern. 

Besonders problematisch wird es, wenn sich (rechts-)
extremistische Kräfte populistischer Narrative bedie-
nen. In diesen Fällen richtet sich der Angriff nicht nur 
gegen die Umweltpolitik, sondern gegen die Demo-
kratie selbst. Hier verläuft die Grenze zwischen legi-
timer Kritik und Populismus: Populist*innen geht es 
nicht um konstruktive Verbesserungen, sondern um 
die grundsätzliche Delegitimierung von (Umwelt-) 
Politik und Institutionen der liberalen Demokratie. 

Zu diesem Zweck instrumentalisieren populistisch  
intervenierende Akteur*innen bestehende Zielkon-
flikte im Natur-, Umwelt- und Klimaschutz – etwa 
Fragen der Kostenverteilung. Kennzeichnend ist der 
Einsatz emotionalisierender Sprache, dauerhafter  
Krisenrhetorik, übermäßiger Vereinfachung und teils 
von Verschwörungserzählungen. 

Populistische Interventionen zeigen sich in unter-
schiedlichen Formen: mediale Kampagnen, eine Flut 
parlamentarischer Anfragen oder persönliche An-
griffe auf umweltpolitische Akteur*innen. Ziel ist es, 
Verwaltungsprozesse zu verlangsamen, Vertrauen  
in umweltpolitische Institutionen zu untergraben und 
Umweltpolitik insgesamt zu delegitimieren.  

Extremistische Akteur*innen 3 nutzen Populismus zu-
dem als kommunikatives Mittel zur Verfolgung antide-
mokratischer Ziele. Eine Abgrenzung zum Extremis-
mus und dessen Berücksichtigung in dieser Broschüre 
findet sich im Textkasten „Zum Fokus der Strategie: 
(Rechts-)Extremismus vs. Populismus“, S. 19. 



7

Das Wichtigste auf einen Blick

Wie erkenne ich Populismus?
Im Rahmen des Vorhabens „Umweltpolitik und die 
populistische Herausforderung“ wird Populismus an-
hand dreier Merkmale definiert:4 Anti-Elitismus, Anti- 
Pluralismus und Pro-Volkssouveränität. Anti-Elitis-
mus meint eine pauschale, unbelegte Elitenkritik,  
die vermeintlichen Eliten böswilliges und ideologie-
getriebenes Handeln unterstellt. Anti-Pluralismus  
bezeichnet die Vorstellung von einem homogenen 
Volk mit einem einheitlichen Volkswillen, das der  
Elite antagonistisch gegenübersteht. Unter Pro-Volks-
souveränität wird die Auffassung verstanden, dass 
ein vermeintlicher „Wille des Volkes“ möglichst di-
rekt umgesetzt werden sollte, ohne parlamentarische 
Prozesse durchlaufen zu müssen. Die drei Merkmale 
können in unterschiedlicher Ausprägung vorliegen. 
Populismus sollte daher als eine Skala verstanden 
werden, nach der bestimmte Aussagen und Einstel-
lungen als mehr oder weniger populistisch einge- 
stuft werden können. Wird die populistische Meta- 
erzählung einer ideologiegetriebenen Elite, die ge-
gen die Interessen des Volkes und über den „wahren“ 
Volkswillen hinwegregiere, gegen umweltpolitisches 
Handeln mobilisiert, so sprechen wir von umweltre-
gressivem Populismus. Beispiele für umweltregres-
sive populistische Narrative sind die Behauptung, 
Umwelt- und Klimapolitik sei ein gezieltes Umvertei-
lungsprojekt zu Lasten der „kleinen Leute“ oder habe 
die Deindustrialisierung Deutschlands zum Ziel.   

4	 Wissenschaftliche Grundlage für diese Broschüre bietet die im Rahmen des Projekts durchgeführte Literaturstandsanalyse sowie eigens umgesetzte Fokusgruppen und  
Einzelinterviews mit Vertreter*innen der Umweltverwaltung sowie zivilgesellschaftlicher Organisationen im Umweltbereich und der Demokratieförderung.

Wie wirkt Populismus und warum verfängt er?  
Umweltregressiver Populismus dient populistischen 
Akteur*innen als Abgrenzungsmerkmal gegenüber 
politischen Gegner*innen. Den vermeintlichen Ver-
lierer*innen der sozial-ökologischen Transformation 
wird mit der pauschalen Ablehnung umweltpoliti-
scher Bestrebungen ein politisches Angebot gemacht. 
Für populistisch intervenierende Akteur*innen erfüllt 
umweltregressiver Populismus also vor allem eine po-
litisch-strategische Funktion. Darüber hinaus gibt es 
eine Vielzahl an Gründen, warum umweltregressiver 
Populismus in der Bevölkerung verfängt. Diese lassen 
sich in ökonomische (unter anderem Angst vor so-
zialem Abstieg und ungleiche Verteilungseffekte von 
Umweltpolitik), ideologische (zum Beispiel Nationa-
lismus, Libertarismus), soziokulturelle (beispiels-
weise Ablehnung eines postmaterialistischen Werte-
wandels), politische (etwa fehlende Repräsentation) 
und psychologische Erklärungsansätze (unter ande-
rem Reaktanz angesichts von empfundenen Freiheits-
einschränkungen) unterteilen. In einer Gesellschaft, 
die von massiven Ungleichheiten, weitreichenden 
Transformationsprozessen und drastischen Verände-
rungen auf der kollektiven wie individuellen Ebene 
gekennzeichnet ist, bieten Unzufriedenheit, Verunsi-
cherung und Orientierungsverlust den idealen Nähr-
boden für populistische Einstellungen – insbeson-
dere wenn Umweltpolitik dazu beiträgt, bestehende 
Ungleichheiten zu verschärfen.
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Das Wichtigste auf einen Blick

Was kann die Umweltpolitik proaktiv tun, um  
Populismus entgegenzuwirken?
Proaktive Handlungsansätze 5 berücksichtigen die 
Merkmale von Populismus, indem sie der populis-
tischen Erzählung vorausschauend den Nährboden 
entziehen. 

1.	 �Sie verhindern die (reale und vermeintliche) 
Polarisierung zwischen gesellschaftlichen Grup-
pen, indem sie soziale Verteilungskonflikte in der 
Gestaltung von Umweltpolitik vorausschauend 
abschätzen und vermeiden – zum Beispiel in Form 
eines Social Impact Assessments. 

2.	 Sie verringern die (reale und durch populistische 
Rhetorik überspitzte) Kluft zwischen Politik und 
Bürger*innen durch passgenaue und effektive 
Bürgerbeteiligung, positive Zukunftserzählungen 
und verständliche Sprache.

3.	 Sie treiben den Schutz von Mensch und Umwelt 
selbstbewusst voran, indem umweltpolitische 
Akteur*innen ihre Politik und Maßnahmen nach-
vollziehbar erklären sowie Unterstützer*innen für 
Umweltpolitik gewinnen und Allianzen aufbauen. 

5	 Die Empfehlungen und Handlungsansätze wurden auf Basis der wissenschaftlichen Analyse im Rahmen von fünf Strategiewerkstätten in Berlin erarbeitet – unter Mitwirkung von  
Vertreter*innen des BMUV und seines Geschäftsbereichs und von Landesumweltministerien sowie einer Vielzahl zivilgesellschaftlicher Organisationen aus dem Umweltbereich  
und der Demokratieförderung.

4.	 Sie stärken nicht nur Wissen über Populismus, 
sondern befähigen durch einen aktivierenden  
Ansatz in der Bildungsarbeit zur Teilhabe an  
demokratischen Mitbestimmungsprozessen.

Was sind geeignete reaktive Handlungsansätze, 
um auf populistische Rhetorik und Angriffe zu  
reagieren?
Für einen schnellen und souveränen Umgang mit  
populistischen Interventionen braucht es in der Um-
weltverwaltung einen gezielten Kompetenzaufbau 
durch Dialog-, Trainings- und Beratungsangebote,  
die Unterstützungsstrukturen für Betroffene von  
populistischen Angriffen beinhalten. Besonderes 
Augenmerk gilt dem Aufbau von Digital- und Medi-
enkompetenzen, um Desinformationen und popu-
listische Rhetorik in den sozialen Medien vorherse-
hen und ihnen möglichst schnell entgegenwirken zu 
können. Darüber hinaus sollten Umweltbildung und 
Demokratiebildung zur Aufklärung über die Erschei-
nungsformen und Wirkweisen eines umweltregressi-
ven Populismus stärker miteinander verzahnt werden.
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Wie vermeide ich, in die „Populismus-Falle“  
zu tappen? 
Populistisch intervenierende Akteur*innen nutzen 
gezielt emotionale und polarisierende Sprache sowie 
Bilder, um staatliche Institutionen systematisch zu 
delegitimieren. Die jeweilige Reaktion auf populisti-
sche Rhetorik und Agitation hängt zwar von der In-
tensität und Aggressivität der Intervention ab, jedoch 
ist grundsätzlich ratsam: Reagieren Sie nicht sofort 
mit dem „Aber-das-ist-doch-Populismus“-Etikett. 
Analysieren Sie zunächst, welche Kritikpunkte mög-
licherweise berechtigt sind. In einem zweiten Schritt 
gilt es, populistische Emotionalisierungen und Des-
information klar als solche zu kennzeichnen und 
richtigzustellen. Bei einem reinen Faktencheck sollte 
es aber nicht bleiben. Im dritten Schritt heißt es, die 
eigenen Argumente zu begründen und in eine nach-
vollziehbare Erzählung einzubetten.

Drei Schritte für eine souveräne  
Reaktion auf populistische Rhetorik

1. Offen für berechtigte Kritik sein

2. �Falschinformation und Emotionalisierungen 
offenlegen

3. �Eigene Argumente begründen;  
in ein nachvollziehbares Narrativ einbetten

6	� Der Geschäftsbereich des BMUKN besteht aus den nachgeordneten Behörden Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE), Bundesamt 
für Naturschutz (BfN), Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) und Umweltbundesamt (UBA). Im folgenden verwenden wir den Begriff Umweltressort.

An wen richtet sich diese Broschüre?
Adressat*innen der Broschüre sind die Mitarbei- 
tenden des Bundesministeriums für Umwelt,  
Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit  
(Umweltressort).6 Dabei sind nicht alle Empfehlungen 
für alle Behörden und Organisationseinheiten in glei-
chem Maße relevant. Organisationseinheiten für  
Beteiligung und Kommunikation haben beispiels- 
weise andere Schwerpunkte und Interessen als  
Strategiereferate. 

Was kann diese Broschüre leisten? Was nicht? 
Die Unsicherheit im Umgang mit populistischen In-
terventionen ist groß. Mindestens genauso groß sind 
die Erwartungen, konkrete und schnell umsetzbare 
Lösungen und Werkzeuge an die Hand zu bekommen. 
Wie in Kapitel 3 deutlich wird, ist das Phänomen  
Populismus jedoch äußerst dynamisch und kontext- 
spezifisch in seinem Auftreten und den verbreiteten 
Narrativen. Diese Broschüre bietet daher keine „One-
size-fits-it-all“-Lösung. Sie stellt jedoch acht strategi-
sche Handlungsansätze vor, die auf mittel- und lang-
fristige Sicht wirken können. Die hier vorgestellten 
Ansätze sollen den Mitarbeitenden des Umweltressorts 
dabei helfen, Populismus in der Umweltpolitik besser 
zu erkennen und strategisch, organisatorisch sowie 
kommunikativ darauf reagieren zu können. 

Die Inhalte dieses Leitfaden sollen im Sinne eines 
„Living Documents“ auch nach Abschluss des For-
schungsvorhabens durch neue Erkenntnisse, Erfah-
rungen und Hinweise ergänzt und aktualisiert werden.  

Wie ist die Broschüre aufgebaut?

Die Broschüre gliedert sich in zwei Teile: Teil eins (ab Kapitel 3) liefert einen Überblick über den  
Forschungsstand zum Thema Populismus. Er beinhaltet eine Begriffsdefinition sowie mögliche  
Erklärungsansätze für das verstärkte Auftreten eines umweltregressiven Populismus. Darauf auf- 
bauend stellt Teil zwei (Kapitel 4 und 5) Empfehlungen und Handlungsansätze für eine resiliente  
Umweltpolitik vor. 
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	 Grundsätze des BMUKN und seines Geschäftsbereichs

Das Bundesministerium für Umwelt, Klimaschutz, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit und sein  
Geschäftsbereich, bestehend aus dem Bundesamt für 
die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE), dem 
Bundesamt für Naturschutz (BfN), dem Bundesamt 
für Strahlenschutz (BfS) und dem Umweltbundesamt 
(UBA), dienen insbesondere der Erfüllung von  
Artikel 20a des Grundgesetzes:

Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künf-
tigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen 
und die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßigen Ord-
nung durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von 
Gesetz und Recht durch die vollziehende Gewalt und 
die Rechtsprechung.

Als Behörden sind das BMUKN und sein nachge-
ordneter Bereich als gesetzesvollziehende, staatli-
che Organe an Recht und Gesetz gebunden und dem 
Gemeinwohl verpflichtet. Das Umweltressort ist im 
Grundsatz unparteilich und neutral in Bezug auf poli-
tische Themen und gegenüber politischen Parteien.

Das Handeln ist gestützt auf den Grundsatz der  
Gesetzmäßigkeit der Verwaltung (Artikel 20  
Absatz 3 des Grundgesetzes). Keine Behörde darf  
danach von einer durch Rechtsnorm getroffenen, 
zwingenden Regelung abweichen. 

Das Umweltressort bekennt sich zur freiheitlich  
demokratischen Grundordnung, die den  
Wesenskern des politischen Systems und der Wertvor-
stellungen der Bundesrepublik Deutschland bildet:

	▸ Rechtsstaatlichkeit:  
Umweltpolitik muss transparent, überprüfbar  
und rechtlich legitimiert sein.

	▸ Partizipation und demokratische Willensbildung: 
Breite gesellschaftliche Mitwirkung stärkt die  
Legitimität umweltpolitischer Maßnahmen.

	▸  Pluralismus und Vielfalt:  
Unterschiedliche Perspektiven und Interessen  
verbessern die Qualität und Akzeptanz von  
Entscheidungen.

	▸ Freiheit und Verantwortung:  
Umweltpolitik balanciert individuelle Freiheiten 
mit gesellschaftlicher Verantwortung.

	▸ Soziale und intergenerationelle Gerechtigkeit: 
Eine vorausschauende Politik sichert eine intak-
te Umwelt für zukünftige Generationen, ohne den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt zu gefährden.

	▸ Wissenschaftsbasierte Entscheidungsfindung: 
Evidenzbasierte Politik schützt vor Willkür und 
garantiert fundierte Entscheidungen.

Auf dieser Basis orientiert sich die Umweltpolitik an 
dem EU-rechtlich vorgegebenen Vorsorgeprinzip,  
wonach Risiken für Mensch und Umwelt durch vor-
sorgendes Handeln so weit wie möglich zu vermeiden 
oder zu vermindern sind.

Das Umweltressort steht für den Schutz der Menschen- 
rechte, eine inklusive, vielfältige Gesellschaft und den 
Schutz der Demokratie ein. 
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 Was ist Populismus und wie wirkt er? 7  
Der Begriff Populismus findet in der öffentlichen  
Debatte viel Verwendung, was damit jeweils gemeint 
ist, unterscheidet sich jedoch stark. Verweisen die 
einen auf verkürzte und überspitzte Aussagen, die 
aus dem Kontext gerissen werden, verstehen andere 
darunter eine besonders populäre oder „volksnahe“ 
Form der politischen Kommunikation.

Auch in der Wissenschaft gibt es keine einheitliche 
Begriffsdefinition. Je nach Auslegung wird Populis-
mus als „volksnaher“ Politikstil, als Ideologie mit 
einer bestimmten Gesellschaftsvorstellung oder als 
politische Strategie zum Erlangen bzw. der Sicherung 
von Macht verstanden (Jacob et al. 2020, S. 305).  
Nach der Politikwissenschaftlerin Paula Diehl (2017) 
beschreibt der Begriff Populismus „die Geschichte  
des von der Elite betrogenen Volkes“. Im Rahmen  
des Projekts „Umweltpolitik und die populistische 
Herausforderung“ arbeitete das Projektteam mit einer  
vielfach verwendeten und in der Forschung aner- 
kannten Definition, welche unter anderem im Rah-
men des „Populismusbarometers“ der Bertelsmann- 
Stiftung verwendet wird (Merkel & Vehrkamp 2020). 
Diese definiert die populistische Metaerzählung 
anhand von drei Merkmalen: Anti-Elitismus, Anti- 
Pluralismus und Pro-Volkssouveränität. 

Anti-Elitismus bezeichnet eine pauschale, unbelegte 
Elitenkritik. Diese beruht auf der Unterteilung der Ge-
sellschaft in zwei einheitliche Gruppen, die einander 
gegenüberstehen: „das reine Volk“ und „die korrup-
te Elite“ (Mudde 2014, S. 543). Dabei wird auf morali-
sche Weise zwischen den vermeintlich „schlechten“ 
oder „bösen“ Eliten und einem „guten“ oder „anstän-
digen“ Volk unterschieden (Müller 2016, S. 192). Letz-
teres werde der Erzählung nach um etwas betrogen, 
das ihm zustehe. Anstatt tatsächlich nachweisbare 
Machtverhältnisse offenzulegen und zu kritisieren 
oder empirische Befunde anzuführen, wird dabei – 
im Gegensatz zu einer gerechtfertigten Elitenkritik – 
pauschal die Dominanz der Eliten über ein homogen 
verstandenes Volk behauptet. Den vermeintlichen 
Eliten in Politik, Medien, Zivilgesellschaft, Wirtschaft 
oder Wissenschaft werden niedere Motive unterstellt; 
ihnen wird grundlegend die (Handlungs-)Legitimität 
abgesprochen (nachfolgend: Delegitimierung).

7	 Dieser Abschnitt beruht in großen Teilen auf der Publikation „Grüne Eliten gegen den Volkswillen“: Populistische Narrative im Bereich der Umweltpolitik (Denk & Siebert 2024),  
welche im Rahmen des UBA-Projekts „Umweltpolitik und die populistische Herausforderung“ erstellt wurde.

Der Anti-Pluralismus bezeichnet die populistische 
Vorstellung von einem homogenen Volk, das der Elite 
antagonistisch gegenübersteht. Populistische Rhe-
torik schreibt diesem Volk ein einheitliches Interes-
se in Form eines allgemeinen „Volkswillens“ zu. Sie 
begegnet vermittelnden Institutionen, parlamen-
tarischen Aushandlungsprozessen und politischen 
Kompromissen mit Skepsis (Müller 2016, S. 188) und 
lehnt eine Vielfalt der Perspektiven in Politik, Medi-
en, Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft ab. 
Während einige das homogene Volksverständnis pri-
mär auf die Idee eines einheitlichen Volkswillens be-
ziehen, erkennen andere darin auch die Behauptung 
eines in seiner Zusammensetzung homogenen Vol-
kes. In der Annahme einer homogenen Volksidentität 
werden Unterschiede und Diversität negiert; die Viel-
falt von Werten, Lebensstilen und Weltanschauun-
gen wird angezweifelt oder als illegitim abgewertet. 
Wird diese homogene Volksidentität ethnisch oder 
völkisch-nationalistisch begründet, spricht die For-
schungsliteratur in der Regel von Rechtspopulismus 
(Decker 2006, S. 17). 

Pro-Volkssouveränität meint die Befürwortung einer 
direkten und unmittelbaren Machtausübung durch 
das Volk oder seine Vertreter*innen im Namen des 
Volkswillens. Populist*innen inszenieren sich oft-
mals als (alleinige) Fürsprecher*innen eines „wahren 
Volkswillens“ (Rensmann 2006, S. 66 f.). Das kann 
entweder die Forderung nach Modellen der direkten 
Demokratie (zum Beispiel Plebiszite, Volkstribuna-
le) umfassen, welche anstelle von (und nicht ergän-
zend zu) Parlamenten favorisiert werden (ebd.). Oder 
es wird eine Form der autoritären Machtausübung 
(„Führerdemokratie“) gefordert, in der eine einzelne 
führende Person die „getreue[ ] Auftragserfüllung [ge-
genüber] dem Volk“ (Müller 2016, S. 190) wahrnimmt. 
Populist*innen bedienen sich also der Selbstlegiti-
mation. Sie postulieren, für „das Volk“ zu sprechen, 
ohne die Bevölkerung konsultiert zu haben. In gestei-
gerter Form tritt dies durch einen Alleinvertretungs-
anspruch für eine Gesellschaft auf (Jacob et al. 2020, 
S. 305 f.). Nicht zuletzt dient der vermeintliche Mehr-
heitswille eines einheitlichen Volkes dazu, die Fach- 
expertise der drei Korrektive von demokratischen  
Gesellschaften (Journalismus, Wissenschaft, Zivilge-
sellschaft) zu diskreditieren und zu delegitimieren.
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Die drei Merkmale Anti-Elitismus, Anti-Pluralismus 
und Pro-Volkssouveränität können jeweils in unter-
schiedlicher Ausprägung vorliegen. Populismus soll-
te daher als eine Skala verstanden werden, nach der 
bestimmte Aussagen und Einstellungen als mehr 
oder weniger populistisch eingestuft werden kön-
nen. In der Forschung gibt es Uneinigkeit darüber, 
ob alle drei Dimensionen notwendige Bedingungen 
für die Identifikation von Populismus darstellen. In 
der empirischen Erhebung des „Populismusbaro-
meters“ müssen die drei Merkmale gleichzeitig er-
füllt sein, um eine Person als populistisch zu iden-
tifizieren (Merkel & Vehrkamp 2020, S. 16). Hier geht 
es jedoch weniger darum, die Einstellungen oder 
Weltbilder von Einzelpersonen als populistisch ein-
zustufen. Vielmehr soll aufgezeigt werden, wie die 

populistische Metaerzählung eines von Eliten betro-
genen Volkes genutzt wird, um umweltpolitische  
Institutionen und deren Handeln zu delegitimieren. 
Dabei sind die Merkmale Anti-Elitismus und Anti- 
Pluralismus ausgeprägter als Pro-Volkssouveränität. 
Hervorzuheben ist zudem, dass die Kritik an politi-
schem Handeln und politischen Akteur*innen nicht 
per se populistisch ist, sondern vielmehr ein zentra-
les Element demokratischer Gesellschaften darstellt. 
Wird die Kritik jedoch nicht sachlich oder empirisch 
begründet, sondern dient sie der grundsätzlichen 
Delegitimierung politischer Akteur*innen und demo-
kratischer Institutionen, wird sie im Folgenden als 
populistisch verstanden.

Exkurs: Populismus als „dünne Ideologie“ 

In der Literatur wird Populismus oft als „dünne Ideologie“ beschrieben, die im Vergleich zu „star-
ken Ideologien” ein weniger geschlossenes und konsistentes Weltbild aufweist (Sommer et al. 2022, 
S. 21). Dadurch ist die populistische Metaerzählung eines von Eliten betrogenen Volkes besonders 
anschlussfähig für andere ideologische Konzepte, wie beispielsweise Nationalismus oder Kommu-
nismus (Mudde 2014, S. 544). Populismus ist also opportunistisch: Er existiert in unterschiedlichen 
Facetten, ist nicht an spezifische Inhalte oder politische Positionen gebunden und lässt sich in der 
Praxis nur bedingt trennscharf von anderen Ideologien abgrenzen.  
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 Die populistische Herausforderung für die  
Umweltpolitik  
Die populistische Metaerzählung einer interessenge-
leiteten Elite, die gegen die Interessen des Volkes und 
über den „wahren“ Volkswillen hinweg regiere, wird 
zunehmend genutzt, um eine grundlegende Ableh-
nung von umweltpolitischen Institutionen zu recht-
fertigen. Dem populistischen Anti-Elitismus folgend 
wird den vermeintlich „grünen“ Eliten unterstellt, 
entgegen den Interessen des Volkes und unter dem 
Deckmantel der ökologischen Transformation bei-
spielsweise eine Ökodiktatur oder ein Umverteilungs-
projekt von unten nach oben umsetzen zu wollen. 
Auf Basis einer systematischen Literaturanalyse zu 
Umweltpolitik und der populistischen Herausforde-
rung haben Denk und Siebert (2024) im Rahmen die-
ses Vorhabens sieben dominante populistische Nar-
rative im Bereich der Umweltpolitik herausgearbeitet. 
Wird die populistische Erzählung zur Delegitimierung 
von umweltpolitischen Institutionen und Akteur*in-
nen sowie zur grundlegenden Ablehnung einer gesell-
schaftlichen Transformation herangezogen, sprechen 
wir, wie bereits in Kapitel 1 erwähnt, von umwelt- 
regressivem Populismus 8.

Dominante populistische Narrative im Bereich 
der Umweltpolitik (Denk & Siebert 2024)

1. �„Der Klimawandel ist ein Schwindel“ –  
Das Narrativ einer inszenierten Klimakrise

2. �„Auf Kosten der Volkswirtschaft“ – Das  
Narrativ einer geplanten Deindustrialisierung

3. �„Zu Lasten des Volkes“ – Das Narrativ der 
beabsichtigten Benachteiligung

4. �„Drohende Ökodiktatur“ – Das Narrativ der 
Freiheitsberaubung

5. �„Wider gesunden Menschenverstand“ –  
Das Narrativ eines elitären Ideologieprojektes

6. �„Gelenkt durch globale Kräfte“ –  
Das Narrativ des bedrohten Nationalstaats

7. �„Bedrohte Kulturlandschaften“ –  
Das Narrativ der Natur- und Heimatzerstörung

8	 Der Begriff „umweltregressiv“ ist an den Begriff „klimaregressiv“ angelehnt. Richter et al. (2024) verstehen klimaregressive Einstellungen als eine grundlegende Ablehnung von  
klimapolitischem Handeln. Die Autor*innen bemessen dies anhand einer fehlenden Anerkennung des wissenschaftlichen Konsenses zum Klimawandel, einer Ablehnung sozial- 
ökologischer Transformationsprozesse sowie einer fehlenden Bereitschaft, die eigene Lebensweise und Konsumgewohnheiten entsprechend anzupassen. Wir verwenden den  
Begriff „umweltregressiv“, um eine Ausprägung des Populismus zu beschreiben, die staatliches umweltpolitisches Handeln grundsätzlich ablehnt.

9	 Ableismus bezeichnet unterschiedliche Diskriminierungsformen gegenüber Menschen mit Behinderung.

Die rhetorischen Mittel eines umweltregressiven 
Populismus
Trotz inhaltlicher Unterschiede zwischen den do-
minanten populistischen Narrativen in der Umwelt-
politik zeigen sich rhetorische Gemeinsamkeiten. 
Umweltregressiver Populismus greift zum einen be-
stehende Zielkonflikte einer sozial-ökologischen 
Transformation auf, beispielsweise zwischen Natur- 
und Klimaschutz oder zwischen Umweltpolitik und 
sozialer Gerechtigkeit – nicht jedoch, um konstruk-
tive Lösungen anzubieten, sondern um umweltpoli-
tische Ziele, Maßnahmen und Akteur*innen grund-
sätzlich und gezielt zu diskreditieren. Zum anderen 
wird eine solche Instrumentalisierung von Zielkon-
flikten häufig mit einer stark emotionalisierten 
Ansprache verbunden, die komplexe Sachverhalte 
verkürzt und eine dauerhafte Krisenrhetorik ver-
wendet. Umweltregressiver Populismus arbeitet mit 
schreckensbehafteten Zukunftsszenarien, die gezielt 
negative Emotionen wie Wut, Empörung und Angst 
bedienen und schüren (Quent et al. 2022, S. 107). Ver-
meintliche Eliten dienen als Feindbilder, die nicht 
selten Ziel menschenverachtender Inhalte wie Ras-
sismus, Antisemitismus, Ableismus 9 oder Trans-
feindlichkeit werden (Lamberty & Nocun 2023, S. 58). 
Oftmals spielen Verschwörungsideologien eine 
zentrale Rolle, zum Beispiel in Form der Erzählung, 
„dass als mächtig wahrgenommene Gruppen oder 
Einzelpersonen einen geheimen Plan verfolgen wür-
den, um der Gesellschaft zu schaden“ (ebd. S. 49). Die 
Abgrenzung von diesen Feindbildern erfüllt darü-
ber hinaus die Funktion der kollektiven Identitätsbil-
dung. Populist*innen kreieren ein Gefühl der Zuge-
hörigkeit innerhalb der eigenen Anhängerschaft und 
stilisieren sich als Held*innen im Kampf gegen die 
vermeintlichen Eliten sowie den kulturellen und wirt-
schaftlichen Niedergang. Hier bieten sie neben der 
„düstere[n] Gegenwartsbeschreibung“ eine positive 
Zukunftsperspektive an, sie versprechen ein besse-
res Morgen (ohne Klima- und Umweltschutz), dessen 
Realisierung einzig die Populist*innen garantieren 
könnten (Hillje 2021, S. 121). Das heißt, die populis-
tische Erzählung arbeitet mit einem Dualismus aus 
positiven und negativen Emotionen, welche erst in 
ihrem Zusammenspiel eine langfristige Bindung ge-
sellschaftlicher Gruppen ermöglicht (ebd.)
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Als „Polarisierungsunternehmer“ (Mau et al.  
2023, S. 375) nutzen populistisch intervenierende  
Akteur*innen die „Zuspitzung und Anheizung“  
gesellschaftlicher Konflikte, um politisches Kapital 
zu schlagen. Sie verstärken gezielt vorhandenes  
Polarisierungspotenzial im Bereich der Umwelt- und 
Klimapolitik, indem sie emotional aufgeladene The-
men (zum Beispiel Fleischkonsum, Flugreisen, Mobi-
lität) bespielen und so gezielt Kontroversen erzeugen 
(ebd. S. 245 f.). Einfache „Freund-Feind-Schemata,  
die Verunglimpfung politischer [...] Gegner und die  
Entzivilisierung von Diskursen“ (ebd. S. 375) zäh-
len zu ihren Mitteln. Obwohl die Gesellschaft laut 
den empirischen Ergebnissen von Mau et al. nicht 
stark polarisiert ist (ebd. S. 17 f.), erweckt das ständi-
ge Anheizen polarisierter Themen den Anschein, die 
Gesellschaft wäre in zwei sich unversöhnlich gegen-
überstehende Lager gespalten. 

Populistische Interventionen in der Umweltpolitik 
Umweltregressive populistische Narrative (siehe S. 
15) werden über gezielte Interventionen in Politik, 
Medien und Zivilgesellschaft verbreitet. Im Rahmen 
des UBA-Vorhabens „Umweltpolitik und die populisti-
sche Herausforderung“ schilderten Mitarbeitende der 
Umweltverwaltung ihre Erfahrungen. Im politischen 
Raum beobachteten die Verwaltungsangestellten 

umweltregressiven Populismus in Äußerungen ein-
zelner politischer Akteur*innen, in parlamentari-
schen Anfragen, koordinierten medialen Kampagnen 
oder pseudowissenschaftlichen (Gegen-)Gutachten 
sowie in verbalen und physischen Angriffen auf Poli-
tiker*innen. 

Parlamentarische Anfragen dienen als zentrales 
Instrument demokratischer Kontrolle. Populistisch 
intervenierende Akteur*innen nutzen sie jedoch ge-
zielt, um die Förderung der demokratischen Zivil- 
gesellschaft im Umwelt- und demokratiepolitischen 
Bereich infrage zu stellen und die Sinnhaftigkeit um-
welt- und klimapolitischer Maßnahmen grundlegend 
anzuzweifeln (Miehlke 2021). Insbesondere die gro-
ße Zahl der Anfragen bindet wichtige Kapazitäten, 
die für ein effektives Verwaltungshandeln nötig sind 
(Tagesspiegel 2024). Dieses Vorgehen lässt sich als 
Strategie interpretieren, um das Vertrauen der Bevöl-
kerung in umweltpolitische und demokratische Ins-
titutionen zu untergraben (Heinze 2020). Außerdem 
können parlamentarische Anfragen dazu genutzt 
werden, populistischen Erzählungen sowie Falsch- 
informationen einen offiziellen Charakter zu geben 
und ihnen so Glaubwürdigkeit verschaffen.

Exkurs: Umweltregressiver Populismus und antidemokratische Ideologien 

Wie auf Seite 14 ausgeführt, ist Populismus als „dünne Ideologie“ überaus anschlussfähig an ande-
re ideologische Konzepte. In der Forschungsliteratur zu umweltbezogenem Populismus lässt sich ein 
deutlicher Fokus auf rechtspopulistische Interventionen erkennen. Nach Mudde (2016, S. 2) zeichnet 
sich rechter Populismus dadurch aus, dass er in seinem ideologischen Kern die populistische Erzäh-
lung mit einem ethnisch, kulturell oder nationalistisch begründeten Volksverständnis und einer auto-
ritären Gesellschaftsvorstellung verbindet. Während ein linker, ökonomisch begründeter Populismus 
im Bereich der Umweltpolitik durchaus vorstellbar ist, lässt sich umweltregressiver Populismus vor  
allem in Verbindung mit rechtsideologischen Einstellungen feststellen (Sommer et al. 2022; Reusswig 
et al. 2021, S. 262 ff.). Einen fließenden Übergang zwischen umweltregressivem Populismus und völ
kischen, nationalistischen oder autoritären Ideologien beobachten auch Fritz Reusswig und Beate 
Küpper: „Über Klimapolitik sind Personen bis weit in die Mitte offenkundig durch Populismus erreich-
bar und lassen sich über völkisch-autoritär-rebellische-Angebote bis zum Rechtsextremismus und der 
Billigung von politischer Gewalt verführen“ (2023, S. 313). Umweltregressiver Populismus stellt folg-
lich nicht nur eine Herausforderung für umweltpolitisches Handeln dar, sondern gefährdet langfristig 
auch die Demokratie. Inwiefern neue Entwicklungen in der Parteienlandschaft einen umweltregressi-
ven Populismus mit linksideologischer Ausrichtung hervorbringen, wird sich zeigen. 
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Populistisch agierende Akteur*innen nutzen die Me-
dien gezielt, um populistische Narrative gegen Um-
weltpolitik zu verbreiten. Sie setzen dabei auf mediale 
Kampagnen (Jost et al. 2024, S. 9) und verbreiten um-
weltregressive, populistische Inhalte sowie Miss- und 
Desinformationen in den sozialen Medien über Posts, 
Kommentare, Memes und Hashtags. Auch rechte Zeit-
schriften, Blogs und Foren dienen als Plattformen für 
diese Botschaften. Den befragten Verwaltungsange-
stellten zufolge haben solche medialen Interventio-
nen vielfältige Auswirkungen auf die Umweltpolitik. 
Populistisch aufgeladene mediale Kampagnen lenken 
von zentralen umweltpolitischen Problemen ab, in-
dem sie eine Konfliktlinie zwischen der „einfachen 
Bevölkerung“ und der vermeintlichen „grünen Elite“ 
ziehen und die tatsächlichen umweltpolitischen Her-
ausforderungen in der öffentlichen Wahrnehmung in 
den Hintergrund drängen.

Auch in der Zivilgesellschaft tritt umweltregressiver 
Populismus auf. Insbesondere im Kontext der Ener-
giewende entstehen immer wieder lokale Protestbe-
wegungen gegen den Ausbau erneuerbarer Energien, 
die teils durch eine bundesweite Anti-Windkraft- 
Bewegung miteinander vernetzt sind (Reusswig et al.  
2020, S. 147). Dabei ist es wichtig, zwischen berech-
tigter Kritik an der Umsetzung der Energiewende 
oder begründeten Sorgen um Natur und Umwelt und 
populistischen Interventionen zu unterscheiden. 
Die Vertreter*innen der Zivilgesellschaft, die an den 

Strategiewerkstätten im Rahmen des Projekts teil-
nahmen, schilderten, dass organisierte Gegner*in-
nen der Energiewende durch populistische Narrative 
und stark emotionalisierte Kampagnen (zum Beispiel 
„Verspargelung der Landschaft“) immer wieder den 
öffentlichen Diskurs auf destruktive Weise dominier-
ten und ihre Position überproportional verstärkten. 
Umweltregressiver Populismus findet vor allem dort 
Anklang, wo bislang keine starke Affinität zu umwelt-
politischen Themen besteht, etwa in (Sport-)Vereinen. 
Zudem nutzen (rechts-)populistisch intervenieren-
de Akteur*innen gezielt Leerstellen in der zivilgesell-
schaftlichen Infrastruktur – insbesondere in den ost-
deutschen Bundesländern (Mau 2024, S. 51-52). Die 
Teilnehmer*innen aus der Zivilgesellschaft berichte-
ten außerdem von gezielten Annäherungsversuchen 
populistischer bis rechtsextremer Akteur*innen an 
lokale Umwelt- und Naturschutzinitiativen, etwa in 
Naturschutzparks oder Naturerfahrungsräumen.

Die Debatte um die Novelle des Gebäudeenergiegesetzes 

Die Debatte um die Novelle des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) im Frühjahr 2023 steht beispielhaft 
für die populistische Vereinnahmung des öffentlichen Diskurses in Bezug auf eine klimapolitische 
Maßnahme. Insbesondere der Bild-Zeitung gelang es durch frühzeitige Berichterstattung, die Debatte 
zu prägen. Mithilfe plakativer Überschriften, eingängiger Wortschöpfungen (zum Beispiel „Heizham-
mer“) und tendenziöser Berichterstattung war die Bild-Zeitung in der Lage, in Teilen der Bevölkerung 
eine starke Verlustangst zu aktivieren und heftige Abwehrreaktionen gegen das geplante Gesetz aus-
zulösen. Zwar berichtete ein Großteil der Medien faktisch korrekt über das GEG, übernahm jedoch teil-
weise aus einer journalistischen Binnenlogik heraus (zum Beispiel Clickbaiting) populistisches Voka-
bular („Heizhammer“) oder populistische Narrative. Auch aus diesem Grund konnten Boulevard- und 
Rechtsaußenmedien mit populistischen und von Falschinformationen durchzogenen Artikeln eine große 
Reichweite generieren und Stimmung gegen das Gesetz machen (Jost et al. 2024). Dies gelang vor  
allem deshalb, weil die soziale Komponente in der ursprünglichen Version des Gesetzentwurfes nicht 
ausreichend berücksichtigt worden war. Die finanziellen Sorgen vieler Hausbesitzer*innen angesichts 
eines teuren Heizungstauschs waren nicht ausreichend antizipiert und soziale Ausgleichsmaßnahmen 
nicht klar genug kommuniziert worden (ebd. S. 27-28).
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 Erklärungsansätze für umweltregressiven  
Populismus
Um das Phänomen eines umweltregressiven Popu-
lismus besser zu verstehen und passgenaue Hand-
lungsansätze zu entwickeln, ist eine Betrachtung der 
möglichen Ursachen für das gegenwärtige Auftreten 
populistischer Einstellungen im Umweltbereich not-
wendig. In der Forschungsliteratur sind dabei zwei 
Fragen zentral: 

1.	� Wodurch lassen sich die Rhetorik und das Ver-
halten populistischer Akteur*innen erklären? 

2.	� Was erklärt die gesellschaftliche Empfänglich-
keit für populistische Narrative?

Laut Forschungsliteratur verfolgen populistisch  
intervenierende Akteur*innen mit umweltregressiver 
Rhetorik oft politisch-strategische oder taktische 
Ziele. Oftmals ist die Agitation gegen umweltpoliti-
sche Bestrebungen „nicht primär in der Sache begrün-
det, sondern instrumentell, sie dient der Markierung 
einer starken Differenz“ (Selk et al. 2019, S. 55). Insbe-
sondere die Infragestellung des Klimawandels ist ein 
Alleinstellungsmerkmal gegenüber den etablier-
ten Parteien und der dominierenden Meinung in 
den Medien sowie dem überwiegenden Konsens 
der Wissenschaft (ebd.). Umweltregressiver Populis-
mus fungiert daher als Mobilisierungsstrategie, um 
Betroffenen der Transformation – wie Arbeiter*innen 
in fossilen Industrien oder Gegner*innen der Energie-
wende – ein ideologisches und parteipolitisches An-
gebot zu machen (Sommer et al. 2022, S. 81).

Dies wirft die Frage auf, warum umweltregressiver 
Populismus in der Gesellschaft auf fruchtbaren Bo-
den fällt. Die Forschungsliteratur liefert verschie-
dene Erklärungen für das Erstarken populistischer 
Einstellungen im Allgemeinen und deren Zunahme 
im Bereich der Umweltpolitik. Dabei spielen ökono-
mische, ideologische, soziokulturelle, politische 
und psychologische Faktoren eine Rolle. 

Eine sozial-ökologische Transformation geht mit öko-
nomischen Verteilungsfragen einher. Diese treffen 
auf eine Gesellschaft, die angesichts des Endes der 
DDR, dem Strukturwandel im Ruhrgebiet und an-
deren ehemals schwerindustriellen Regionen sowie 
der Globalisierung von tiefgreifenden strukturel-
len Umbrüchen geprägt ist. Wachsende Ungleichheit 
sowie Lohnstagnation oder -verluste in den unteren 

Einkommensschichten befeuern soziale Verunsiche-
rung und Abstiegsängste – nicht nur bei Geringver-
diener*innen, sondern auch in der gesellschaftlichen 
Mittelschicht (Sturm 2020, S. 73). Gleichzeitig hat der 
Rückbau des Wohlfahrtsstaats im Zuge der Globali-
sierung das Gefühl sinkender sozialer Sicherung ver-
stärkt (Decker 2006). Nach Sommer et al. (2022,  
S. 34 ff.) beeinflussen die eigene ökonomische Situ-
ation, die Angst vor sozialem Abstieg und der Ver-
gleich mit anderen gesellschaftlichen Gruppen (zum 
Beispiel Migrant*innen) die Anfälligkeit für populis-
tische Erzählungen. Dabei zeigt sich eine Ethnisie-
rung sozialer Fragen: Fehlende Sozialleistungen, 
Engpässe in der Gesundheitsversorgung, Konkurrenz 
auf dem Arbeitsmarkt oder Wohnraummangel wer-
den häufig auf Migration zurückgeführt (Sommer et 
al. 2022, S. 35). In der Folge entstehen Narrative, die 
benachteiligte Gruppen gegeneinander ausspielen, 
statt eine Verbesserung der Lebenssituation aller zu 
fordern. 

Mau et al. (2023) analysieren umwelt- und klimapo 
litische Einstellungen entlang sozio-ökonomischer 
Faktoren und stellen eine „ökologische Distinkti-
on“ zwischen Lebensstilen fest. Das ökologische 
Ethos der gebildeten (oberen) Mittelschicht betont 
individuelle Handlungsspielräume und freiwilligen 
(Konsum-)Verzicht zur Reduktion des eigenen öko-
logischen Fußabdrucks. Dem gegenüber steht eine 
„Ökologie der Arbeiterklasse“, die Klimafragen vor  
allem aus verteilungs-politischer Perspektive betrach-
tet. Viele in der Arbeiterschaft nehmen Klimaschutz 
als „Bedrohung eines ohnehin prekären Lebensstan-
dards“ wahr, insbesondere wenn dieser über Inst-
rumente der Verteuerung umgesetzt wird (Mau et al. 
2023, S. 233). Die „Ökologie der Arbeiterklasse“ betont 
den „Vorrang des Sozialen“ und der materiellen Be-
dürfnisbefriedigung gegenüber Klimaschutz (ebd.,  
S. 233). Die individuellen Möglichkeiten der Verhal-
tensänderungen werden aufgrund der eigenen Preka-
rität als stark begrenzt angesehen, Wahlfreiheit und 
limitierter Luxuskonsum (zum Beispiel Flugreisen, 
hoher Fleischkonsum, Besitz teurer Verbrennerautos) 
werden verteidigt (ebd., S. 238). 

Sozio-ökonomische Erklärungsansätze für umwelt-
regressiven Populismus haben auch eine räumliche 
Dimension. Gerade in Regionen, die tiefgreifende 
strukturelle Veränderungen durchlaufen haben 
und mit soziodemografischen und strukturpoliti-
schen Herausforderungen konfrontiert sind – wie 
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etwa das Ruhrgebiet oder die neuen Bundesländer – 
wächst die Sorge um die Zukunft der Region im 
Zuge der ökologischen Wende (Fröhlich et al. 2021; 
Decker et al. 2023). Dabei spielt auch der hohe Identi-
fikationsgrad mit regionalen Industrien eine wichtige 
Rolle. Klaus Dörre (2020, S. 296) zeigt in seiner Analy-
se zu rechtspopulistischen Tendenzen in der Lausitz, 
dass sich mit der Energiewende viele der Beschäftig-
ten der Braunkohleindustrie in ihrer Arbeitsleistung 
und ihrem gesellschaftlichen Beitrag zur Energiever-
sorgung nicht ausreichend anerkannt fühlen. Cyrill 
Otteni und Manés Weisskircher (2022, S. 329) betonen: 
„Klimapolitische Polarisierung hat […] eine wichtige 
sozialräumliche Komponente“. Insbesondere in der 
Energiewende verstärken sich Unterschiede zwischen 
Stadt und Land oder zwischen Zentrum und Periphe-
rie. Regionen, die sich politisch, infrastrukturell oder 
wirtschaftlich benachteiligt fühlen oder es nachweis-
lich sind, sehen sich beim Ausbau erneuerbarer Ener-
gien besonders belastet (Sommer et al. 2022, S. 137).

Populistische Einstellungen finden sich zwar über-
proportional in den unteren sozio-ökonomischen Mi-
lieus bei sogenannten Modernisierungsverlierer*in-
nen, sind jedoch in allen gesellschaftlichen Schichten 
anschlussfähig (Sommer et al. 2022, S. 35). Neben 
ökonomischen Faktoren spielen ideologische Über-
zeugungen eine Rolle. Autoritäre und nationalisti-
sche Ideologien führen häufig zu einer Überhöhung 

nationaler Interessen und einer grundlegenden 
Ablehnung internationaler Kompromisse, etwa in 
der globalen Klimapolitik (Kulin et al. 2021, S. 1112). 
Libertäre und radikal marktliberale Überzeugungen 
begünstigen hingegen eine kategorische Ablehnung 
der Regulierung wirtschaftlicher Transformationspro-
zesse und (internationaler) staatlicher Umweltaufla-
gen (Wolff et al. 2019, S. 49). 

Kulturelle Faktoren dienen ebenfalls zur Erklärung 
eines umweltregressiven Populismus. So kann die 
Betonung „postmaterialistischer Werte und Lebens-
stile als Voraussetzung für wirksamen und ausrei-
chenden Umweltschutz“ (Jacob et al. 2020, S. 308) die 
kulturelle Polarisierung zwischen liberal-progres-
siven und konservativ-nationalistischen Milieus 
verstärken (s. auch Radtke et al. 2019, S. 15 f.). Gesell-
schaftliche Gruppen, die einen Privilegien- und Sta-
tusverlust durch den sozial-ökologischen Wandel be-
fürchten, zeigen eine besonders ablehnende Haltung 
gegenüber Umweltpolitik (Eversberg 2018, 2022). Laut 
Cara Daggett (2018) dient die Verteidigung eines fossi-
len Lebensstils darüber hinaus der Aufrechterhaltung 
patriarchaler Machtstrukturen. Studien zeigen einen 
statistischen Zusammenhang zwischen dem männli-
chen Geschlecht und klimaskeptischen Einstellungen 
(McCright und Dunlap 2011). Umweltpolitische Maß-
nahmen wie ein Tempolimit oder eine Reduktion des 
Fleischkonsums werden als Symbol für „kulturelle 

Zum Fokus der Strategie: (Rechts-)Extremismus vs. Populismus 

Wir definieren Populismus über drei Merkmale: Anti-Elitismus, Anti-Pluralismus und Pro-Volkssouve- 
ränität. Im Unterschied dazu bezeichnet Rechtsextremismus „politische Einstellungen, die Demokratie 
und die Gleichwertigkeit aller Menschen ablehnen“ (Decker & Brähl 2006, S. 20 zitiert nach Decker  
et al. 2024, S. 33). „Wichtige Merkmale sind eine Affinität zu diktatorischen Regierungsformen, chau-
vinistischen Einstellungen und einer Verharmlosung bzw. Rechtfertigung des Nationalsozialismus“  
(Decker et al. 2024, S. 33). Zur rechtsextremen Ideologie hinzu kommen Formen gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit wie Rassismus, Antisemitismus und Sozialdarwinismus. 

(Rechts-)Extremistische Akteur*innen treten im politischen Raum mit dem Ziel auf, die demokratische 
Ordnung grundlegend infrage zu stellen. Dabei nutzen sie auch populistische (umweltregressive)  
Narrative. Entsprechend kann Populismus nicht nur auf die Ablehnung umweltpolitischer Maßnahmen 
abzielen, sondern auch auf die Delegitimierung der Demokratie selbst.  

Da sich diese Publikation auf den Umgang mit umweltregressivem Populismus konzentriert, wird  
das Handeln extremistischer Akteur*innen dort berücksichtigt, wo es für das Thema relevant ist.  
Eine gesonderte Betrachtung extremistischen Handelns erfolgt im Rahmen dieser Broschüre nicht. 
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Deprivilegierungsprozesse für bis dato privilegier-
te Teile der Bevölkerung“ (Sommer et al. 2022, S. 87) 
wahrgenommen. Die Agitation gegen die sozial-öko-
logische Transformation kann folglich als „Kampf um 
materielle und ideelle Vormachtstellung“ (Richter et 
al. 2022, S. 84) verstanden werden, welcher von einer 
Allianz aus populistischen, libertären und rechtsradi-
kalen Akteur*innen sowie einzelnen Vertreter*innen 
der Öl- und Gas-Lobby geführt wird (siehe auch Götze 
& Joeres 2020).

Neben kulturellen Faktoren spielen politische Ursa-
chen eine Rolle. Die Forschung zeigt, dass sich poli-
tische Entscheidungsprozesse strukturell verändert 
und dadurch gemeinschaftliche Interessen weniger 
im Blick haben (Sturm 2020, S. 75 f.). Zum Beispiel  
haben Institutionen wie Zentralbanken, Verfassungs-
gerichte oder internationale Organisationen, die  
nicht direkt gewählt sind, an Einfluss gewonnen. 
Menschen mit geringem Einkommen oder niedri-
ger formaler Bildung erleben, dass ihre Interessen  
in der Politik eine unzureichende Rolle spielen  
(Schäfer & Zürn 2021, S. 18-19). Diese Erfahrungen 
können zu Unzufriedenheit führen und dazu beitra-
gen, dass internationale Klima- und Umweltpolitik 
als undemokratisches Elitenprojekt abgelehnt wird 
(Böhmelt 2021, S. 103). 

Psychologische Faktoren liefern weitere Erklä-
rungsansätze. Die Komplexität von Umweltwis-
senschaft und -politik erschwert es vielen Men-
schen, politische Entscheidungen nachzuvollziehen. 
Das verstärkt das Misstrauen gegenüber wissen-
schaftlichen, politischen und zivilgesellschaftli-
chen Akteur*innen (Lockwood 2018, S. 713). In einer 
zunehmend komplexen Informationslandschaft, in 
der „rationale Entscheidungen unter Abwägung aller 
Fakten zunehmend schwieriger werden“ (Leuser & 
Weiss 2020, S. 11), bietet umweltregressiver Populis-
mus einfache Antworten auf diese Verunsicherung, 
indem er Umwelt- und Klimapolitik grundsätzlich  
ablehnt. 

Studien aus den USA zeigen einen Zusammenhang 
zwischen klimaskeptischen bzw. -ablehnenden Ein-
stellungen und psychologischer Reaktanz (Ma et al. 
2019; Goldberg et al. 2019; Chan & Lin 2022). Reaktanz 
beschreibt eine Reaktion des (inneren) Widerstands 
auf wahrgenommene Freiheitseinschränkungen, mit 
dem Ziel, die bedrohte Freiheit wiederherzustellen 
(Chan und Lin 2022, S. 3). Menschen, die den wissen- 
schaftlichen Konsens zur Existenz des Klimawan-
dels als Versuch der Meinungsbeeinflussung wahr-
nehmen, empfinden dies als Bedrohung ihrer in-
dividuellen Freiheit, wodurch die ursprüngliche 
Skepsis weiter verstärkt wird (Ma et al. 2019). Ähnli-
che Mechanismen identifizieren Mau et al. (2023) für 
Deutschland. Ihr Konzept der Triggerpunkte be-
schreibt „neuralgische Stellen“ im öffentlichen Dis-
kurs, die heftige emotionale Reaktionen hervorrufen 
(ebd., S. 246). Besonders relevant sind sogenannte 
„Verhaltenszumutungen“: Wenn Umweltpolitik als 
Eingriff in die individuelle Lebensführung wahrge-
nommen wird, kann dies zu einer kategorischen Ab-
lehnung ökologischer Forderungen führen – etwa 
beim Umstieg auf Elektromobilität, der Reduktion des 
Fleischkonsums oder dem Verzicht auf Flugreisen 
(ebd., S. 266). 

Auf Basis dieser Erklärungsansätze stellt sich die  
Frage, wie Umweltpolitik auf umweltregressiven 
Populismus reagieren kann. Eine wirksame Stra-
tegie erfordert sowohl ein fundiertes Verständnis der 
populistischen Mechanismen und Rhetorik als auch 
konkrete Handlungsansätze, die demokratische und 
ökologische Werte stärken. Im nächsten Abschnitt 
stellen wir vier strategische Prinzipien sowie sechs 
zentrale Handlungsfelder vor, die auf wissenschaft-
lichen Erkenntnissen und Ergebnissen des kolla-
borativen Werkstattprozesses basieren. Sie bieten 
praktische Lösungsansätze zur Bewältigung dieser 
Herausforderungen.
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Polarisierung vermeiden

Umweltpolitik, 
die souverän mit 
populistischen 
Interventionen 

umgeht 

Wissen über 
Populismus 

stärken

Nähe zwischen  
Umweltpolitik  

und  
Bürger*innen  

schaffen

Selbstbewusst für den Schutz von 
Mensch und Umwelt eintreten

Eigene Darstellung (ifok)

Aus der in Kapitel 3 beschriebenen Funktionsweise 
von umweltregressivem Populismus sowie den wis-
senschaftlichen Erklärungsansätzen leiten sich vier 
Prinzipien ab, die zu einem souveränen Umgang des 
Umweltressorts mit umweltregressivem Populismus 
führen sollen.

Die vier Prinzipien verfolgen sowohl einen reakti-
ven als auch proaktiven Ansatz. Ziel ist es, dass die 
Umweltpolitik des Umweltressorts nicht nur souverän 
auf populistische Interventionen reagiert, sondern 
auch gezielt vorbeugt. Der hier vorgestellte strategi-
sche Rahmen soll dazu beitragen, die Angreifbarkeit 
zu verringern, das Vertrauen in umweltpolitisches 
Handeln zu stärken und die Widerstandsfähigkeit  
gegenüber populistischen Interventionen langfristig 
zu erhöhen.

Vier Prinzipien für eine souveräne Umweltpolitik
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Polarisierung vermeiden
Die ökologische Transformation bringt Ver-
änderungen mit sich, die populistisch agie-
rende Akteur*innen nutzen, um Konflikte zu 
verschärfen. Besonders materielle Verteilungs-
fragen bergen enormes Polarisierungspotenzi-
al (siehe Kapitel 3: Erklärungsansätze für um-
weltregressiven Populismus). Umweltpolitik 
kann dem entgegenwirken, indem sie soziale 
Auswirkungen ihrer Maßnahmen von Anfang 
an mitdenkt. Klare, verständliche Kommuni-
kation und eine positive, zukunftsorientierte 
Erzählweise helfen, Ängste abzubauen. Zudem 
braucht es (mehr) Dialogräume, um verschie-
dene Perspektiven einzubeziehen und gesell-
schaftliche Gräben zu überbrücken.

Selbstbewusst für den Schutz von Mensch 
und Umwelt eintreten
Umweltpolitik sollte sich nicht von populisti-
schen Angriffen verunsichern lassen. Statt auf 
jede Provokation zu reagieren, gilt es, klare Po-
sitionen zu vertreten und die Vorteile nachhal-
tiger Politik sichtbar zu machen. Der Schutz 
von Mensch und Umwelt ist eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe. Eine enge Zusammenar-
beit mit Wissenschaft, Zivilgesellschaft und 
Wirtschaft stärkt die Glaubwürdigkeit und Wi-
derstandsfähigkeit gegenüber populistischen 
Attacken.

Nähe zwischen Umweltpolitik und  
Bürger*innen schaffen
Populistisch intervenierende Akteur*innen 
stellen Umweltpolitik oft als „Politik von oben“ 
dar, die die Bevölkerung nicht ausreichend 
berücksichtigt. Tatsächlich werden regressi-
ve Verteilungseffekte von Umweltpolitik bisher 
noch zu wenig berücksichtigt (siehe Kapitel 3). 
Deshalb sollte Umweltpolitik soziale Fragen 
und die Interessen benachteiligter Gruppen 
stärker in den Mittelpunkt rücken. Transpa-
rente Entscheidungen, verständliche Informa-
tionen und Beteiligungsmöglichkeiten fördern 
Vertrauen und reduzieren die Angriffsfläche 
für populistische Kritik.

Wissen über Populismus stärken 
Populismus arbeitet mit Vereinfachungen und 
Schuldzuweisungen, um Umweltpolitik an- 
zugreifen. Deshalb sollten Mitarbeitende des 
Umweltressorts lernen, populistische Strategi-
en frühzeitig zu erkennen und souverän darauf 
zu reagieren. Ein fundiertes Verständnis dieser 
Mechanismen hilft, populistische Narrative zu 
entkräften und wirksame Gegenmaßnahmen 
zu entwickeln. So bleibt die Umweltpolitik 
widerstandsfähiger gegenüber Desinformation 
und Manipulation. 

Insbesondere in der außerbehördlichen Bildung 
sollte mit aktivierenden Ansätzen gearbeitet 
werden, die Demokratie und Mitbestimmung 
erfahrbar machen und so über die reine Wis-
sensvermittlung hinausgehen. 

Die folgenden sechs Handlungsfelder leiten sich  
aus den vier strategischen Prinzipien ab und setzen 
diese in konkrete Maßnahmen um. Jedes Handlungs-
feld orientiert sich dabei an einem oder mehreren  
Prinzipien und macht sie für die Praxis anwendbar 
(siehe Abbildung 2).

Im Folgenden begründen wir die Auswahl der sechs 
Handlungsfelder und zeigen auf, welchen Beitrag sie 
zur Stärkung der Umweltpolitik leisten.

Die vier strategischen Prinzipien im Detail
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So zahlen die sechs Handlungsfelder auf die Prinzipien ein 

(1) Politikgestaltung 

(2) Narrative und Kommunikation  

(3) Bürgerbeteiligung 

(4) Akteursallianzen 

  
(5) Behördeninterner Kompetenzaufbau  

(6) Behördenexterne Bildungsmaßnahmen  

Politik-
gestaltung Narrative & 

Kommunikation

Bürger-
beteiligung

Bildungs-
maßnahmen

Akteursallianzen
Kompetenz-

au�au

POLARISIERUNG 
VERMEIDEN

WISSEN ÜBER 
POPULISMUS 

STÄRKEN

SELBSTBEWUSST 
DEN SCHUTZ VON 

MENSCH UND 
UMWELT 

VORANTREIBEN

NÄHE ZWISCHEN 
UMWELTPOLITIK 

UND BÜRGER*INNEN 
SCHAFFEN

Eigene Darstellung (ifok)

	 Prinzipien und Handlungsfelder für eine souveräne Umweltpolitik

Basierend auf diesen vier strategischen Prinzipien haben wir sechs Handlungsfelder erarbeitet: 
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(1) Politikgestaltung 
Populistisch intervenierende Akteur*innen nutzen 
gesellschaftliche Zielkonflikte, um Umwelt- und Kli-
mapolitik pauschal abzulehnen. Besonders wirksam 
ist dabei die Ansprache sozialer Ängste – etwa vor hö-
heren Kosten oder ungerechter Verteilung der Lasten 
(Sturm 2020, S. 80–81).

Für die Akzeptanz von Umwelt- und Klimapolitik ist 
die wahrgenommene soziale Gerechtigkeit entschei-
dend (Berquist et al. 2022, S. 236). Viele Menschen 
bewerten Umweltpolitik vor allem danach, wie stark 
diese sie persönlich finanziell belastet (Melloh et al. 
2022,  S. 11). In einkommensschwächeren Gruppen 
überwiegt dabei die Sorge vor den Kosten des ökolo-
gischen Umbaus oft gegenüber der Angst vor den Fol-
gen des Klimawandels (Mau et al. 2023, S. 233). Als 
besonders ungerecht wird empfunden, dass oft nicht 
diejenigen am meisten zahlen, die am stärksten zu 
Umwelt- und Klimaschäden beitragen – etwa Wohl-
habende oder energieintensive Industrien (ebd. S. 221 
f., 233 f.). Es gilt, den wichtigen Debatten zur Verursa-
chung der ökologischen Krisen nicht auszuweichen. 

Um populistischen Angriffen vorzubeugen, muss Um-
weltpolitik soziale Folgen frühzeitig mitdenken und 
für eine faire Verteilung der Kosten sorgen. Die Be-
reitschaft zum Mitmachen steigt deutlich, wenn Men-
schen die Politik als gerecht empfinden (Detsch 2024, 
S. 10; pollytix 2024, S. 39–40). Besonders akzeptiert 
wird eine Politik, die ärmere Haushalte entlastet und 
Wohlhabende stärker in die Pflicht nimmt. Eine Studie 
aus Frankreich zeigt beispielsweise, dass die Zustim-
mung zu einem Tempolimit steigt, wenn es mit einem 
Verbot von Privatjets verknüpft wird (Théodore et al. 
2024).

Zwar kann Umweltpolitik soziale Ungleichheit nicht 
allein beheben – ignoriert sie diese jedoch, verstärkt 
sie bestehende Spannungen und liefert Angriffsfläche 
für das populistische Narrativ vom „Elitenprojekt“ 
auf Kosten der Bevölkerung (Jost et al. 2024, S. 27; 
Denk & Siebert 2024, S. 6–7). Ein prominentes Bei-
spiel dafür war die bereits erwähnte Debatte um das 
Gebäudeenergiegesetz (siehe S. 17).

 Weiterlesen:  
Handlungsansatz 1 „Soziale Folgenabschätzung 
in der Politikgestaltung verankern“ auf Seite 32  

(2) Narrative und Kommunikation
Umwelt- und Klimapolitik findet mehr Unterstützung, 
wenn ihre positiven (Neben-)Effekte betont werden – 
etwa bessere Gesundheit, höhere Lebensqualität  
und ein wirksamer Schutz vor Klimaschäden (pollytix  
2024, S. 61). In der Klimapolitik überzeugen Argu-
mente wie die Stärkung des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland, geringere Abhängigkeit von Energieim-
porten und persönliche Energieautarkie (Hagemeyer 
et al. 2024, S. 22).

Ein positives Framing wirkt stärker als die Betonung 
negativer Folgen von Umweltschäden (pollytix 2024, 
S. 50). Erfolgsbeispiele – etwa die Renaturierung von 
Industrieflüssen, welche die lokale Lebensqualität 
verbessern – machen Veränderungen greifbar, geben 
Zuversicht und stärken das Gefühl, Teil einer gemein-
samen Anstrengung zu sein (Detsch 2024, S. 8).  
Positive Zukunftsnarrative sind daher zentral – 
werden aber bisher zu wenig genutzt.

Ebenso wichtig ist eine zielgruppengerechte Kom-
munikation. Warnungen vor der „Klimakrise“ mobi-
lisieren Menschen mit hohem Problembewusstsein – 
andere fühlen sich abgeschreckt (pollytix 2024, S. 50). 

Eine einfache und bürgernahe Sprache ist für eine 
erfolgreiche Kommunikation entscheidend (pollytix 
2024, S. 61). Fachbegriffe wie „CO₂-Senke“, „Biodi-
versität“ oder „Klimaanpassung“ sind vielen Men-
schen nicht aus ihrem Alltag bekannt. Wenn Poli-
tik und Verwaltung unverständlich kommunizieren, 
erschwert das Bürger*innen nicht nur den Zugang 
zu politischen Entscheidungen und Verwaltungs-
handeln, es öffnet auch ein Einfallstor für populisti-
sche Deutungen. Deshalb ist es entscheidend, Inhalte 
so zu vermitteln, dass sie nachvollziehbar sind und 
nicht als abgehobenes Eliten-Handeln wahrgenom-
men werden.

Soziale Medien verstärken populistische Inhalte, 
da sie auf Emotionen, Polarisierung und Provokation 
setzen – genau das, was die Algorithmen belohnen 
(Hillje 2024). Ähnliches gilt für die Verbreitung emo-
tional aufgeladener Überschriften in den Online-Me-
dien via „Clickbaits“. Gegen diese Dynamik reichen 
Faktenchecks allein nicht aus. Wichtig ist der gezielte 
Aufbau von Medien- und Digitalkompetenz, damit 
umweltpolitische Akteur*innen ihre Botschaften sou-
verän und wirksam kommunizieren können.
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 Weiterlesen:  
Konkrete Handlungsansätze im Bereich  
„Narrative und Kommunikation“:

	▸ Mithilfe emotionaler Erzählungen positive  
Zukunftsperspektiven vermitteln auf Seite 39 

	▸ Komplexe Inhalte in bürgernaher Sprache  
kommunizieren auf Seite 45

	▸ Kompetenzen zu digitalen und sozialen  
Medien aufbauen und stärken; Desinformation 	
durch Community-Management entgegen- 
wirken auf Seite 49    

(3) Bürgerbeteiligung
Neben der Verteilungs- spielt die Verfahrensgerech-
tigkeit eine wichtige Rolle für die Akzeptanz von Um-
weltpolitik. Auch wenn hierzu noch Forschungsbedarf 
besteht, zeigt die existierende Literatur einen positi-
ven Effekt von Beteiligung (Detsch 2024, S.12). Be-
teiligung kann das Vertrauen und die Zustimmung zu 
Maßnahmen erhöhen. Besonders wirksam sind Test-
phasen, die durch Beteiligungsverfahren begleitet 
werden. Sie ermöglichen es, Maßnahmen vorüberge-
hend zu erproben, Bedenken aufzugreifen und anzu-
passen. So stieg etwa in Stockholm die Zustimmung 

10	 Gleichzeitig bergen Beteiligungsprozesse das Risiko, von populistischen Akteur*innen instrumentalisiert beziehungsweise diskreditiert zu werden.  
Hier gilt es, qualitativ hochwertige Verfahren zu gewährleisten, um Kritik an dem Prozess zu entkräften und eine Instrumentalisierung zu vermeiden.

11	 https://www.bmuv.de/download/leitlinien-fuer-gute-buergerbeteiligung-qualitaetssicherung

zur City-Maut nach einer Testphase mit öffentlicher Be-
teiligung um 18 Prozentpunkte – eine Mehrheit sprach 
sich anschließend in einem Referendum für die dauer-
hafte Einführung aus (Heyen & Schmitt 2024, S. 16).

Beteiligungsprozesse schaffen Räume, in denen Ziel-
konflikte offen und faktenbasiert diskutiert werden 
können – gerade solche, die von populistischen Ak-
teur*innen emotional aufgeladen werden. Formate 
wie öffentliche Dialoge zur Windenergieplanung zei-
gen, wie lokale Perspektiven und fachliches Wissen 
konstruktiv zusammenwirken 10.

Wichtig ist dabei die Qualität: Beteiligung braucht 
eine klare Ziel- und Rahmensetzung, ein durchdach-
tes Verfahrensdesign, eine hohe Verfahrensqualität, 
einen adäquaten Umgang mit den Ergebnissen und 
deren Evaluation (siehe Leitlinien für gute Bürgerbe-
teiligung 11). Besonders entscheidend ist der Umgang 
mit den Ergebnissen durch Politik und Verwaltung. 
Werden Vorschläge nicht umgesetzt, muss dies gut be-
gründet und kommuniziert werden, um Enttäuschung 
und Delegitimierung zu vermeiden.

Eine gut durchdachte Beteiligung kostet zunächst 
Zeit, kann aber langfristig Verfahren beschleunigen 
– wenn sie frühzeitig Konflikte klärt und zu tragfähi-
gen Lösungen beiträgt (Allianz Vielfältige Demokra-
tie 2017, S. 7).

https://www.bmuv.de/download/leitlinien-fuer-gute-buergerbeteiligung-qualitaetssicherung
https://www.bmuv.de/download/leitlinien-fuer-gute-buergerbeteiligung-qualitaetssicherung
https://www.bmuv.de/download/leitlinien-fuer-gute-buergerbeteiligung-qualitaetssicherung
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 Weiterlesen:  
Handlungsansatz 5 „Bürgerbeteiligung  
effektiv, verstärkt und passgenau für Umwelt-
politik nutzen“ auf Seite 54  

(4) Akteursallianzen
Umweltpolitik ist eine Gemeinschaftsaufgabe von  
Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft. Aufgrund der 
komplexen Herausforderungen braucht das Umwelt-
ressort starke Bündnisse, um wirksame, alltagsnahe 
und zielgruppengerechte Maßnahmen umzusetzen 
(Klein et al. 2020, S. 73–76).

Strategische Allianzen verbessern die Ansprache 
unterschiedlicher Zielgruppen. Denn: Viele Men-
schen orientieren sich bei strittigen Themen an Ak-
teur*innen, denen sie vertrauen und denen sie ideo-
logisch nahestehen (Heyen & Schmitt 2024, S. 14–15). 
Dementsprechend können strategische Bündnisse mit 
breiten Allianzen helfen, Zielgruppen zu erreichen, 
die dem BMUKN und seinem Geschäftsbereich sonst 
eher fernstehen. Dies können beispielsweise Sport-
vereine, Stadtwerke, Handwerksbetriebe, Religions-
verbände, Brauchtums- und Traditionsvereine, lokale 
zivilgesellschaftliche Organisationen oder Einzel- 
personen sein. 

Allianzen wirken populistischen Narrativen entge-
gen, etwa der Behauptung, nur eine Minderheit unter-
stütze Umweltpolitik. Die „Bürgerenergiewende zeigt, 
wie unterschiedliche Akteur*innen aus engagierter 
Bürgerschaft, Umweltverbänden, Landwirtschaft, Un-
ternehmen und politischen Entscheidungsträger*in-
nen gemeinsam für erneuerbare Energien eintreten 
können (Bündnis Bürgerenergie 2025). Die Einbin-
dung von Bürger*innen in erneuerbare Energiepro-
jekte kann die populistische Argumentation entkräf-
ten, dass Anwohner*innen per se den Ausbau von 
Wind- und Solarenergie ablehnen.

Zugleich geraten zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen zunehmend unter Druck durch populistische und 
extremistische Akteur*innen, die demokratische  
Institutionen gezielt angreifen (Schroeder et al. 2020,  
S. 118–120; Semsrott 2024). Die Folge: Ressourcen  
fließen in Abwehr statt in die eigentliche Arbeit der 
zivilgesellschaftlichen Organisationen (Schroeder  
et al. 2020, S. 118-120). 

Deshalb sollte das Umweltressort die Zivilgesell-
schaft aktiv stärken – durch Vernetzung, Schutz-
strukturen und ausreichende Ressourcen. Denn eine 
starke Zivilgesellschaft ist zentral – für Demokratie 
und Umweltschutz (BMUV 2020, S. 58-59).
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 Weiterlesen:  
Handlungsansatz 6 „Allianzbildung mit der  
Zivilgesellschaft stärken“ auf Seite 59  

(5) Behördeninterner Kompetenzaufbau
Populistische Angriffe können die Glaubwürdigkeit 
politischer Entscheidungen und die Akzeptanz von 
Umweltmaßnahmen erheblich schwächen. Mitarbei-
tende müssen daher in der Lage sein, solche Angrif-
fe zu erkennen und angemessen damit umzugehen 
– ohne die Integrität von Umweltpolitik zu gefährden. 
Denn die Konfrontation zwischen populistischen Po-
sitionen und wissenschaftlich fundierter Politik erfor-
dert besondere Kommunikations- und Dialogfähig-
keiten.

Populistisch intervenierende Akteur*innen nutzen 
zunehmend digitale Plattformen und soziale Medien, 
um Desinformation zu verbreiten und die öffentliche 
Meinung zu polarisieren (Carral et al. 2023). Deshalb 
ist es wichtig, dass Mitarbeitende über grundlegende 
Medienkompetenz verfügen: Sie müssen Falschinfor-
mationen erkennen und gleichzeitig die Plattformen 
gezielt für eigene Kommunikationsstrategien nutzen 
können.

Zudem sind populistische Angriffe oft persönlich und 
emotional aufgeladen. Sie können bei betroffenen 
Mitarbeitenden Stress, Verunsicherung, Angst oder 
ein Gefühl der Isolation auslösen. Derzeit gibt es be-
hördenintern keine feste Anlaufstelle, an die sich be-
troffene Personen wenden können.

Ein gezielter Kompetenzaufbau hilft, diese Lücke zu 
schließen. Er stärkt nicht nur das individuelle Wis-
sen, sondern fördert die Zusammenarbeit und den 
Austausch im gesamten Umweltressort. Schulungen 
und interne Beratungsangebote können als Plattfor-
men für gegenseitige Unterstützung und das Teilen 
erfolgreicher Ansätze dienen.

 Weiterlesen:  
Handlungsansatz 7 „Schulungs- und Beratung- 
angebote aufbauen und stärken: Betroffene 
schützen“ auf Seite 66 

(6) Behördenexterne Bildungsmaßnahmen 
Umweltregressiver Populismus delegitimiert nicht 
nur umweltpolitische Maßnahmen, sondern greift 
auch demokratische Institutionen insgesamt an 
(Denk & Siebert 2024). Das Umweltressort sollte diese 
Verschränkung von antidemokratischen und umwelt-
regressiven Tendenzen in der Bildungsarbeit verstärkt 
berücksichtigen. 

Politische Bildung ist eine zentrale Voraussetzung für 
selbstbestimmtes Handeln in einer Demokratie (Bar-
behön & Wohnig 2022). Gemäß der Strategie der Bun-
desregierung für Demokratie und gegen Extremismus 
soll sie unter anderem helfen, „antidemokratische 
Positionen kritisch zu reflektieren“ (Bundesministeri-
um des Innern und für Heimat [BMI] 2024a). Umwelt-
bildung darf sich daher nicht auf die Wissensvermitt-
lung im Umweltbereich beschränken. Vielmehr sollte 
sie im Sinne einer Bildung für nachhaltige Entwick-
lung (BNE) die notwendigen Kompetenzen vermit-
teln, um an der „Gestaltung einer demokratischen 
und kulturell vielfältigen Gesellschaft“ sowie den 
„gesellschaftlichen Veränderungen […] hin zu einer 
nachhaltigen, gerechten Gesellschaft“ mitzuwirken 
(BMUV 2023). Dazu gehört auch die Auseinanderset-
zung mit Machtverhältnissen und Akteursstruktu-
ren in der Umweltpolitik sowie die Aufklärung über 
umweltregressiven Populismus und den Umgang mit 
Falschinformationen (Nachreiner et al. 2020, S. 14).

Diesem Anspruch wird das Bildungsangebot des 
BMUKN in vielerlei Hinsicht bereits gerecht, etwa 
durch Formate, die Demokratie- und Umweltbildung 
verbinden oder explizit umweltregressiven Populis-
mus thematisieren. Diese Ansätze gilt es zu versteti-
gen. Künftig sollte noch gezielter darauf geachtet wer-
den, demokratiepolitische Inhalte in bestehende und 
neue Bildungsprojekte zu integrieren – insbesonde-
re zu den Wirkmechanismen von umweltregressivem 
Populismus und den strukturellen Voraussetzungen 
einer nachhaltigen Umweltpolitik.  

 Weiterlesen:  
Handlungsansatz 8 „Demokratiepolitische  
Aspekte der Umweltpolitik stärken“ 
auf Seite 70 
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	 Acht Handlungsansätze 

Im Folgenden stellen wir acht Handlungsansätze 
für das Umweltressort vor. Wir beginnen mit proakti-
ven Handlungsansätzen, die an den Ursachen für das 
Verfangen von Populismus in der Gesellschaft anset-
zen. Wie in Kapitel 3 beschrieben, schaffen bestimmte 
gesellschaftliche Entwicklungen und Veränderungen 
einen besonders günstigen „Nährboden“ für Popu- 
lismus. Die Handlungsansätze 1, 2, 3 und 5 greifen 
daher insbesondere die folgenden Prinzipien auf:  
Polarisierung vermeiden und Nähe zwischen Umwelt-
politik und Bürger*innen schaffen.

Die Handlungsansätze 4, und 7 sind eher reak-
tiver Natur. Sie sollen helfen, auf populistische 

Interventionen souverän(er) reagieren zu können und 
negative Effekte auf Umweltpolitik und die Mitarbei-
tenden des Umweltressorts so gering wie möglich zu 
halten. Sie folgen insbesondere den folgenden Prin-
zipien: Selbstbewusst den Schutz von Mensch und 
Umwelt vorantreiben sowie Wissen über Populismus 
stärken. 

Handlungsansätze 6 zur Allianzbildung und 8 zu  
behördenexternen Bildungsmaßnahmen bilden  
Ausnahmen und lassen sich in beide Kategorien ein-
ordnen. Diese Ansätze enthalten sowohl proaktive  
als auch reaktive Elemente.

Handlungsansatz Handlungs-
feld

Pro- 
aktiv

Re- 
aktiv

Polarisie-
rung  
vermeiden

Nähe 
zwischen 
Umwelt- 
politik 
und Bür-
ger*innen 
schaffen

Selbstbe-
wusst 
den Schutz 
von Mensch 
und Umwelt 
vorantreiben

Wissen über 
Populismus 
stärken

1
Soziale Folgenab- 
schätzung in der Politik- 
gestaltung verankern

Politik- 
gestaltung x

2
Mithilfe emotionaler Erzäh-
lungen positive Zukunfts-
perspektiven vermitteln

Narrative 
und  
Kommuni-
kation

x

3 Komplexe Inhalte in  
bürgernaher Sprache  
kommunizieren

x

4

Kompetenzen zu digita-
len und sozialen Medien 
aufbauen und stärken; 
Desinformation durch 
Community-Management 
entgegenwirken

x

5 Bürgerbeteiligung effektiv, 
verstärkt und passgenau 
für Umweltpolitik nutzen

Beteiligung x

6 Allianzbildung mit der 
Zivilgesellschaft stärken

Allianzen x x

7
Schulungs- und Bera-
tungsangebote aufbauen 
und stärken; Betroffene 
schützen

Kompetenz- 
aufbau x

8
Demokratiepolitische 
Aspekte der Umweltpolitik 
stärken

Bildung x x
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Um populistischer Mobilisierung vorzugreifen und 
das Risiko einer gesellschaftlichen Gegenreaktion  
zu minimieren, sollte Umweltpolitik keine sozialen 
Ungleichheiten verschärfen. Neben der fairen Vertei-
lung von Kosten und Nutzen gilt es, die Anerkennung 
unterschiedlicher gesellschaftlicher Gruppen, ihrer 
Leistungen und Identitäten zu wahren (Anerkennungs-
gerechtigkeit). Dies ist vor allem bei tiefgreifenden 
Strukturwandelprozessen, wie etwa dem Kohleaus-
stieg, relevant.

Daher sollten politische Entscheidungen frühzeitig 
die sozialen und wirtschaftlichen Folgen geplanter 
Maßnahmen einbeziehen. Durch eine vorausschau-
ende Analyse lassen sich Anpassungen im Maß-
nahmen-Design vornehmen und geeignete Aus-
gleichsinstrumente entwickeln, bevor populistisch 
intervenierende Akteur*innen Widerstand mobilisie-
ren. Besonders vulnerable Gruppen verdienen dabei 
besondere Aufmerksamkeit. Eine gerechte Verteilung 
der Lasten sollte sich am Verantwortungsprinzip ori-
entieren: Gesellschaftliche Gruppen, die durch ihren 
(Luxus-)Konsum und ihre Wirtschaftsweise stärker 
zur ökologischen Krise beitragen, sollten bei der Fi-
nanzierung umweltpolitischer Maßnahmen entspre-
chend in die Verantwortung genommen werden. 
Gleichzeitig müssen sozioökonomisch benachteiligte 
Gruppen, einschließlich der unteren Mittelschicht 12, 
mit ihrem vergleichsweise geringen ökologischen 
Fußabdruck gezielt entlastet werden. 

12	 Für eine Definition der Mittelschicht nach OECD-Kriterien siehe: Dorn et al. 2023, S. 29-36
13	 https://plattform.egesetzgebung.bund.de/cockpit/#/egfa

Entsprechend sollte das Umweltressort die Analyse 
sozialer Verteilungseffekte als festen Bestandteil 
der Politikgestaltung verankern. Der folgende Ab-
schnitt zeigt, warum eine verstärkte Folgenabschät-
zung notwendig ist, und stellt verschiedene Ansätze 
für die behördliche Praxis vor. 

Eine gerechte Lastenverteilung erfordert, dass Ver-
antwortliche die erwartbaren sozialen Auswirkungen 
umweltpolitischer Maßnahmen systematisch erfas-
sen und bewerten. Bisher erfolgt dies vor allem im 
Rahmen der Gesetzesfolgenabschätzung, welche in 
der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundes- 
ministerien festgelegt ist (BMI 2024c). Allerdings kon-
zentriert sich die Gesetzesfolgenabschätzung zumeist 
auf haushalterische Auswirkungen, den Erfüllungs-
aufwand für die Wirtschaft sowie die Auswirkungen 
auf die Verbraucher*innen. Auch wenn eine Prüfung  
der Gesetzesfolgen hinsichtlich ihrer Wirkung auf 
eine nachhaltige Entwicklung (welche durch die  
elektronische Nachhaltigkeitsprüfung 13 erfolgt) eben-
so vorgeschrieben ist, ist eine umfassende soziale  
Folgenabschätzung nicht explizit vorgesehen. Ein 
UBA-Positionspapier zur Gesetzesfolgenabschätzung 
stellt fest: „Aussagen zu Aspekten der sozialen  
Gerechtigkeit [...] fehlen häufig“ (Matthey et al. 2018, 
S. 6). Diese sind jedoch elementar, um den negativen 
Verteilungswirkungen in der Politikgestaltung gezielt 
entgegenzuwirken. Daher sollten in der Politikgestal-
tung die Verteilungswirkungen geplanter Maßnah-
men strukturiert analysiert werden. 

 1 – �Soziale Folgenabschätzung in der  
Politikgestaltung verankern

Folgt diesen Prinzipien:

	 Polarisierung vermeiden
	 Nähe zwischen Umweltpolitik und Bürger*innen schaffen
	 Selbstbewusst den Schutz von Mensch und Umwelt vorantreiben

Wirkungsart:       Reaktiv      Proaktiv Wirkungszeitraum:     Kurzfristig      Langfristig  

https://plattform.egesetzgebung.bund.de/cockpit/#/egfa
https://plattform.egesetzgebung.bund.de/cockpit/#/egfa
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Nachfolgend stellen wir drei miteinander kombinier-
bare Bausteine der sozialen Folgenabschätzung vor. 
Sie unterscheiden sich hinsichtlich ihres Umfangs, 
ihrer Institutionalisierung und ihres Erfüllungsauf-
wandes.

Baustein 1  
Interne Konsultation von „Sozialreferaten“ in der 
Ausarbeitung von Umweltmaßnahmen und Sensibi-
lisierung von Facheinheiten 

Werden neue umweltpolitische Maßnahmen ent-
wickelt, sollten im Rahmen der Hausabstimmung 
jene Facheinheiten einbezogen werden, die sich mit 
den sozialen Aspekten von Umweltpolitik befas-
sen. Eine solche Konsultation der „Sozialreferate“ 
im Prozess der Politikgestaltung dient der gemeinsa-
men Abschätzung von möglichen Verteilungseffek-
ten geplanter Maßnahmen sowie der Identifikation 
des damit verbundenen Risikos einer populistischen 
Intervention. Daraufhin sollten die beteiligten Ak-
teur*innen die Maßnahmen gemeinsam überarbeiten 
und ggf. geeignete Flankierungs- oder Ausgleichs-
mechanismen entwickeln. Die Mitarbeitenden der 
„Sozialreferate“ können in ihrer Einschätzung auf 
Wissen und Erfahrungen aus bestehenden Projekten 
zur sozialen Folgeabschätzung zurückgreifen, die in 
der Regel in diesen Referaten angesiedelt sind (siehe 
 „Anknüpfungspunkte“). Damit steht ihnen eine brei-
te fachwissenschaftliche Basis zur Verfügung. Um die 
ganze Bandbreite des durch ressorteigene Vorhaben 
generierten Wissens nutzen zu können, ist ein funkti-
onierender Austausch zwischen dem BMUKN und sei-
nen nachgeordneten Behörden elementar.

Gleichzeitig sollten Facheinheiten, die umweltpo-
litische Maßnahmen entwickeln, für die Relevanz 
sozialer Aspekte in der Politikgestaltung sensibili-
siert werden. Den Mitarbeitenden dieser Einheiten 
sollten Möglichkeiten geboten werden, ihre Exper-
tise in diesem Bereich ausbauen, sodass sie selbst 
eine erste Einschätzung treffen können, ob es einer 
tiefergehenden Betrachtung sozialer Folgen bedarf. 
Solch ein Wissensaufbau könnte im Rahmen von ver-
pflichtenden Workshops und Schulungen erfolgen. 
Diese sollten ebenso über Instrumente und Faktoren 
der sozial gerechten Politikgestaltung aufklären, so-
dass die Facheinheiten noch stärker als bisher in die 
Lage versetzt werden, Aspekte der sozialen Gerech-
tigkeit systematisch in der Maßnahmenentwicklung 
zu berücksichtigen. Hier können insbesondere die 

Erkenntnisse der Akzeptanzforschung eine Grundla-
ge darstellen (siehe „Weitere Quellen“). 

Baustein 2  
Standardisierte, niedrigschwellige Checkliste zur 
Folgenabschätzung

Bei der Hausabstimmung sollten die sozialen Vertei-
lungswirkungen anhand einer Checkliste bewertet 
werden. Diese sollte niedrigschwellig mit geringem 
Mehraufwand durchzuführen sein. Der Check sollte 
anhand einer standardisierten Frageliste erfolgen.  
Infrage kommen dafür verschiedene Formate, bei-
spielsweise ein PDF- oder Word-Dokument, oder ein 
einfach zu bedienendes Web-Tool. Es gilt zu prü-
fen, welches Format den Anforderungen an einfache 
Entwicklung und unkomplizierte Bedienbarkeit am 
besten entspricht. Die Checkliste dient der systema-
tischen Abschätzung der sozialen Verteilungswirkun-
gen (sowohl der Kosten als auch des Nutzens) entlang 
verschiedener Dimensionen (sozio-ökonomische und 
-demografische, räumliche, zeitliche Verteilung) und 
Wirkungskategorien (zum Beispiel Einkommen, Ver-
mögen, Arbeit, Gesundheit, Zugang zu öffentlichem 
Raum und politischer Teilhabe). Eine Durchführung 
durch die Facheinheiten könnte gegebenenfalls in  
Zusammenarbeit mit den „Sozialreferaten“ erfolgen.

Gleichzeitig sollte die Checkliste anzeigen, ob es einer 
umfangreicheren Prüfung der sozialen Verteilungs-
wirkung und möglicher Ausgleichsmechanismen be-
darf. Ist dies der Fall, sollte in Einzelfällen ein umfas-
sendes Social Impact Assessment durchgeführt bzw. 
in Auftrag gegeben werden (Baustein 3).

Neben einer Abschätzung der sozialen Folgen sollte 
die Checkliste eine Indikation über das Risiko einer 
populistischen Intervention bezüglich der jeweiligen 
umweltpolitischen Maßnahme liefern. Relevante Fak-
toren können hierbei u. a. sein: 

	▸ Wie verteilen sich die mit der Maßnahme einher-
gehenden Kosten und Nutzen (monetär, in Bezug 
auf Gesundheit, Teilhabe, Zugang etc.) auf unter-
schiedliche gesellschaftliche Gruppen (zum Bei-
spiel nach Einkommensdezil, Geschlecht, Alter), 
Räume (zum Beispiel spezifische Regionen, Stadt/
Land) und ggf. Zeiten (zum Beispiel künftige Ge-
nerationen)? 

Politikgestaltung
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	▸ Welche Folgen hätte ein Nicht-Handeln auf vulner-
able/einkommensschwache Gruppen?

	▸ Wie kann die Maßnahme so ausgestaltet werden, 
dass sie für einkommensschwache Bevölkerungs-
gruppen sowie die untere Mitte bezahlbar ist?

	▸ Gibt es gesellschaftliche Entwicklungen (Inflati-
on, Lohnentwicklung etc.), die die Verteilungswir-
kung der Maßnahme beeinflussen oder die media-
le Aufmerksamkeit der Maßnahme erhöhen?

	▸ Wie tief greift die Maßnahme in das private 
Nahumfeld bzw. in den Alltag der Betroffenen ein?

	▸ Wie präsent war und ist das Thema in der öffentli-
chen Debatte?

	▸ Ist die gesellschaftliche Debatte zum Thema pola-
risiert? Ist die Maßnahme bereits Bestandteil po-
pulistischer bzw. extremistischer Agitation?

14	 https://www.umweltbundesamt.de/themen/nachhaltigkeit-strategien-internationales/umweltpruefungen/folgenabschaetzung-von-politischen-strategien
15	 https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/2271/dokumente/sfa_leitfragen.pdf

	▸ Welche Erkenntnisse liefert die Forschung über 
gesellschaftliche Einstellungen zu der Maßnahme 
bzw. dem Themenfeld?

Die Checkliste kann entweder von einem externen 
Dienstleister, beispielsweise im Rahmen eines For-
schungsvorhabens, erarbeitet oder von den „Sozial- 
referaten“ selbst entwickelt werden. In jedem Fall soll-
te die Erstellung der Checkliste unter Einbeziehung 
der Expertise aus dem Umweltressort, der Zivilge-
sellschaft und der Forschung erfolgen. Orientierungs-
punkt könnte dabei speziell das Tool zur Strategie-
folgenabschätzung (SFA14) sein, welches seit 2019 im 
Umweltressort für die exante Folgenabschätzung  
von politischen Strategien im Bereich Umwelt, Wirt-
schaft und Soziales genutzt wird. Insbesondere die  
im Rahmen des Tools zu beantwortenden Leitfragen 
im Bereich Soziales 15 sind für die Folgenabschätzung 
umweltpolitischer Maßnahmen relevant. Anders als 
das existierende SFA, sollte das Tool zur Folgenab-
schätzung verpflichtender Bestandteil der Entwick-
lung umweltpolitischer Maßnahmen sein. 

https://www.umweltbundesamt.de/themen/nachhaltigkeit-strategien-internationales/umweltpruefungen/folgenabschaetzung-von-politischen-strategien
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/2271/dokumente/sfa_leitfragen.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/themen/nachhaltigkeit-strategien-internationales/umweltpruefungen/folgenabschaetzung-von-politischen-strategien
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/2271/dokumente/sfa_leitfragen.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/2271/dokumente/sfa_leitfragen.pdf
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Baustein 3  
Social Impact Assessment 

Ein Social Impact Assessment (SIA) stellt eine syste-
matische ex ante Gesetzesfolgenabschätzung entlang 
gesellschaftlicher Ungleichheitsdimensionen dar.  
Dabei werden neben sozio-ökonomischen Kriterien 
weitere Faktoren wie beispielsweise Gesundheit,  
regionale Disparitäten und der Zugang zu öffentlicher 
Daseinsvorsorge berücksichtigt.

Um den hausinternen Mehraufwand möglichst gering 
zu halten, sollte ein umfassendes Social Impact  
Assessment nur erfolgen, wenn die Verteilungswir-
kung einer geplanten umweltpolitischen Maßnahme 
in der Hausabstimmung oder mithilfe der oben be-
schriebenen Checkliste als negativ eingeschätzt wird. 
Dies sollte nur Einzelfälle betreffen.

Die Ergebnisse des Social Impact Assessments  
können dann in den Gestaltungsprozess der Gesetz- 
gebung mit einfließen. Hier ist die politische Ebene 
in der Verantwortung, die maßgeblichen Schlüsse zu 
ziehen und Entscheidungen zu treffen (insbesondere 
zur Priorisierung der Ergebnisse). 

In der Konzeption und Umsetzung eines solchen  
Social Impact Assessments kann auf eine Reihe 
bereits existierender Aktivitäten des Umweltressorts 
sowie anderer Institutionen aufgebaut werden (siehe 
„Anknüpfungspunkte“). Darüber hinaus sollten die 
Aktivitäten anderer Ministerien sowie der Bundes- 
regierung und der Europäischen Union (EU) Orien-
tierung bieten. So hat die Bundesregierung mit dem 
Klimaschutzprogramm 2023 beschlossen, ein Sozi-
almonitoring Klimaschutz aufzubauen, welches von 
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 
(BMWK) und Bundes-ministerium für Arbeit und  
Soziales (BMAS) gemeinsam in Auftrag gegeben  
wurde (BMWK 2023, S. 25).

 Ziel des entsprechenden Forschungsvorhabens 16 ist, 
Vorschläge für die Konzeption eines ex ante Social  
Impact Assessments Klimaschutz zu machen. Das 
hier vorgeschlagene Social Impact Assessment für 
den Umweltschutz sollte sich eng an diesem Vorha-
ben orientieren. Einen weiteren Anhaltspunkt kann 
das Integrated Impact Assessment auf EU-Ebene  
bieten, welches ein elementarer Bestandteil der 
Anstrengungen der EU ist, bessere (das heißt 

16	 https://www.oeko.de/projekte/detail/sozialmonitoring-klimaschutz-vom-monitoring-sozialer-wirkungen-zur-folgenabschaetzung

sozialverträglich ausgestaltete, evidenzbasierte und ef-
fektive) gesetzliche Vorschriften zu erlassen (Europä-
ische Kommission 2024).

Hinweise zur Umsetzung 

	▸ Ein Forschungsvorhaben zur Entwicklung eines  
Social Impact Assessments sollte u. a. klären, 
wann im Politikprozess ein solches Assessment 
ansetzt, wie es konkret gestaltet sein kann, wie  
es verstetigt wird und welche Unterstützungs-
strukturen es innerhalb des Umweltressorts 
braucht.

	▸ Sollte die Entwicklung für ein umfangreicheres 
SIA an externe Dienstleister vergeben werden, 
könnte das Forschungsvorhaben durch ein Arbeits- 
paket ergänzt werden, das die Durchführung  
eines SIA für einzelne Gesetzesvorhaben im Sinne 
einer Erprobung vorsieht. 

	▸ Bei besonders konflikthaften oder langfristig ge-
planten Maßnahmen können zusätzlich Fokus-
gruppen mit betroffenen Gesellschaftsgruppen 
eingesetzt werden, um frühzeitig Konfliktpotenzi-
ale und Optionen für sozialen Ausgleich zu identi-
fizieren.

	▸ Ein SIA verursacht zusätzlichen Aufwand, doch 
dieser sollte ganzheitlich bewertet werden: Neben  
finanziellen und personellen Ressourcen sind 
mögliche Einsparungen durch reibungslosere 
Umsetzung, geringeren politischen und media-
len Widerstand und weniger nachträglichen An-
passungsbedarf zu berücksichtigen. Die Debatte 
um das Gebäudeenergiegesetz zeigt beispielhaft, 
wie fehlende soziale Flankierung zu erheblichem 
Mehraufwand und Akzeptanzproblemen führen 
kann (Jost et al. 2024, S. 27).

	▸ Für eine konsequente Verankerung des SIA ist 
Rückhalt durch die Hausleitung zentral. Sie gibt 
„Sozialreferaten“ die nötige Legitimität, um ihre 
Analysen und Empfehlungen durchzusetzen.

	▸ Langfristig braucht es eine engere Abstimmung 
bei der Gesetzes- und Maßnahmenentwick-
lung zwischen BMUKN und anderen relevan-
ten Ministerien (zum Beispiel BMAS, BMF oder 
BMWE). 

Politikgestaltung

https://www.oeko.de/projekte/detail/sozialmonitoring-klimaschutz-vom-monitoring-sozialer-wirkungen-zur-folgenabschaetzung
https://www.oeko.de/projekte/detail/sozialmonitoring-klimaschutz-vom-monitoring-sozialer-wirkungen-zur-folgenabschaetzung


36

Politikgestaltung

	▸ Um populistischen Angriffen präventiv zu be- 
gegnen, sollte die soziale Dimension von Umwelt- 
politik proaktiv, nachvollziehbar und über 
vielfältige Kommunikationskanäle kommuni-
ziert werden (siehe Handlungsansatz 3).

	▸ Die soziale Folgenabschätzung sollte verschie-
dene Dimensionen von Gerechtigkeit berück-
sichtigen: neben Einkommensungleichheit auch 
regionale Unterschiede (z. B. Stadt/Land, Ost/West) 
und soziale Faktoren wie Geschlecht oder Migrati-
onshintergrund. 

	▸ Nicht nur Kosten, sondern auch Nutzen umwelt-
politischer Maßnahmen sind oft ungleich ver-
teilt. Hier gilt es, die Verteilung des Nutzens in 
die Folgenabschätzung miteinzubeziehen und 
gegebenenfalls Maßnahmen so zu gestalten, dass 
insbesondere sozio-ökonomisch und gesellschaft-
lich benachteiligte Gruppen von Umweltpolitik 

profitieren bzw. deren Mehrbelastung minimiert 
oder durch andere Maßnahmen ausgeglichen 
wird. Dies sollte kommunikativ anhand konkreter 
Beispiele herausgestellt werden, um aufzuzeigen, 
dass Umweltpolitik zu sozialer Gerechtigkeit bei-
tragen kann.

Herausforderungen

	▸ Der Handlungsspielraum des Umweltressorts ist 
begrenzt: Das Umweltressort kann soziale Auswir-
kungen umweltpolitischer Maßnahmen analysie-
ren und die Ergebnisse in die Maßnahmengestal-
tung einfließen lassen. Es kann jedoch bestehende 
gesellschaftliche Ungleichheiten nicht allein behe-
ben. Auch emotionale Betroffenheit – etwa wenn 
eine bestimmte Branche reguliert wird und sich 
Branchenangehörige nicht anerkannt fühlen – 
lässt sich nicht immer materiell kompensieren. 
Dennoch hilft eine bewusste Auseinandersetzung 
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mit Verteilungswirkungen, soziale Spannungen 
nicht zu verschärfen, die Akzeptanz zu erhöhen 
und populistischen Angriffen vorzubeugen.

	▸ Die systematische Integration der sozialen Folgen-
abschätzung in den Prozess der Politikgestaltung 
erfordert zusätzliche personelle (und finanz- 
ielle) Mittel. Ein umfassendes SIA sollte dort ein-
gesetzt werden, wo relevante soziale Verteilungs-
effekte zu erwarten sind. Der Aufwand lohnt sich: 
Er sollte in der Regel geringer ausfallen als der 
Schaden, der durch öffentliche Konflikte oder poli-
tischen Widerstand entstehen kann.

	▸ Auch wenn externe Dienstleister mit der Durch-
führung eines SIA beauftragt werden, entsteht 
Aufwand für das Ministerium – etwa für die Ver-
gabe, Koordination und Qualitätssicherung.

	▸ Auch bei weniger umfangreichen Einschätzungen 
ist ein zeitlicher Mehraufwand einzuplanen – 
insbesondere für die Abstimmung mit „Sozialrefe-
raten“ und anderen beteiligten Akteuren.

Anknüpfungspunkte zu bestehenden Projekten, 
Maßnahmen und Prozessen

	▸ Im BMUKN werden Verteilungs- oder Betroffen-
heitsanalysen mit Blick auf sozio-ökonomische 
Be- oder Entlastungen bei der Entwicklung neuer 
Maßnahmen fallspezifisch durch Facheinheiten 
beauftragt. Es gibt auch eine interne Gender- 
Impact-Analyse in Form einer Checkliste 
(Spitzner et al. 2020). Die Facheinheiten wenden 
diese bisher nicht systematisch an, sie kann aber 
als Orientierungspunkt dienen.

	▸ Im UBA wird seit 2024 die soziale und gesell-
schaftliche Relevanz von Forschungsvorha-
ben abgefragt. Eine Checkliste soll dabei unter-
stützen, die soziale und gesellschaftliche Relevanz 
systematischer als bisher in der Forschung zu be-
rücksichtigen, etwa indem spezifische Forschungs-
fragen oder Datenanalysen ins Forschungsdesign 
integriert werden. Ziel ist es, die Auswirkungen 
von Politikempfehlungen auf die Gesellschaft bes-
ser zu verstehen und somit politische Maßnahmen 
sozialverträglich und zielgenau zu formulieren 

17	 https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/eckpunkte-einer-sozialen-umwelt-klimapolitik 
18	 https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/soziale-aspekte-von-umweltpolitik-im-beduerfnisfeld
19	 https://www.umweltbundesamt.de/themen/nachhaltigkeit-strategien-internationales/umweltpruefungen/folgenabschaetzung-von-politischen-strategien

und umzusetzen. Die Checkliste befindet sich ak-
tuell in der Testphase.

	▸ Mehrere vom UBA (und BMUKN) im Rahmen 
des Ressortforschungsplans beauftragte Vor-
haben entwickeln Kriterien und Methoden für die 
umfassende Analyse der sozialen Verteilungswir-
kung von Umweltpolitik. Die hier gewonnenen Er-
kenntnisse sollten für die Entwicklung eines So-
cial Impact Assessments für das gesamte Ressort 
genutzt werden. Dazu zählen u. a.: 

•  �Das Forschungsvorhaben  „Soziale Aspekte von 
Umweltpolitik“17, UBA 2020-2024. Hier wurde u. 
a. ein Analyseraster mit Kategorien für die Ab-
schätzung sozialer Folgen entwickelt. Die sozia-
le Folgenabschätzung wird zudem für verschie-
dene Sektoren der Umweltpolitik exemplarisch 
durchgeführt (beispielsweise im Bedürfnisfeld 
Wohnen 18 (Kenkmann et al. 2024)). 
Der Abschlussbericht des UBA-Forschungsvor-
habens entwickelt Eckpunkte einer sozial ge-
rechten Klima- und Umweltpolitik. Dazu wird 
eine Reihe von analytischen und normativen 
Eckpunkten diskutiert, die als Kriterien für die 
Entwicklung von sozialer Umweltpoltik maß-
geblich sind. Zudem werden praxisnahe Ansät-
ze für die Entwicklung sozialer Umweltpolitik 
vorgestellt, die insbesondere konkrete Hand-
lungsansätze und beispielhafte Politikinstru-
mente beinhalten (Heyen et al. 2025).

•   Das Web-Tool Strategiefolgenabschätzung (SFA) 19  
des Umweltbundesamtes bietet die Möglichkeit 
der Prüfung von Strategien und Programmen 
hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf Umwelt, 
Wirtschaft und Soziales.

•  �Das BMUKN prüft derzeit die Entwicklung einer 
„Toolbox“ mit einem Sozial-Check für Maßnah-
men im Rahmen eines Forschungsvorhabens. 
Dabei sollen sozio-ökonomische Wirkungskate-
gorien (zum Beispiel Verteilungswirkungen auf 
Haushaltseinkommen, finanzielle Be-/Entlas-
tungen von Haushalten, Eigentum, Beschäfti-
gung – regional beziehungsweise nach Stadt/
Land differenziert) im Fokus stehen. Das Vorha-
ben soll 2025 ausgeschrieben werden.

Politikgestaltung

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/eckpunkte-einer-sozialen-umwelt-klimapolitik
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/soziale-aspekte-von-umweltpolitik-im-beduerfnisfeld
https://www.umweltbundesamt.de/themen/nachhaltigkeit-strategien-internationales/umweltpruefungen/folgenabschaetzung-von-politischen-strategien
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/eckpunkte-einer-sozialen-umwelt-klimapolitik
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/eckpunkte-einer-sozialen-umwelt-klimapolitik
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/soziale-aspekte-von-umweltpolitik-im-beduerfnisfeld
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/soziale-aspekte-von-umweltpolitik-im-beduerfnisfeld
https://www.umweltbundesamt.de/themen/nachhaltigkeit-strategien-internationales/umweltpruefungen/folgenabschaetzung-von-politischen-strategien
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•  �Das Forschungsvorhaben „Verteilungswirkun-
gen umweltpolitischer Maßnahmen und Instru-
mente“20 (Jakob et al. 2016), (abgeschlossen).  
In dessen Rahmen wurde eine Methode zur 
Analyse von Verteilungswirkungen von umwelt-
politischen Maßnahmen und Instrumenten  
entwickelt und angewendet, die sowohl die  
Betrachtung von ökonomischen Verteilungs- 
wirkungen als auch sozialen und Umwelt- 
wirkungen einschließt. Die hier entwickelte  
Methode kann Grundlage einer Checkliste  
beziehungsweise eines umfassenderen SIA sein.

•  �Ein 2018 abgeschlossenes, vom BMU beauf-
tragtes Forschungsvorhaben untersuchte die 
ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen 
Folgewirkungen, die mit dem Erreichen der Sek-
torziele für 2030 des Klimaschutzplans 2050 der 
Bundesregierung verbunden sind (Endbericht: 
Repenning et al. 2019).

20	 https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/verteilungswirkungen-umweltpolitischer-massnahmen
21	 https://www.oeko.de/projekte/detail/sozialmonitoring-klimaschutz-vom-monitoring-sozialer-wirkungen-zur-folgenabschaetzung
22	 In einer Befragung der Bertelsmann Stiftung gaben 50 % der befragten Kommunen an, eine umfassende Nachhaltigkeitsprüfung durchzuführen oder deren Einführung zu planen.  

In acht Bundesländern besteht eine Nachhaltigkeitsprüfung oder ist in Planung (Redenius et al. 2023).

	▸ Die Bundesregierung hat mit dem Klimaschutz-
programm 2023 beschlossen, ein Sozialmonitoring 
Klimaschutz 21 aufzubauen. Das von BMWK und 
BMAS gemeinsam beauftragte Vorhaben zur Ent-
wicklung eines solchen Sozialmonitorings startete 
Anfang 2025. Hier sollten mögliche Synergien bei 
der Entwicklung eines SIA für den Umweltschutz 
berücksichtigt werden.

	▸ Die EU lässt sämtliche Legislativvorhaben sowie 
bedeutende nicht-legislative Vorhaben umfassend 
während des Gestaltungsprozesses auf mögliche 
Politikfolgen prüfen, insbesondere im Bereich 
ökologische, soziale und wirtschaftliche nachhal-
tige Entwicklung. Diese Integrated Impact Assess-
ments sind wichtiger Bestandteil der „Better Regu-
lation Agenda“ der EU (Europäische Kommission 
2024).

	▸ Ein weiteres Beispiel für die umfassende Folgen-
abschätzung in der behördlichen Praxis stellen 
die Nachhaltigkeitsprüfungen auf kommunaler 
und Landesebene dar.22
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Narrative sind sinnstiftende Erzählungen, die kom-
plexe Themen verständlich und emotional greifbar 
machen. In der Umweltpolitik prägen sie, wie Proble-
me wahrgenommen und welche Lösungen als legitim 
empfunden werden. 

Populistische Narrative stellen Umweltpolitik oft als 
Bedrohung für Wohlstand, nationale Identität oder 
soziale Gerechtigkeit dar – emotional aufgeladen, 
konfliktbetonend und häufig faktenfern. Dem lässt 
sich mit positiven Zukunftsnarrativen begegnen, die 
Umweltpolitik verständlich, glaubwürdig und an-
sprechend vermitteln. Ziel ist es, konstruktive Pers-
pektiven zu stärken und Identifikationsangebote zu 
schaffen – nicht nur zur Kommunikation, sondern 
als strategische Reaktion auf populistische Verein-
fachungen (Sommer et al. 2022, S. 143; Quent et al. 
2022).

Hinweise zur Umsetzung

	▸ Populistische Narrative (er-)kennen, aber  
nicht wiederholen 
Vor der Entwicklung eigener Erzählungen sollten 
gängige populistische Narrative bekannt sein (sie-
he Kapitel 3). Diese gilt es nicht direkt zu entkräf-
ten – das könnte sie unbeabsichtigt verstärken. 
Stattdessen sollten eigene, positive Narrative ent-
wickelt werden, etwa: „Naturschutz verbessert un-
sere Lebensqualität“ oder „Grüner Wandel schafft 
regionale Arbeitsplätze“.

	▸ Leitfragen zur Entwicklung positiver Narrative 
nutzen: 

•	� Wofür ist eine intakte Natur „gut“? Welche 
alltäglichen, positiven Erlebnisse sind direkt 
von einer intakten Natur abhängig? Was ver-
bindet mich ganz persönlich mit Natur? 
Etwa: Die gute Waldluft, die Farbenpracht  
einer bunten Blumenwiese und auf ihr leben-
de Schmetterlinge, die wohltuende Kühle eines 
schattigen Platzes, ein Sommerpicknick im 
Freien. 

•	� Wie könnte unser zukünftiges Leben ausse-
hen, wenn wir uns jetzt für Natur und Um-
welt engagieren? Etwa: Wir profitieren von 
einem stabileren Klima, wir können verschie-
dene Landschaften entdecken und genießen, 
wir können uns in der Natur erholen und Frei-
zeitaktivitäten in ihr ausüben.

•	� Welche realistischen Optionen zum Schutz 
von Natur und Umwelt gibt es? Wie kann sich 
jede*r niedrigschwellig einbringen? Etwa: ein 
Duschsparkopf, beim Einkauf auf bestimmte 
Inhaltsstoffe verzichten.

	▸ Positive Bilder und konkrete Beispiele nutzen 
Anstatt auf Angst oder Abwehr zu setzen, sollten 
Narrative eine attraktive Vision einer nachhalti-
gen Zukunft entwerfen und die positiven Aspekte 
der Transformation sowie die Co-Benefits umwelt-
politischer Maßnahmen hervorheben (Nagel 2022). 
Alltagserlebnisse, wie die kühle Waldluft oder ein 
Picknick im Park, machen den Wert von Natur 

 2 – �Mithilfe emotionaler Erzählungen positive  
Zukunftsperspektiven vermitteln 

Folgt diesen Prinzipien:

	 Polarisierung vermeiden
	 Nähe zwischen Umweltpolitik und Bürger*innen schaffen
	 Selbstbewusst den Schutz von Mensch und Umwelt vorantreiben

Wirkungsart:       Reaktiv      Proaktiv Wirkungszeitraum:     Kurzfristig      Langfristig  
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greifbar. Beispiele aus der Praxis – etwa Land- 
wirte, die von nachhaltigem Wirtschaften profitie-
ren oder energieautarke Kommunen – können zei-
gen, wie Umweltpolitik konkret wirkt. Die „lebens-
werte Stadt“ bietet ein anschauliches Bild: saubere 
Luft, kühlere Sommer, weniger Krankheitsrisiken, 
mehr Lebensqualität.

	▸ Mithilfe von „Visioning“ Beteiligung und  
Kreativität fördern  
Die „Visioning“-Methode lädt Menschen ein, sich 
ihr ideales, klimafreundliches Lebensumfeld 
vorzustellen und dieses visuell oder textlich zu 
veranschaulichen – losgelöst von aktuellen Ein-
schränkungen. Bedürfnisse, Sorgen und Wünsche 
fließen in den Dialog ein und eröffnen neue Denk- 
und Lösungsräume (Ende et al. 2021).

Mögliche Themen für Zukunftsnarrative:

Gemeinschaft und Verantwortung 
Die Erzählung eines starken „Wir“ stellt den Zu-
sammenhalt und das gemeinsame Handeln in 
den Mittelpunkt. Konzepte wie „Teilen statt Be-
sitzen“ oder „gemeinsam gestalten statt gegen-
einander agieren“ fördern solidarisches Verhal-
ten. In einer Gesellschaft, die immer mehr von 
Individualisierung und Vereinsamung betroffen 
ist, können Zugehörigkeit und gegenseitiger 
Schutz attraktiv sein.

Erholung in der Natur und Lebensqualität 
Wälder, Seen, Gärten und Wiesen sind für viele 
Menschen wichtige Erholungsorte. Hier finden 
zahlreiche Aktivitäten der Bürger*innen statt: 
Ausflüge, Picknicks, Hobbygärtnern, Sport bis 
hin zur Reha.

Gesundheit 
Saubere Luft, weniger Hitze, mehr Grünräume 
– all das schützt besonders Kinder, Ältere 
und vulnerable Gruppen. Wer Umwelt schützt, 
stärkt die Gesundheit aller.

Lebenswerte Stadt 
Sichere Straßen, „grüne Inseln“, Schutz vor 
Überhitzung bei extrem heißen Temperaturen 
und saubere Luft machen unsere Städte der 
Zukunft lebenswerter – und das generationen-
übergreifend.

Stabilität und Heimatschutz 
Angesichts zunehmender Unsicherheiten und 
existentieller Bedrohungen durch die Klima-
krise kann Klimaschutz als Garant für Stabi-
lität und Zukunftssicherheit erzählt werden 
– als Schutz für Lebensräume, vertraute Land-
schaftsbilder, Infrastruktur und die Wirtschaft 
(Staud und Reimer 2021).

Autonomie und Freiheit 
Umwelt- und Klimapolitik kann mit Unabhän-
gigkeit (zum Beispiel durch erneuerbare Ener-
gien statt Abhängigkeit von Importen) und Frei-
heit (etwa durch saubere Mobilität) assoziiert 
werden – sei es auf persönlicher oder gesamt-
gesellschaftlicher Ebene.

	▸ Konkrete (Erfolgs-)Geschichten erzählen,  
siehe folgende Beispiele:

•	� Die erfolgreiche Renaturierung der Emscher: 
Der Fluss im Ruhrgebiet war jahrzehntelang  
einer der schmutzigsten Flüsse Deutschlands 
und galt als biologisch tot. Nach der Renaturie-
rung kehrte die Artenvielfalt sowie Lebens- 
qualität in Form von Rad- und Wanderwegen 
zurück (Leue 2019).

•	� Die Entwicklung des Rhein-Hunsrück-Krei-
ses zum energieautarken Landkreis durch ge-
lungene Zusammenarbeit vor Ort: Mittlerwei-
le produziert der Landkreis fast viermal so viel 
Strom aus erneuerbaren Quellen, wie er selbst 
verbraucht (Kreisverwaltung Rhein-Hunsrück-
Kreis 2024).

•8 �Die Verbesserung der Luftqualität in Deutsch-
land: So konnten durch die Einschränkung 
schädlicher Ausstöße im Jahr 2024 erstmalig alle 
Grenzwerte der europäischen Luftqualitätsricht-
linie eingehalten werden (UBA 2025). 
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	▸ Inklusion statt Spaltung betonen 
Populistische Narrative zeigen oft nur Verlie- 
rer*innen der Umweltpolitik. Erfolgreiche Narra- 
tive betonen, dass Arbeitnehmer*innen in Kohle- 
regionen über soziale Ausgleichsmaßnahmen 
oder Umschulungen nicht zurückgelassen werden 
(Sommer et al. 2022, S. 143). Ein weiteres Beispiel: 
Insbesondere Landwirtschaft und Naturschutz 
werden häufig gegeneinander ausgespielt – dabei  
arbeiten sie an vielen Stellen bereits Hand in Hand. 
Geschichten, die begreiflich machen, dass Vielfalt 
in der Natur und in der Landwirtschaft gleichzei-
tig möglich sind und sich sogar gegenseitig stär-
ken, bringen Kooperation in den Vordergrund und 
setzen auf Wertschätzung und ein konstruktives 
Miteinander, von dem alle profitieren.

	▸ Adressatenorientierte Ansprache  
Unterschiedliche Zielgruppen erfordern maß- 
geschneiderte Narrative, Tonalitäten und Inhalte, 
die auf deren spezifische Bedürfnisse, Prioritäten 
und Wissensstände eingehen. 

	▸ An Werte der Zielgruppen anknüpfen 
Ein Narrativ, das auf die Werte der Zielgruppen 
eingeht, hat das Potenzial, langfristige Unterstüt-
zung für umweltpolitische Maßnahmen zu sichern 
(Nagel 2022). Beispiele sind der konservative Wert 
„Bewahrung der Schöpfung“ oder der soziale Wert 
der intakten Natur für zukünftige Generationen.

	▸ Beteiligung und Gemeinschaft stärken 
Populismus lebt von Misstrauen gegenüber  
„Eliten“. Umwelt-Narrative sollten daher Teil- 
habe, Mitgestaltung und Selbstwirksamkeit  
betonen, zum Beispiel Beteiligungsmöglichkeiten 
in Form von Bürgerbeteiligungen oder die konkrete  

Die Rolle von politischen Emotionen

Emotionen spielen eine zentrale Rolle in politischen Debatten, Entscheidungsprozessen und Mei-
nungsbildung. Sie beeinflussen nicht nur, wie Menschen politische Informationen verarbeiten, son-
dern auch, welche Themen sie als besonders wichtig erachten und wie sie darauf reagieren. Beson-
ders in Zeiten gesellschaftlicher Unsicherheit oder Krisen wirken emotionale Botschaften stärker als 
rein faktenbasierte Argumente.

Emotionen als Mobilisierungsinstrument  
Populistische Akteur*innen setzen häufig auf eine Kombination aus negativen Emotionen wie Angst 
oder Wut und positiven Emotionen, wie Zuversicht und Zusammenhalt. Zunächst wird ein Bedrohungs-
szenarium erzeugt (zum Beispiel „Die Politik schränkt eure Freiheit ein.“), um sich im nächsten Schritt 
als Kämpfer*in für eine bessere Zukunft (ohne „grüne Verbote") zu inszenieren (Hillje 2021, S. 121). 

Eine progressive Umweltpolitik sollte daher ebenso positive Emotionen wie Stolz, Zusammenhalt und 
Zukunftsoptimismus mobilisieren, um eine emotional attraktive Alternative zur populistischen Erzäh-
lung darzustellen und somit Zustimmung zu umweltpolitischen Maßnahmen zu fördern (zum Beispiel 
im Sinne von „Wir schützen gemeinsam unsere Lebensgrundlagen!“).

Warum Emotionen oft stärker wirken als Fakten 
Menschen treffen Entscheidungen selten rein rational. Psychologische Studien zeigen, dass Emotio-
nen wesentlich zur Meinungsbildung beitragen, oft sogar stärker als sachliche Argumente. Zum Bei-
spiel: Schlagzeilen mit emotionalen Inhalten beeinflussen unsere Urteile über Personen selbst dann, 
wenn wir die Medienquelle für wenig vertrauenswürdig halten (Baum & Rahman 2020). Deshalb sind 
narrative Ansätze in der politischen Kommunikation besonders wirkungsvoll: Geschichten, Bilder und 
persönliche Schicksale sprechen Emotionen an und bleiben stärker im Gedächtnis als abstrakte Zah-
len oder komplexe Gesetzestexte.
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Mitwirkung an Projekten durch Citizen-Science- 
Ansätze sowie einfache Möglichkeiten, im eige- 
nen Umfeld für die Natur aktiv zu werden (etwa 
durch das Aufzeigen von Handlungsmöglich- 
keiten zur Förderung von biologischer Vielfalt im  
eigenen Garten, auf dem Balkon oder durch Kon-
sumentscheidungen). Da Populist*innen über die 
Anerkennung der Lebensleistung der „einfachen 
Leute“ mobilisieren, sollte in der umweltpoliti-
schen Kommunikation darauf geachtet werden die 
Handlungsmöglichkeiten und die Errungenschaf-
ten von Bürger*innen auf lokaler Ebene hervor- 
zuheben. Eine gute Grundlage zur Motivation ist  
dabei, das Motto „Eine*r für alle und alle für  
eine*n“ in den Vordergrund zu rücken. Die Leit- 
frage: Wie können wir als Gemeinschaft das  
Beste für alle erreichen?

	▸ Wirksamkeit von Narrativen testen  
Bevor Narrative in der Außenkommunikation zum 
Einsatz kommen, sollten sie in Fokusgruppen und 
repräsentativen Befragungen getestet werden. Ein 
Beispiel dafür ist die kommunikative Vorbereitung 
der Ernährungsstrategie der Bundesregierung. Da-
bei wurden verschiedene Narrative entwickelt und 

getestet, etwa die Titel „Gutes Essen für Deutsch-
land – Ernährungsstrategie der Bundesregierung“ 
und „Wir machen gutes Essen leichter – ein Gewinn 
für uns und unsere Erde.“ (BMEL 2024). 

	▸ Geeignete Kommunikationskanäle finden  
Für die Verbreitung der Narrative sind Partner-
schaften mit sogenannten Multiplikator*innen 
oder „Trusted Messengers“ (beispielsweise  
Influencer*innen oder Vereine bzw. Verbände) zu 
empfehlen. Diese Personen bzw. Organisationen 
erreichen Gruppen, die über die „klassischen“ 
Verbreitungswege nicht erreicht werden und ge-
nießen bei ihren Zielgruppen ein hohes Ansehen 
und damit Glaubwürdigkeit. Es kann auch sinn-
voll sein, sich ungewöhnliche Verbündete (zum 
Beispiel Industrieverbände, Handwerksbetriebe 
oder Gewerkschaften) zu suchen, um von externer 
Glaubwürdigkeit zu profitieren und die gesamtge-
sellschaftliche Relevanz des Umwelt- und Natur-
schutzes zu betonen.
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Herausforderungen

	▸ Wirksame Narrative brauchen Wiederholung  
Ein Beispiel hierfür ist das Narrativ der „Freiheits-
energien“, welches der damalige Bundesfinanz- 
minister Christian Lindner 2022 zu Beginn des 
russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine setzte, 
um eine Verknüpfung zwischen Sicherheit, Ener-
giesouveränität und erneuerbare Energien herzu-
stellen (BMF 2022). Dieses Narrativ wurde jedoch 
nicht weiterverwendet, sodass sich daraus keine  
weiteren strategischen oder kommunikativen  
Ansätze ergaben. Um Narrativen Wirksamkeit zu 
verleihen, müssen sie nicht nur benannt, sondern  
ausformuliert und weiterentwickelt sowie an-
schließend kontinuierlich kommuniziert und in 
die öffentliche Diskussion eingebracht werden  
– nötigenfalls können im Zeitverlauf Anpassun-
gen vorgenommen werden.

	▸ Langfristige Narrative brauchen Zeit  
Für die Entwicklung umfassender positiver Zu-
kunftserzählungen für den Umweltbereich sollte 
die Narrativentwicklung langfristig angelegt sein. 
Wichtig für ein nachhaltig tragbares Narrativ ist 
es, sowohl zurückliegende gesellschaftliche Ver-
änderungen aufzugreifen als auch in kommenden 
Entwicklungen bestehen zu können. Um diese  
vorauszusehen, bieten sich mehrwellige Narrativ- 
Testings an, die über einen mehrjährigen Zeitraum 
durchgeführt werden. So können die Narrative an-
gepasst und die Zustimmung der Zielgruppen über 
die Zeit beobachtet werden. Solch ein langfristiger 
Prozess sollte möglichst zu Beginn einer Legisla-
turperiode angestoßen werden, da er maßgeblich 
zur kommunikativen Ausrichtung des Umwelt- 
ressorts beitragen kann. 

Anknüpfungspunkte zu bestehenden Projekten, 
Maßnahmen und Prozessen

	▸ Hinweise auf überzeugende Narrative liefert der 
Abschlussbericht des BMUV-Vorhabens „Gesell-
schaftliche Akzeptanz von Umwelt- und Klima-
schutz II“ (pollytix 2024, S. 61). Auf Grundlage 
segmentspezifischer, repräsentativer Befragungen 
kommen die Autor*innen unter anderem zu dem 
Ergebnis, dass die Bezeichnung der Umweltpro-
blematik als „Krise“ nur bei Bevölkerungsgrup-
pen mit einem erhöhten ökologischen Problembe-
wusstsein anschlussfähig ist. Für andere wirkt der 
Krisenbegriff eher abschreckend. Der Krisenfokus 
ist zudem nur schwer mit einer positiven Erzäh-
lung verknüpfbar. 

	▸ Das BMUKN nimmt am Ressortkreis „bürgerzent-
rierte Politik“ im Bundeskanzleramt teil. Dort wer-
den regelmäßig Best-Practice-Beispiele aus den 
Bundesressorts präsentiert und diskutiert, wie 
bessere Beteiligung, Kommunikation und Akzep-
tanz der Politik der Bundesregierung durch die 
Bürger*innen gelingen kann.
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Eine verständliche Sprache, die komplexe politische 
Sachverhalte nachvollziehbar erläutert und begrün-
det, kann das populistische Narrativ von „politischen 
Eliten versus das einfache Volk“ entkräften. Eine kla-
re und bürgernahe Sprache hilft, Umweltmaßnah-
men nachvollziehbar zu machen, Missverständnisse 
zu vermeiden und populistischen Vereinfachungen 
entgegenzuwirken. Um komplizierte Themen für die 
Mehrheit verständlich aufzubereiten, sollte Öffentlich-
keitsarbeit sowohl in Einfacher Sprache als auch re-
gelmäßig in Leichter Sprache ausgeführt werden. So 
können Personen erreicht werden, die wissenschaft-
liche und Behördensprache nicht verstehen. Für jene, 
die das Internet nicht nutzen – immerhin vier Prozent 
der Bevölkerung (Statistisches Bundesamt 2025) –, ist 
es zudem notwendig, neben digital abrufbaren Infor-
mationen auch ausgedruckte Alternativen zur Verfü-
gung zu stellen. Im nächsten Schritt können ergän-
zende Veranstaltungsformate in Leichter Sprache in 
Erwägung gezogen werden, wobei hierfür die Weiter-
bildung von Moderator*innen stark zu empfehlen ist.  

Hinweise zur Umsetzung

Im Umweltressorts ist bereits viel Wissen rund um 
Kommunikation und bürgernahe Sprache vorhanden. 
Auf diesen Vorarbeiten sollte aufgebaut werden. Im 
Folgenden fassen wir die wichtigsten Punkte zur bür-
gernahen Kommunikation zusammen:

	▸ Gefühle und Werte ansprechen  
Kommunikation besteht nicht nur aus Fakten, 
sondern aus Emotionen und Werten. Erfolgreiche 
Slogans wirken, weil sie ein positives Gefühl  
erzeugen. Etwa: „Unsere Zukunft gemeinsam  

gestalten – packen wir es an.“ Dabei sollte Kom-
munikation konkreter und damit fassbarer sein, 
um die Chance zu erhöhen, bei den Adressaten 
Identifikation herzustellen. Das genannte Beispiel 
sollte besser formuliert werden zu: „Lasst uns 
Bäume pflanzen: Sie reinigen die Luft und spei-
chern das Wasser. Und sie binden CO2.“  
 
Dabei sollte Katastrophenrhetorik vermieden wer-
den. Menschen fühlen sich durch gehäufte Katas-
trophen und Krisen überfordert und wenden sich 
unter Umständen eher ab, sodass sie nicht ins not-
wendige Handeln kommen.

	▸ Alltagsnähe herstellen 
Menschen erinnern sich besser an Geschichten als 
an abstrakte Fakten. Statt nur Zahlen zu nennen, 
sollte man echte Beispiele und Erfahrungen nut-
zen, die Handlungsspielräume aufzeigen. Etwa: 
„In der Stadt wurde ein Teich angelegt. Er kühlt in 
der sommerlichen Hitze die Luft und bietet gleich-
zeitig Tieren und Pflanzen einen Lebensraum.“ 
Themen sind verständlicher, wenn sie direkt mit 
dem Alltag der Menschen verbunden werden und 
nicht abstrakt bleiben. Beispiel: „Wie macht Klima- 
schutz das Leben in deiner Stadt angenehmer?“ 
anstatt „CO₂-Reduktion als nationales Ziel“.

	▸ Das „Warum“ erklären 
Menschen verstehen Inhalte besser, wenn sie wis-
sen, warum eine Maßnahme wichtig ist. Beispiel: 
„Mehr Kreislaufwirtschaft für unsere Zukunft: 
Wie wir durch Reparieren und Weiterverwenden 
Rohstoffe sparen und Müll reduzieren.“ 

 3 – �Komplexe Inhalte in bürgernaher  
Sprache kommunizieren

Folgt diesen Prinzipien:

	 Polarisierung vermeiden
	 Nähe zwischen Umweltpolitik und Bürger*innen schaffen
	 Selbstbewusst den Schutz von Mensch und Umwelt vorantreiben

Wirkungsart:       Reaktiv      Proaktiv Wirkungszeitraum:     Kurzfristig      Langfristig  



46

Narrative und Kommunikation

	▸ Selbstwirksamkeit fördern 
Wenn das „Warum“ geklärt ist, kommt im nächs-
ten Schritt das „Wie“. Dabei konkrete Beispiele zu 
nennen, wie jede*r selbst niedrigschwellig etwas 
beitragen kann, bindet die Menschen ein und  
fördert den „Bottom-up“-Gedanken, statt nur von 
oben „Top-down“-Maßnahmen einzuführen.

	▸ Fachbegriffe vermeiden oder verständlich  
erklären  
Statt komplizierte Begriffe wie „Biodiversität“  
zu verwenden ist „biologische Vielfalt – also die 
Vielfalt an Arten, Lebensräumen und Genen“ 
anschaulicher. Generell gilt: Fachbegriffe dürfen 
eingeführt werden, sollten aber überwiegend 
durch bekannte Begriffe ersetzt beziehungsweise 
umschrieben werden. So wird der Bekanntheits-
grad der Fachbegriffe gesteigert, ohne in der 
Kommunikation zu sehr abzuschrecken. Noch 
besser: konkrete Beispiele nennen, etwa in Bezug 
auf Biodiversität „verschiedene Frösche, Vögel 
und Insekten in Gärten, an Seen und in Wäldern“.  
Tipp: Zum Überprüfen von Texten auf Ver-
ständlichkeit gibt es verschiedene Tools 23. 

23	 Frei erhältliche Textanalyse-Tools zur Überprüfung auf Verständlichkeit sind zum Beispiel Wortliga, Leichtlesbar oder Psychometrica.

	▸ Einfache Sprache in der Außenkommunikation 
verwenden  
Botschaften sollten kurz, verständlich und prä- 
gnant formuliert sein. Wichtig ist, dass die 
Kernaussage korrekt bleibt – dabei muss nicht 
jedes wissenschaftlich relevante Detail abgedeckt 
werden. Die Botschaft steht im Vordergrund. Es 
empfiehlt sich, auf gut entwickelte, KI-gestützte 
Sprachmodelle wie ChatGPT zurückzugreifen,  
die Texte auf Verständlichkeit prüfen und für 
verschiedene Zielgruppen umformulieren können.

	▸ Begriffe testen 
Manche Begriffe wirken anders als beabsichtigt 
(beispielsweise klingt „Dieselprivileg“ positiv). 
Bei großen Kampagnen kann es sich daher loh-
nen, Botschaften vor der Veröffentlichung zu  
testen (Message Testing). So kann geprüft werden, 
welche Begriffe zur klareren Vermittlung beitra-
gen. Einen Leitfaden hat dazu beispielsweise das  
Klimakommunikationsinstitut „Klimafakten“  
veröffentlicht (siehe unten „Weitere Quellen“).

	▸ Vielfältige Formate und Kanäle nutzen  
Umweltpolitik sollte über verschiedene Wege und 
Formate kommuniziert werden. Neben Broschüren 
und Pressemitteilungen sind Social Media, Web- 
sites, Podcasts, Erklärvideos, Umweltbildungs- 
angebote für Kinder und Erwachsene sowie Bürger-
dialoge wichtige Kanäle und Formate.



47

Narrative und Kommunikation

	▸ Multiplikator*innen einbinden 
Die Kommunikation mit Bürger*innen kann ziel-
gruppengerecht durch die Einbindung von „Ver-
mittler*innen“ unterstützt werden – so können 
Botschaften etwa durch Influencer*innen oder 
andere Kommunikationsakteure *innen aus ver-
schiedenen Bereichen sprachlich passend auf- 
bereitet und die Menschen so noch besser erreicht 
werden.

	▸ Zielgruppengerecht kommunizieren  
Nicht jeder Mensch nimmt Informationen auf die 
gleiche Weise wahr oder interessiert sich für diesel-
ben Aspekte. Unterschiedliche Zielgruppen brau-
chen maßgeschneiderte Erklärungen und Formate.

	▸ Fortlaufend weitere Zielgruppen erschließen 
Die Zielgruppen können stetig ausgebaut und er-
gänzt werden. So wächst der Kreis der erreichten 
Personen aus unterschiedlichen Bereichen fortlau-
fend an, wodurch Erfahrungen aus der bisherigen 
Kommunikation angewendet werden können. 

24	 https://www.barrierefreiheit-dienstekonsolidierung.bund.de/Webs/PB/DE/barrierefreie_it/uebergreifende-anforderungen-web-und-app/leichte-sprache/leichte-sprache-artikel.html

	▸ Angebote in Leichter Sprache machen 
Mindestens eine Zusammenfassung in Leichter 
Sprache sollte Teil jeder Veröffentlichung sein. Es 
wird zwischen Einfacher Sprache und Leichter 
Sprache unterschieden. Während Einfache Spra-
che die vereinfachte Version eines schweren Tex-
tes darstellt, handelt es sich bei Leichter Sprache 
eher um eine Übersicht der wichtigsten Informati-
onen aus einem Text. Leichte Sprache folgt zudem 
klaren, festgelegten Regeln. So darf etwa jeder 
Satz nur eine Aussage beinhalten, manche Wörter 
müssen fettgedruckt, andere mit Bindestrich ge-
trennt werden. Leichte Sprache hilft vor allem Per-
sonen mit Lese- und Lernschwierigkeiten sowie  
jenen, die Probleme mit der deutschen Sprache  
haben (Informations-Technik-Zentrum Bund 24). 

Den Unterschied zwischen Einfacher und Leichter 
Sprache erklären wir untenstehend.

Einfache versus Leichte Sprache verfolgen beide das Ziel, Texte verständlicher zu machen, unterscheiden 
sich aber in ihren Regeln und Zielgruppen.

Einfache Sprache: Leichte Sprache:

	▸ Vereinfacht, aber flexibler als Leichte Sprache

	▸ Zielgruppe: Menschen mit geringer Lese- 
kompetenz, Nicht-Muttersprachler*innen oder 
Personen, die sich schnell informieren wollen

	▸ Besonders stark vereinfachte Sprache

	▸ Folgt festen Regeln, zum Beispiel Sätze  
mit maximal acht bis zehn Wörtern

	▸ Zielgruppe: Menschen mit kognitiven  
Beeinträchtigungen, Lernschwierigkeiten  
oder geringen Deutschkenntnissen

Beispiel:

	▸ Schwere Sprache:  
„Die ökologische Transformation erfordert  
eine interdisziplinäre Zusammenarbeit  
verschiedener Akteure.“

	▸ Einfache Sprache:  
„Viele Fachleute müssen zusammenarbeiten, 
damit unsere Welt umweltfreundlicher wird.“

Beispiel:

	▸ Schwere Sprache:  
„Die ökologische Transformation erfordert  
eine interdisziplinäre Zusammenarbeit  
verschiedener Akteure.“

	▸ Einfache Sprache:  
„Wir wollen die Natur schützen. Dafür müssen 
wir einiges verändern. Viele Fachleute müssen 
zusammenarbeiten.“

https://www.barrierefreiheit-dienstekonsolidierung.bund.de/Webs/PB/DE/barrierefreie_it/uebergreifende-anforderungen-web-und-app/leichte-sprache/leichte-sprache-artikel.html
https://www.barrierefreiheit-dienstekonsolidierung.bund.de/Webs/PB/DE/barrierefreie_it/uebergreifende-anforderungen-web-und-app/leichte-sprache/leichte-sprache-artikel.html


48

Narrative und Kommunikation

Herausforderungen

	▸ Verständliche Sprache braucht Zeit und  
Teamarbeit  
Um Texte verständlich zu machen, müssen 
Fachabteilungen und Kommunikationsstellen eng 
zusammenarbeiten. Das kostet Zeit und erfordert 
Abstimmung. Zudem lassen sich wissenschaftli-
che Inhalte nicht immer stark vereinfachen, ohne 
dass wichtige Details verloren gehen. Auch recht-
liche Vorgaben können klare Sprache erschweren. 
Deshalb sollten Kommunikationsstrategien gut 
geplant und getestet werden, um Missverständ-
nisse zu vermeiden und trotzdem glaubwürdig zu 
bleiben.

	▸ Medien gezielt mitdenken  
Medien entscheiden mit, welche Themen in der  
Öffentlichkeit sichtbar werden. Wer erfolgreich  
kommunizieren will, sollte verstehen, wie  
Medien Nachrichten auswählen. Kommunika-
tions- und Fachabteilungen sollten eng zusammen-
arbeiten, um umweltpolitische Inhalte medien- 
gerecht aufzubereiten. Dafür ist ein laufender 
Austausch wichtig. Trotzdem ist nicht garantiert, 
dass eine Botschaft in den Medien landet – Timing, 
Aktualität und Relevanz spielen eine große Rolle.

Anknüpfungspunkte zu bestehenden Projekten, 
Maßnahmen und Prozessen

Das BMUKN erfüllt die Anforderungen nach der  
Barrierefreiheitsverordnung (BITV). Hiernach ist das 
Ministerium verpflichtet, bestimmte Erläuterungen  
in Leichter Sprache anzubieten – darunter allgemeine 
Informationen zum Inhalt der Webseite, zur Navigati-
on und zur Erklärung der Barrierefreiheit. Ausge- 
wiesene Texte in Einfacher Sprache sind bisher nicht  
online veröffentlicht. 

Weitere Quellen

Naturschutz- und Klimakommunikation:

Eser, U. (2024). Naturschutzkommunikation mit Wirkung. Menschen erreichen, überzeugen und motivieren. https://bfn.bsz-bw.de/
frontdoor/deliver/index/docId/1789/file/Schrift693.pdf (29.04.2025)

Schrader, C. (2022). Meide Wissenschaftsjargon. In: Über Klima sprechen. Das Handbuch. https://klimakommunikation.klimafak-
ten.de/wp-content/uploads/HandbuchKlimakommunikation_Kap18-MeideWissenschaftsjargon_final.pdf (29.04.2025)

Schmid, M. (2023). Leitfaden für Politik, Behörden und Institutionen: Klimakommunikation im Verkehr. https://www.kea-bw.
de/fileadmin/user_upload/Nachhaltige_Mobilitaet/Wissensportal/KEA-BW-Leitfaden_Klimakommunikation_barrierefrei.pdf 
(29.04.2025)

Leichte Sprache:

Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2014, 2022). Leichte Sprache – Ein Ratgeber. https://www.bmas.de/SharedDocs/
Downloads/DE/Publikationen/a752-ratgeber-leichte-sprache.pdf?__blob=publicationFile&v=8 (29.04.2025)

Netzwerk Leichte Sprache e.V. (2022). Die Regeln für Leichte Sprache – vom Netzwerk für Leichte Sprache. https://www.netz-
werk-leichte-sprache.de/fileadmin/content/documents/regeln/Regelwerk_NLS_Neuauflage-2022.pdf (29.04.2025)

https://bfn.bsz-bw.de/frontdoor/deliver/index/docId/1789/file/Schrift693.pdf
https://bfn.bsz-bw.de/frontdoor/deliver/index/docId/1789/file/Schrift693.pdf
https://klimakommunikation.klimafakten.de/wp-content/uploads/HandbuchKlimakommunikation_Kap18-MeideWissenschaftsjargon_final.pdf
https://klimakommunikation.klimafakten.de/wp-content/uploads/HandbuchKlimakommunikation_Kap18-MeideWissenschaftsjargon_final.pdf
https://www.kea-bw.de/fileadmin/user_upload/Nachhaltige_Mobilitaet/Wissensportal/KEA-BW-Leitfaden_Klimakommunikation_barrierefrei.pdf
https://www.kea-bw.de/fileadmin/user_upload/Nachhaltige_Mobilitaet/Wissensportal/KEA-BW-Leitfaden_Klimakommunikation_barrierefrei.pdf
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/a752-ratgeber-leichte-sprache.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/a752-ratgeber-leichte-sprache.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.netzwerk-leichte-sprache.de/fileadmin/content/documents/regeln/Regelwerk_NLS_Neuauflage-2022.pdf
https://www.netzwerk-leichte-sprache.de/fileadmin/content/documents/regeln/Regelwerk_NLS_Neuauflage-2022.pdf
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Die Komplexität klima- und umweltpolitischer Pro-
zesse und Maßnahmen können das populistische 
Narrativ eines undurchsichtigen Elitenprojektes ver-
stärken. Daher ist Wissensvermittlung über die  
Notwendigkeit einer transformativen Umwelt- und 
Klimapolitik sowie transparente Kommunikation zu 
umweltpolitischen Vorhaben ein wichtiges Mittel der 
Prävention (Jacob et al. 2020, S. 89). Große Aufmerk-
samkeit gilt dem digitalen Raum, in dem populis-
tische Rhetorik besonders häufig zur Anwendung 
kommt. Hier stehen Mitarbeitende unter enormem 
zeitlichem und oft auch psychischem Druck, um zum 
Beispiel auf digitale „Shitstorms“ zu reagieren. 

Im Folgenden stellen wir die zwei Bausteine vor, die 
den Anfang eines solchen Kompetenzaufbaus darstel-
len sollten.

Baustein 1: 
Digital- und Medienkompetenz aufbauen,  
stärken und pflegen

	▸ Populistische Narrative frühzeitig entkräften 
(Prebunking)  
Ein effektives Mittel gegen Desinformation ist das 
Prebunking – eine präventive Strategie, bei der 
Menschen frühzeitig über populistische Taktiken 
und Falschinformationen aufgeklärt werden, be-
vor sie mit diesen in Berührung kommen. Studien 
zeigen, dass Menschen, die über gängige Manipu-
lationsmethoden informiert wurden, später weni-
ger anfällig für Desinformationen sind (Van der 
Linden et al. 2020). Dafür ist die Einrichtung einer 
eigenen Taskforce denkbar. Inspiration könnte 

zum einen die Taskforce der Bundesregierung zu 
Desinformation bieten, die nach dem russischen 
Angriffskrieg in der Ukraine durch das Auswärti-
ge Amt (AA), das Bundesministerium des Innern 
und für Heimat (BMI) und das Bundespresseamt 
(BPA) eingerichtet wurde (BMI 2024b) sowie zum 
anderen das kürzlich beendete Projekt „pre:bunk“ 
der Amadeu Antonio Stiftung, welches sich auf die 
Stärkung der Medienkompetenz Jugendlicher fo-
kussierte (Amadeu Antonio Stiftung 2024).

	▸ Gezielte Social-Media-Strategien für unter-
schiedliche Zielgruppen einsetzen  
Nicht jede Zielgruppe nutzt die gleichen Plattfor-
men oder wird auf die gleiche Art von Inhalten 
angesprochen. Damit geht einher, dass Menschen 

unterschiedlicher Generationen verschiedene  
Formate der Inhalte bevorzugen. Während Jüngere 
eher Kurzvideoformate/Videoclips konsumieren, 
präferieren mittelalte bis ältere Generationen Text. 
Um wirksam zu kommunizieren, ist ein differen-
zierter Ansatz somit essenziell. Dafür braucht es 

 4 – �Kompetenzen zu digitalen und sozialen  
Medien aufbauen und stärken; Desinformation  
durch Community-Management entgegenwirken

Folgt diesen Prinzipien:

	 Polarisierung vermeiden
	 Nähe zwischen Umweltpolitik und Bürger*innen schaffen
	 Selbstbewusst den Schutz von Mensch und Umwelt vorantreiben

Wirkungsart:       Reaktiv      Proaktiv Wirkungszeitraum:     Kurzfristig      Langfristig  

Prebunking und Faktenchecks:  
Was ist der Unterschied?

Im Gegensatz zu Faktenchecks wirkt Pre- 
bunking vorbeugend, indem es Menschen auf-
klärt, bevor sie auf Falschinformationen stoßen. 
Faktenchecks sind reaktiv und korrigieren be-
reits verbreite falsche Behauptungen.
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zunächst Zielgruppenanalysen, um zu definieren, 
wer erreicht werden soll. Ein besonderer Fokus 
sollte dabei auf Gruppen liegen, die über klassi-
sche Medien und Kanäle nicht erreicht werden.  
Instagram und TikTok erreichen beispielsweise  
besonders junge Zielgruppen, in Deutschland 
stellen sie sogar die wichtigsten Plattformen zur 
Vernetzung unter Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen dar (Medienpädagogischer For-
schungsverbund Südwest (mpfs) 2024).  
 
LinkedIn ist die richtige Plattform für Fachkräfte 
und Multiplikator*innen; hier können Fachartikel 
geteilt werden. YouTube eignet sich zur Verbrei-
tung von Erklärvideos, zum Beispiel in Kooperati-
on mit Wissenschaftler*innen. Zu beachten sind 
jedoch die unterschiedlichen Operationsweisen 
der Plattformen, welche vor allem durch die 
jeweiligen Algorithmen bedingt sind. TikTok 
erhöht die Reichweite einzelner origineller 
Influencer*innen im Vergleich zu institutionellen 
Accounts, während auf Instagram kollaborative 
Inhalte durch die jeweiligen Netzwerke der 
Influencer*innen besonders viel Aufmerksamkeit 
generieren (ebd. 2024). Daraus leiten sich grundle-
gend unterschiedliche Vorgehensweisen ab, die 
bei einer Kampagne zu beachten sind. 

	▸ Mit verständlicher Sprache die Reichweite  
erhöhen 
Fakten sollten in ansprechende, kurze Story- 
telling-Formate integriert werden, um besser wahr- 
genommen zu werden (Vgl. Handlungsansatz 3: 
Bürgernahe Sprache).

	▸ Frühzeitige Risikoanalyse und Krisen- 
kommunikation etablieren  
Populistisch intervenierende Akteur*innen suchen  
gezielt nach Schwachstellen von umweltpoliti-
schen Maßnahmen, um sie für ihre Zwecke zu  
instrumentalisieren. Eine kontinuierliche Risiko-
analyse hilft, frühzeitig auf Angriffe vorbereitet 
zu sein. Maßnahmen zur Früherkennung stellen 
beispielsweise Social Listening Tools dar. Diese 
Tools identifizieren potenziell eskalierende The-
men wie populistische Narrative zu Verboten oder 
steigende Energiepreise. Ebenso geeignet sind 
Themen- und Diskursanalysen, um angreifbare 
Themen herauszufiltern. Vor allen Dingen braucht 
es eine klare Krisenkommunikation, um bei An-
griffen schnell und gezielt zu reagieren. Hierzu  
gehören vorbereitete Statements, medienerfahrene  
Sprecher*innen und eine einheitliche, faktenba-
sierte Gegenstrategie. 
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	▸ Allianzen mit glaubwürdigen Akteuren  
aufbauen  
Populistische Narrative entfalten ihre Wirkung 
besonders, wenn sie ungehindert verbreitet 
werden. Aufgeklärte Öffentlichkeit kann dabei 
helfen, Fehlinformationen zu entkräften und 
faktenbasierte Debatten zu fördern. Wichtig ist, 
dass das Umweltressort bei der Kommunikation 
nicht allein agiert, sondern Allianzen schließt, 
auch mit unkonventionellen Akteur*innen wie 
zum Beispiel Jugendorganisationen, Sportverei-
nen oder der Gaming-Szene. Das BMUKN bzw. 
seine nachgeordneten Behörden funktionieren als 
Absender nicht in jedem Kontext gut. Es braucht 
„nahbarere“ Botschafter*innen, wie unter-
schiedlich reichweitenstarke Influencer*innen 
oder bekannte Gesichter zur Reichweitenerhö-
hung. Ein Beispiel ist die Zusammenarbeit von 
Influencer*innen mit der Organisation “More in 
Common“, die sich in der Werkstatt für Begegnung 
& Zusammenhalt 25 in Form von gemeinsamen 
Kampagnen und Aufklärungsvideos für den 
sozialen Zusammenhalt einsetzten und für das 
Thema sensibilisierten.   

	▸ Digitale Medienkompetenz im Umweltressort 
systematisch stärken  
Dazu gehören: Schulungen in Medienkompetenz, 
um Desinformation zu erkennen und zu entkräf-
ten; Kommunikationstrainings, um auf populisti-
sche Interventionen souverän zu reagieren (inklu-
sive Krisenkommunikation); Leitlinien für digitale 
Kommunikation, um einen einheitlichen Umgang 
mit Fake News zu gewährleisten. Diese Punkte 
werden in Handlungsansatz 7 (Behördeninterner 
Kompetenzaufbau) aufgegriffen. 

Baustein 2: 
Aktives Community-Management auf den eigenen 
Plattformen betreiben

Desinformation und populistische Rhetorik dürfen 
sich nicht unkommentiert auf den Social-Media- 
Kanälen verbreiten, auf denen das BMUKN und seine  
nachgeordneten Behörden aktiv sind. Während es 
möglicherweise nicht gelingen wird, gegen jede ein-
zelne populistische Nachricht in den Kommentar-
spalten unter Beiträgen vorzugehen, sollte zumindest 
eine zahlenmäßig unkontrollierbare Verbreitung ver-
hindert werden. Das Ziel der Behörden sollte es sein, 

25	 https://www.youtube.com/watch?v=hf1XjjUOMyk

die allgemeine Informationspflicht des Staates durch 
entsprechende Kommentierung und Richtigstellung 
durchzusetzen.  Dafür müssten Behörden ein effekti-
ves Community-Management etablieren, das falsche 
Informationen schnell korrigiert und eine respektvol-
le, sachliche Diskussion zu fördern versucht. Hierbei 
gilt es, klare Kommunikationsrichtlinien und Stan-
dards aufzustellen, um ein konstruktives und infor-
matives Umfeld zu gewährleisten. 

Der Umgang mit destruktiven Akteur*innen im Netz 
erfordert eine klare Strategie und gut ausgebildetes 
Personal. Destruktive Nutzer*innen können durch  
gezielte Moderation und das Setzen von Community- 
Standards, wie einer Netiquette, in Schach gehalten 
werden. Es ist wichtig, dass Moderator*innen schnell 
und konsequent auf Regelverstöße reagieren, um ein 
respektvolles Diskussionsklima zu gewährleisten.  
Dabei müssen sie konstruktive Kritik von destrukti-
vem Verhalten unterscheiden und entsprechend  
handeln.

Was ist Community-Management?

Im digitalen Raum bezieht sich Community- 
Management in erster Linie auf die Verwaltung 
von Online-Communities, die auf sozialen  
Medien, Foren, Websites oder anderen digita-
len Plattformen entstehen. Es umfasst sowohl 
die interaktive Kommunikation mit Community- 
Mitgliedern als auch das Moderieren von  
Diskussionen und Inhalten, um ein respekt- 
volles und produktives Umfeld zu fördern.

Das Community-Management bezieht sich  
hier ausschließlich auf Internetauftritte, die  
in der Verantwortung des Umweltressorts  
liegen. Externe Seiten oder Social-Media-Platt-
formen liegen außerhalb des Verantwortungs-
bereiches und sind für eigene Regeln und  
Management nicht zugänglich.

https://www.youtube.com/watch?v=hf1XjjUOMyk
https://www.youtube.com/watch?v=hf1XjjUOMyk
https://www.youtube.com/watch?v=hf1XjjUOMyk
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Beim Aufbau eines Community-Managements durch 
das Umweltressort sind folgende Punkte zu beachten:

	▸ Ziele und Leitlinien für das Community- 
Management definieren  
Zum Start ist es wichtig, klare Ziele und Leitlinien  
festzulegen. Diese sollten auf die spezifischen  
Anforderungen der Umweltpolitik und auf die  
Bekämpfung von Desinformation und populisti-
sche Rhetorik ausgerichtet sein.

	▸ Strukturen für das Community-Management  
bereitstellen  
Für die Umsetzung des Community-Managements 
sollten dedizierte Teams eingerichtet werden. 
Diese Teams sollten sich im Idealfall aus Kommu-
nikationsfachleuten, Social-Media-Manager*innen 
und gegebenenfalls aus Fachleuten zusammenset-
zen, die in der Lage sind, auf Fragen und populis-
tische Angriffe schnell, fachlich und sachlich zu 
reagieren. Auch ein Krisenkommunikations-Team 
wird empfohlen. Ebenso braucht es Community- 
Standards, wie beispielsweise eine Netiquette,  
die klare Regeln für den Umgang miteinander 
schaffen. Bei Bedarf können Hasskommentare 
und Desinformationen entfernt werden. 

	▸ Konstruktive Diskussionen fördern  
Neben der Moderation von Inhalten ist es wichtig, 
konstruktive Gespräche zu fördern. Populistisch 
intervenierende Akteur*innen polarisieren häufig, 
um ihre Agenda voranzutreiben und Konflikte zu 
schüren. Durch gezielte und respektvolle Kommu-
nikation kann das Umweltressort einen Diskurs 
schaffen, der auf sachlicher Auseinandersetzung 
und fundierten Argumenten basiert. Die Förde-
rung von Diskussionen, die Raum für unterschied-
liche Meinungen lassen, kann helfen, den Einfluss 
solcher Akteure zu mindern.  Dadurch lassen sich 
im digitalen Raum populistische Taktiken wie  
Falschdarstellungen oder emotional aufgeladene 
Polemik reduzieren.

	▸ Zusammenarbeit mit anderen Bundesministerien 
suchen  
Die Regulierung von Online-Plattformen liegt  
nicht im Verantwortungsbereich des BMUKN oder 
seines Geschäftsbereichs. Ein Austausch und Zu-
sammenarbeit mit anderen Bundesministerien, 
insbesondere dem Justiz- und Innenministerium, 
kann nichtsdestoweniger hilfreich sein, um  
 

gemeinsame Strategien im Umgang mit Hassrede 
und populistischen Angriffen im Netz zu entwi-
ckeln und gezielt gegen umweltbezogenen Hass 
vorzugehen.

Herausforderungen

	▸ Abstimmungsprozesse und bürokratische  
Hürden können eine zeitnahe Reaktion auf kri-
tische Ereignisse im digitalen Raum erheblich 
verzögern. Um rasche Handlungsfähigkeit zu 
gewährleisten, sollten Behörden klare Kommunika-
tionsstrategien und -richtlinien entwickeln, die es 
den Mitarbeitenden ermöglichen, schneller und zu-
gleich rechtssicher zu agieren. Je nach Fall sollten 
zudem unterschiedliche Handlungsgeschwindig-
keiten möglich sein. Hierfür ist die Entwicklung ei-
nes gemeinsamen Priorisierungsschemas sinnvoll, 
das etwa zwischen regulären, dringlichen und be-
sonders sensiblen Situationen unterscheidet.  
 
Hilfreich wäre darüber hinaus die Einrichtung 
spezialisierter, schnell handlungsfähiger Teams, 
die im Bedarfsfall kurzfristig aktiviert werden 
können. Diese Teams könnten insbesondere dann 
unterstützen, wenn Kommunikationslagen eine 
hohe Dynamik und externe Sichtbarkeit aufweisen. 
Ein vielversprechendes Potenzial liegt dabei in der 
ressortübergreifenden Abstimmung: Auch wenn 
solche Prozesse derzeit noch nicht etabliert sind, 
könnten sie perspektivisch dazu beitragen, Erfah-
rungen zu bündeln, einheitliche Reaktionsweisen 
zu fördern und Best-Practice-Beispiele systematisch 
weiterzugeben. 

	▸ Bots und destruktive Akteur*innen erkennen 
und auf sie reagieren  
Bots können mit relativ geringen technischen und 
finanziellen Hürden populistische Botschaften 
effektiv vervielfältigen. Dabei können sie jedoch 
durch verschiedene technische Merkmale erkannt 
werden, wie zum Beispiel ungewöhnlich hohe  
Aktivitätsraten, repetitive Inhalte und die Nutzung 
von automatisierten Tools zur Veröffentlichung 
von Beiträgen. Es ist wichtig, dass das Umwelt- 
ressort moderne Analysetools und Algorithmen 
einsetzt, um solche Muster zu identifizieren und 
entsprechende Gegenmaßnahmen zu ergreifen, 
die vom Löschen der Nachricht bis hin zum Melden 
und Blockieren des jeweiligen Accounts reichen 
können. Community-Manager *innen könnten  
solche Aufgaben wahrnehmen. 
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Bürger*innen an der Entwicklung von Umweltpolitik 
zu beteiligen, heißt, die Qualität von Entscheidungen 
zu verbessern, Transparenz im Regierungshandeln 
herzustellen und das Vertrauen in politische Instituti-
onen zu stärken. Bürgerbeteiligung ist zudem wichtig, 
weil dadurch die Vorschläge, Sorgen, Lebenswelten 
der Bürger*innen stärker ins Bewusstsein der Fach-
ebene rücken. So wirkt sie nicht nur der Politikver-
drossenheit entgegen (Menschen werden „gehört und 
gesehen“), es können in der Verwaltung mögliche 
Konflikte frühzeitig erkannt und reduziert werden. 

In der Umweltpolitik werden viele Entscheidungen 
getroffen, die sich oft erheblich auf die Lebensverhält-
nisse der Bürger*innen auswirken. Deshalb sollte es 
gerade hier ein grundlegendes Prinzip sein, Politik 
gemeinsam mit den Menschen zu gestalten, und zwar 
auch mit jenen, die nicht in Verbänden organisiert 
oder bereits politisch aktiv sind. Bürger*innen brin-
gen eine Vielzahl von Perspektiven und Expertisen 
ein, sodass innovative und nachhaltige Lösungen für 
komplexe Probleme entwickelt werden können. In-
dem eine heterogene Gruppe von Bürger*innen einbe-
zogen wird, kann von vielfältigen Alltagserfahrungen 
gelernt, ein tieferes Verständnis für Transformations-
prozesse innerhalb der Bevölkerung bewirkt und eine 
faire Behandlung der Bevölkerungsgruppen erreicht 
werden.

Diverse Beteiligungsformate sollen dazu beitragen,  
wichtige Perspektiven der Betroffenen einzuholen  
und die Selbstwirksamkeit der Bürger*innen zu stär-
ken. Hierzu ist es wichtig, sich um die Teilnahme  
jener Bürger*innen zu bemühen, die der politischen 

Debatte normalerweise fernbleiben. Nur so kann ge-
währleistet werden, dass der Diskurs auch außerhalb 
der üblichen gesellschaftlichen Gruppen geführt wird 
und die vielfältigen Gegebenheiten und Bedürfnisse 
vor Ort in der Planung berücksichtigt werden. 

Der Beteiligungsprozess und die Ergebnisse daraus 
tragen dazu bei, politische Vorhaben zu stärken, so-
wohl in der Gestaltung des Vorhabens selbst als auch 
in der gesellschaftlichen Akzeptanz. Die Wirksamkeit 
effektiver Beteiligung in Reaktion auf populistische 
Interventionen wird auch im internationalen Kontext 
betont (Menezes & Barbosa Jr. 2021, S. 243).

Während Beteiligung nicht automatisch zu Verringe-
rung von Populismus führt – sind doch die Wirklogi-
ken wesentlich komplexer – zeigen Untersuchungen, 
dass durch reale Mitbestimmung breite Akzeptanz 
wesentlich gesteigert werden kann. Dies wiederum 
schwächt den Erfolg populistischer Narrative ab. Das 
gilt sowohl bei formeller, das heißt gesetzlich vor-
gegebener Beteiligung, als auch informeller Beteili-
gung. Darum ist es notwendig, die Beteiligung bei 
Projekten, wenn möglich, auf der Beteiligungspyra-
mide (Straßburger & Rieger 2014, S. 231) höher an-
zusetzen. Die Beteiligungspyramide hierarchisiert 
Beteiligungsmöglichkeiten nach ihrem Einfluss, auf 
den der Outcome gesetzt werden sollte. Auf der ersten 
Stufe geht es um Informationen über anstehende Ent-
scheidungen, auf der zweiten Stufe können Menschen 
ihre Meinung zur Thematik äußern und auf der drit-
ten Stufe werden sie zu einer Stellungnahme aufge-
fordert.  

 5 – �Bürgerbeteiligung effektiv, verstärkt  
und passgenau für Umweltpolitik nutzen

Folgt diesen Prinzipien:

	 Nähe zwischen Umweltpolitik und Bürger*innen schaffen
	 Polarisierung vermeiden
	 Wissen über Populismus stärken

Wirkungsart:       Reaktiv      Proaktiv Wirkungszeitraum:     Kurzfristig      Langfristig  
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Dieser Handlungsansatz umfasst daher die Beteili-
gung von Bürger*innen 26  mittels verschiedener 
Formate: unter anderem Bürgerräte, Bürgerforen, 
Zukunftswerkstätten oder Online-Beteiligung und 
Petitionen. Wichtig ist hierbei die Auswahl des 
Beteiligungsgegenstandes (Was soll diskutiert 
werden?), das Beteiligungsziel (Erkenntnisse 
generieren, Dialog fördern, Empfehlungen erarbei-
ten), der Beteiligungszeitpunkt (Wie weit ist der 
politische Prozess, beispielsweise die Gesetzgebung, 
bereits vorangeschritten?), wen binde ich ein (Wer 
nimmt als Bürger*in teil, mit welchen Partner*innen 
richte ich die Beteiligung aus, welche Meinungen 
kommen zu Wort?) und der Output (Was passiert mit 
den Ergebnissen?).

Auch populistisch agierende Akteur*innen nutzen 
Partizipationsformate. Ewen und Horelt (2019, S. 397) 
warnen davor, dass lokale Bürgerveranstaltungen als 
Plattformen dienen können, um Debatten zu polari-
sieren, zu radikalisieren und zu instrumentalisieren 
(ebd.; Radtke et al. 2019, S. 51). Laut Eichenauer et al. 
(2018, S. 641) sollte beispielsweise der Ruf nach mehr 
Bürgerbeteiligung in der Energiewende nicht nur als 
Forderung nach ergebnisoffener Beteiligung verstan-
den werden, sondern es könnte sich dahinter auch 
eine Verhinderungsstrategie verstecken. Während 
kontroverse Diskussionen zugelassen werden soll-
ten, ist insbesondere bei Grenzüberschreitungen eine 
kompetente, vorbereitete Moderation notwendig. 

Damit Beteiligung ihre deliberative Wirkung ent- 
falten kann, sind politische Rahmenbedingungen,  
Prozessqualität und Klarheit über die Funktion und 
das Ziel entscheidend. Hierfür gibt es aus vielen  
Praxiserfahrungen entstandene Ansätze und Leit- 
linien, die im Folgenden beleuchtet werden.

Hinweise zur Umsetzung

Die Leitlinien zu guter Bürgerbeteiligung des BMUKN 
(2019, Neuauflage 2023) beschreiben Beteiligungsfor-
mate entlang von vier Phasen. Innerhalb dieser Pha-
sen sind folgende Punkte entscheidend, um populis-
tischen Interventionen proaktiv vorzubeugen:

26	 Stakeholderbeteiligung (aus Verbänden, Zivilgesellschaft, Wirtschaft) ist hier ausgenommen, da bereits etablierte und umfassende formale und informale Prozesse bestehen.
27	 Der Begriff „Verhetzung“ bezieht sich auf das Anstiften oder Aufhetzen von Personen gegen andere, oftmals mit dem Ziel, Hass oder Gewalt zu fördern. Mit „Verhetzungspotenzial“  

soll  die Eigenschaft oder das Potenzial einer politischen Diskussion, eines Themas oder einer Entscheidung beschrieben werden, solche negativen Emotionen oder Handlungen  
hervorzurufen.

	▸ Klare Ziel- und Rahmensetzung:  
Populistisch intervenierende Akteur*innen nut-
zen oft Unsicherheiten und Ängste in der Bevöl-
kerung aus, um ihre Agenda voranzutreiben. Da-
her ist es wichtig, dass die Ziele und der Rahmen 
des Beteiligungsprozesses klar und transparent 
kommuniziert werden, um Missverständnisse und 
Manipulationen zu vermeiden. Der Beteiligungs-
gegenstand sollte bereits im Vorfeld auf das „Ver-
hetzungspotenzial“ geprüft werden.27 Während 
kontroverse Diskussionen geführt werden soll-
ten, ist es wichtig, Grenzen zu setzen und ihnen 
nicht zu viel Raum zukommen zu lassen. Außer-
dem muss der Beteiligungszeitpunkt klug gewählt 
werden. Schließlich ist eine klare Kommunikation 
darüber nötig, welche Einflussmöglichkeiten auf 
einen laufenden politischen Prozess (zum Beispiel 
Agenda-Setting, Strategieentwicklung, Gesetzge-
bungsverfahren) gegeben sind, um Erwartungen 
nicht zu enttäuschen. 

	▸ Durchdachtes Verfahrensdesign:  
Populismus gedeiht oft in Umgebungen, in denen 
sich Menschen ausgeschlossen oder nicht gehört 
fühlen. Ein inklusives und gut durchdachtes Ver-
fahrensdesign, das die Bedürfnisse und Perspekti-
ven aller Beteiligten berücksichtigt, kann das Ver-
trauen in den Prozess stärken und populistischen 
Tendenzen entgegenwirken. Neben der Zufallsaus-
wahl muss die Einbindung bestimmter Milieus 
gezielt gefördert werden, die als beteiligungsfern 
bzw. „populismusaffin“ gelten. Zwar sollte der Fo-
kus nicht auf den populistischen Akteur*innen 
oder den „populismusaffinen“ Teilnehmenden lie-
gen, dennoch ist es von Bedeutung, dass sie eben-
so wie andere Bevölkerungsgruppen mitbeteiligt 
werden. Das vom UBA und BMUV beauftragte Pro-
jekt „Umweltpolitik im Dialog“ hat eine umfas-
sende Analyse vorgelegt, wie diese Zielgruppen 
zu definieren sind, wie sie erreicht werden können 
und welche Formate angemessen sind (Schipper-
ges et al. 2024). Eine weitere zentrale Erkenntnis 
aus dieser Studie ist die unterstützende Zusam-
menarbeit mit glaubwürdigen Akteur*innen, die 
hohes Vertrauen genießen (insbesondere auf loka-
ler Ebene). Vertrauen wurde als eine der wichtigs-
ten Stellschrauben für eine gelingende Bürgerbe-
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teiligung erkannt, weshalb die Zusammenarbeit 
mit Vertrauenvermittelnden Akteur*innen mögli-
che Vorbehalte gegenüber staatlichen Institutio-
nen verringern kann.

	▸ Hohe Verfahrensqualität:  
Populistische Rhetorik schürt Misstrauen gegen-
über etablierten Institutionen, Politik und deren 
Interessen. Daher ist es entscheidend, Beteili-
gungsprozesse transparent, fair und nachvollzieh-
bar zu gestalten. Dies kann durch regelmäßige 
Kommunikation, die Einbeziehung unabhängiger 
Moderator*innen und die Bereitstellung von 
verständlich aufbereiteten Informationen erreicht 
werden. Diese Informationen sollten eine Ausge-
wogenheit der Perspektiven sicherstellen und 
vermeintlich randständige Positionen umfassen. 
Kontroverse umweltpolitische Themen sollten 
nicht vermieden werden. Sich schwierigen Kon-
fliktthemen zu stellen, kann sogar zu einem 
Gewinn an Glaubwürdigkeit führen. Ein qualitativ 
hochwertiger Beteiligungsprozess sollte so wenig 
Einschränkungen wie möglich vorsehen, um 
Polarisierung und einer möglichen Instrumentali-
sierung entgegenzuwirken.  
 
Digitale Formate spielen bereits heute eine 
wichtige Rolle bei Beteiligungsverfahren und 
werden perspektivisch weiter an Bedeutung 
gewinnen, sei es als online/hybride Ergänzungen 

zu analogen Formaten oder als reine Online- 
Beteiligung (siehe weiterführende Quellen, BMUV 
2024). Durch die Förderung digitaler Teilhabe 
können noch weitere Zielgruppen (Ältere und 
Jüngere, Menschen mit (Mobilitäts-)Einschränkun-
gen) erreicht werden. Zukünftig gilt es verstärkt 
darauf zu achten, dass zum Beispiel Bots bei 
Online-Plattformen ein weiteres Instrumentarium 
darstellen könnten, populistische Inhalte oder 
Strategien zu transportieren. Gleichzeitig sollten 
politische Entscheidungsträger*innen zur Kennt-
nis nehmen, dass eine hohe Klickzahl und viele 
Kommentare nicht heißen muss, dass dahinter 
viele Bürger*innen stehen. 

	▸ Adäquater Umgang mit den Ergebnissen  
und der Evaluation:  
Populistisch intervenierende Akteur*innen verzer-
ren oder ignorieren häufig Ergebnisse, die nicht 
ihrer Agenda entsprechen. Ein transparenter und 
nachvollziehbarer Umgang mit den Ergebnis-
sen der Bürgerbeteiligung sowie eine gründliche 
Evaluation sichern die Legitimität der Ergebnisse 
und schwächen populistische Einflüsse. Behörden 
sollten nach dem Beteiligungsprozess Feed- 
back-Veranstaltungen anbieten, um den politi-
schen Umgang mit den Empfehlungen und Er-
gebnissen zu erläutern und darzulegen, warum 
bestimmte Aspekte nicht berücksichtigt werden 
können.
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Herausforderungen

Das Umweltressort muss mehrere Herausforderungen 
der Bürgerbeteiligung und in der Umweltpolitik be-
wältigen, um eine effektive und inklusive Beteiligung 
zu gewährleisten:

	▸ Umsetzbarkeit und Handlungsspielräume:  
Es ist wichtig, realistische Erwartungen zu setzen 
und die tatsächlichen Handlungsspielräume klar 
zu kommunizieren. In der Regel sind Beteiligungs-
prozesse des BMUKN informell und konsultativ, 
weil die letztendliche Entscheidung der Hauslei-
tung beziehungsweise dem Gesetzgeber vorbe-
halten ist. Dies gilt es klar zu kommunizieren. 
Wenn kein Spielraum besteht, sollte nur Informa-
tion und keine Beteiligung angeboten werden, um 
Enttäuschungen und Misstrauen zu vermeiden. 
Umfängliche Informationen, klare Sprache und 
Transparenz sind in solchen Fällen zentral. 

	▸ Erreichbarkeit der Zielgruppen:  
Eine der größten Herausforderungen besteht dar-
in, schwer erreichbare Gruppen zu identifizieren 
und zu involvieren. Daher wurde im Rahmen des 
UBA-Forschungsvorhabens „Umweltpolitik im  
Dialog“ der Methodenkoffer „Umweltpolitik im 
Dialog – wie erreichen wir die schwer Erreichba-
ren?“ entwickelt, wie der Zugang zu diesen Ziel-
gruppen gelingen kann (Düben et al. 2025 i.E.). 
Oftmals sind es gerade diese Gruppen, die von 
Umweltmaßnahmen am stärksten betroffen sind, 
jedoch am wenigsten Gehör finden. Sie haben 
möglicherweise weniger Zugang zu Informatio-
nen oder Vertrauen in politische Prozesse. Da-
her ist es von Vorteil, wenn die reine Zufallsaus-
wahl mit einer aufsuchenden Beteiligung ergänzt 
wird, bei der zufällig angeschriebene Bürger*in-
nen per Hausbesuch angesprochen werden. Die 
aufsuchende Rekrutierung, welche die klassi-
schen Beteiligungsformate ergänzt, kann zudem 
auf schwerer erreichbare Gruppen besser ange-
passt sein (zum Beispiel in Nachbarschaftszent-
ren, Vereinsheimen etc.). Die Kontaktaufnahme 
mit vermittelnden Personen kann dafür hilfreich 
sein. Hierbei kann es sich um Personen handeln, 
die in ihrer Gemeinschaft hohes Vertrauen genie-
ßen oder um die soziale Arbeit vor Ort, die diese 
schwer erreichbaren Milieus kennt. Dadurch kann 
sich der Zugang zu bestimmten Gruppen zumin-
dest teilweise verbessern.

	▸ Polarisierung und Populismus:  
Populistisch intervenierende Akteur*innen kön-
nen Partizipationsformate nutzen, um Debatten 
zu polarisieren und zu instrumentalisieren. Dies 
stellt eine Gefahr für die konstruktive und sachli-
che Auseinandersetzung dar und kann die Wirk-
samkeit von Beteiligungsprozessen untergraben. 
Es ist daher zentral, vorab das Ziel zu kommuni-
zieren – nämlich konstruktive Lösungen zu fin-
den – anstatt sich auf eine potentiell destruktive 
Agenda einzulassen. Ist mit populistischen Ak-
teur*innen auf einer Veranstaltung zu rechnen, ist 
daher eine entsprechende Vorbereitung notwen-
dig. Gesprächsleitlinien können vorab besprochen 
werden, diskutierbare Themen und nicht zur Dis-
kussion stehende Themen festgelegt werden so-
wie Grenzen der „Etikette“ bestimmt werden. Auf 
diese Aspekte sollten potentiell grenzverletzende 
Teilnehmer*innen auf einer Veranstaltung hinge-
wiesen werden. Gleichzeitig können andere Teil-
nehmer*innen als Korrektiv dienen, indem sich 
„genervte“ Personen entsprechend äußern und so-
mit störenden Teilnehmer*innen Einhalt gebieten. 

	▸ Verzögerung bei Prozessen:  
Bürgerbeteiligung kann zu einer Verlängerung 
von (insbesondere formalen) Verfahren führen, 
da sie zusätzliche Schritte erfordert. Wenn Bür-
ger*innen in Entscheidungsprozesse einbezogen 
werden, müssen ihre Meinungen und Bedenken 
berücksichtigt werden, was oft zu weiteren Dis-
kussionen und Überprüfungen führt. Dies kann 
den Zeitrahmen für die Entscheidungsfindung 
verlängern, da es notwendig ist, einen Konsens 
zu finden oder Kompromisse einzugehen. Zudem 
können Bürgerbeteiligungsverfahren zusätzli-
che Ressourcen und organisatorische Maßnah-
men erfordern, die den Prozess weiter verzögern. 
Allerdings lassen sich diese Verzögerungen als 
Zukunftsinvestment betrachten, da eine Beteili-
gung die Prozesse langfristig beschleunigt. Das 
Risiko einer Nichtbeteiligung kann schwer kal-
kuliert werden. Nachträgliche Einmischung und 
Beschwerden können zu starker Verlangsamung 
des Vorhabens führen. Durch hohe Legitimation 
der Entscheidungen kann schneller gehandelt und 
das Vorhaben umgesetzt werden. 
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	▸ Technologische Barrieren:  
Der Zugang zu digitalen Beteiligungsplattfor-
men kann durch technologische Barrieren einge-
schränkt sein, insbesondere für ältere Menschen 
oder solche ohne regelmäßigen Internetzugang. In 
solchen Fällen bedarf es eines zusätzlichen Auf-
wands und kreativer Lösungsansätze. So können 
den Betreffenden im Rahmen der Beteiligung di-
gitale Geräte zur Verfügung gestellt, mit ihnen ge-
meinsam an einer digitalen Veranstaltung teilge-
nommen oder analoge Möglichkeiten angeboten 
werden. 

Anknüpfungspunkte zu bestehenden Projekten, 
Maßnahmen und Prozessen

	▸ Leitlinien für gute Bürgerbeteiligung:  
Das BMUV hat Leitlinien für gute Bürgerbeteili-
gung 28 entwickelt, die als Standard für Beteili-
gungsprozesse dienen. Diese Leitlinien betonen 
die Bedeutung von Transparenz, Inklusion und 
frühzeitiger Einbindung der Bürger*innen.

	▸ Online-Beteiligungsplattformen:  
Der Aufbau und die Erprobung von Online-Betei-
ligungsplattformen haben sich als erfolgreich er-
wiesen, um breite Bevölkerungsschichten zu errei-
chen, zum Beispiel BMUV im Dialog 29. 

28	 https://www.bmuv.de/download/leitlinien-fuer-gute-buergerbeteiligung-qualitaetssicherung
29	 https://dialog.bmuv.de/bmu/de/home

Diese Plattformen ermöglichen es Bürger*innen, 
sich flexibel und ortsunabhängig an politischen 
Prozessen zu beteiligen. 

	▸ Verknüpfungen zu anderen Handlungsansätzen 
in dieser Broschüre:  
Handlungsansatz 7 (Interner Kompetenzaufbau)  
beschreibt die Bedeutung von Schulungen – um 
die Chancen und Herausforderungen von Bürger-
beteiligung besser zu verstehen. So können Betei-
ligungsverfahren gezielt eingesetzt werden – auch 
als Reaktion auf populistische Stimmungsmache. 
Gleichzeitig geht es darum, mögliche Risiken, wie 
die Instrumentalisierung durch einzelne Grup-
pen, frühzeitig zuerkennen. Dafür braucht es eine 
gute Planung. Der Einsatz professioneller Modera-
tor*innen kann sinnvoll sein, ebenso die Zusam-
menarbeit mit Vermittler*innen, die zwischen un-
terschiedlichen Gruppen Brücken bauen. Wichtig 
ist auch die enge Kooperation mit lokalen Part-
nern – wie in Handlungsansatz 6 (Allianzen)  
beschrieben. Diese kann die Glaubwürdigkeit und 
Wirkung von Beteiligungsprozessen deutlich  
stärken.

Weitere Quellen

�Tran-Karcher, H., Füllekrug, A. (2024). Kriterien für gute Online- und hybride Beteiligung. BMUV, Berlin. http://www.bmuv.de/ 
fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Buergerbeteiligung/online_hybride_beteiligung_kriterien_bf.pdf (29.04.2025)

Düben et al. (2025 i.E.). Methodenkoffer: Umweltpolitik im Dialog – wie erreichen wir die schwer Erreichbaren? Umweltbundesamt, 
Dessau-Roßlau

Wohlfeld, S., Hüsson, F., & Gagné, J. (2023). Mehr erreichen. Mit Beteiligung. Ein Arbeitsbuch für kommunale Beteiligung mit neuen 
Zielgruppen. https://www.moreincommon.de/wp-content/uploads/2023/01/Impulspapier_moreincommon_mehrerreichen.pdf 
(29.04.2025)

Bürgerregion Lausitz (Hrsg). Beteiligung als Schutz und Motor der Demokratie. Formate und Erfahrungen aus der Lausitz und  
darüber hinaus. https://buergerregion-lausitz.de/wp-content/uploads/2024/09/Beteiligung_Erfahrungen-aus-der-Lausitz.pdf 
(29.04.2025)

�Renkamp, A. (2017). Populismus bekämpfen durch gute Bürgerbeteiligung. Bertelsmann Stiftung (Hrsg.). http://www.bertels-
mann-stiftung.de/de/unsere-projekte/vielfaeltige-demokratie-gestalten/projektnachrichten/populismus-bekaempfen-durch- 
gute-buergerbeteiligung (29.04.2025)

Forum gegen Fakes (o.D.). Gemeinsam für eine starke Demokratie. https://forum-gegen-fakes.de/de/start (29.04.2025)

Zempel, C. (2025). Rechtspopulismus auf dem Vormarsch: Könnten Bürgerräte gegen die Demokratiekrise in Ostdeutschland  
helfen? Tagesspiegel. http://www.tagesspiegel.de/politik/rechtspopulismus-auf-dem-vormarsch-konnten-burgerrate-gegen-die- 
demokratiekrise-in-ostdeutschland-helfen-13016164.html (29.04.2025)

  

https://www.bmuv.de/download/leitlinien-fuer-gute-buergerbeteiligung-qualitaetssicherung
https://www.bmuv.de/download/leitlinien-fuer-gute-buergerbeteiligung-qualitaetssicherung
https://dialog.bmuv.de/bmu/de/home
https://www.bmuv.de/download/leitlinien-fuer-gute-buergerbeteiligung-qualitaetssicherung
https://dialog.bmuv.de/bmu/de/home
http://www.bmuv.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Buergerbeteiligung/online_hybride_beteiligung_kriterien_bf.pdf
http://www.bmuv.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Buergerbeteiligung/online_hybride_beteiligung_kriterien_bf.pdf
https://www.moreincommon.de/wp-content/uploads/2023/01/Impulspapier_moreincommon_mehrerreichen.pdf
https://buergerregion-lausitz.de/wp-content/uploads/2024/09/Beteiligung_Erfahrungen-aus-der-Lausitz.pdf
http://www.bertelsmann-stiftung.de/de/unsere-projekte/vielfaeltige-demokratie-gestalten/projektnachrichten/populismus-bekaempfen-durch-gute-buergerbeteiligung
http://www.bertelsmann-stiftung.de/de/unsere-projekte/vielfaeltige-demokratie-gestalten/projektnachrichten/populismus-bekaempfen-durch-gute-buergerbeteiligung
http://www.bertelsmann-stiftung.de/de/unsere-projekte/vielfaeltige-demokratie-gestalten/projektnachrichten/populismus-bekaempfen-durch-gute-buergerbeteiligung
https://forum-gegen-fakes.de/de/start
http://www.tagesspiegel.de/politik/rechtspopulismus-auf-dem-vormarsch-konnten-burgerrate-gegen-die-demokratiekrise-in-ostdeutschland-helfen-13016164.html
http://www.tagesspiegel.de/politik/rechtspopulismus-auf-dem-vormarsch-konnten-burgerrate-gegen-die-demokratiekrise-in-ostdeutschland-helfen-13016164.html
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 6 – �Allianzbildung mit der Zivilgesellschaft  
(und anderen gesellschaftlichen  
Organisationen) stärken

Erfolgreiche Allianzbildung ist essenziell, um den 
souveränen Umgang mit umweltregressivem Popu-
lismus zu stärken. Bündnisse helfen, Umweltpoli-
tik integrativer zu gestalten und adressatengerechter 
zu kommunizieren. Da die Zivilgesellschaft zudem 
eine wichtige Funktion für den Erhalt der Demokra-
tie innehat, sollten zivilgesellschaftliche Akteure 
Unterstützung beim Umgang mit populistischen In-
terventionen erhalten. Kooperationen mit der Zivil-
gesellschaft finden bereits auf verschiedenen Ebenen 
statt. Ziel dieses Handlungsansatzes ist es, den  
Bündnisaufbau systematisch weiterzuentwickeln 
sowie auf besondere Bedarfe seitens der Zivilgesell-
schaft hinzuweisen. Der Ansatz zur Allianzbildung 
umfasst dementsprechend zwei Bausteine:

Baustein 1:
Allianzaufbau zur Stärkung demokratischer     
Umweltpolitik

Das BMUKN als Ermöglicher von Vernetzung
Angesichts der Komplexität der Herausforderungen, 
die sich durch die sozial-ökologische Transformation 
ergeben sowie der Zunahme populistischer Interven-
tionen ist eine enge Vernetzung der unterschiedli-
chen zivilgesellschaftlichen Akteur*innen unter-
einander wichtig für die Stärkung von Umweltpolitik 
und Demokratie. Hier kann das BMUKN eine ermög-
lichende Rolle spielen, indem es den Austausch 
zwischen verschiedenen Bereichen der Zivil- 
gesellschaft (insbesondere zwischen dem Umwelt- 
und Sozialbereich) fördert und institutionalisiert. 

Eine niedrigschwellige Plattform könnte zivilgesell-
schaftlichen Organisationen die Möglichkeit bieten,  
in einen Austausch zu kommen und Kooperations-
partner für Projekte zu gewinnen. Dies eröffnet  
insbesondere kleineren Organisationen, denen die 
Ressourcen für einen eigenständigen Allianzaufbau 
fehlen, eine Möglichkeit zur anlassbezogenen Ver- 
netzung. 

Ein konkretes Vorbild könnte die im bereits abge-
schlossenen UBA-Vorhaben „Neue Allianzen für  
sozial-ökologische Transformationen“ empfohle-
ne Einrichtung eines „Forums Umwelt & Soziales“ 
sein (Sharp et al. 2020, S. 23). Dieses Forum würde ei-
nen institutionellen Rahmen für den Austausch zwi-
schen Umwelt- und Sozialverbänden sowie Struk-
turen für die Erarbeitung gemeinsamer Positionen, 
Ziele und politischer Handlungsempfehlungen schaf-
fen. Hier sollten Ansätze zur konstruktiven Einbin-
dung von kritischen Stimmen erarbeitet werden. 
Diese fordern zwar den gemeinsamen Meinungsbil-
dungsprozess heraus, ermöglichen gleichzeitig je-
doch eine wichtige Perspektiverweiterung. 

Die Erkenntnisse aus bereits bestehenden Bündnis-
sen (zum Beispiel Netzwerk Ressourcenwende) soll-
ten bei der Gründung weiterer Netzwerke berücksich-
tigt werden (siehe Anknüpfungspunkte).

Folgt diesen Prinzipien:

	 Polarisierung vermeiden
	 Nähe zwischen Umweltpolitik und Bürger*innen schaffen
	 Selbstbewusst den Schutz von Mensch und Umwelt vorantreiben

Wirkungsart:       Reaktiv      Proaktiv Wirkungszeitraum:     Kurzfristig      Langfristig  
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Integrative Politikgestaltung 
Ein maßgeblicher Bestandteil Populismus-resilien-
ter Umweltpolitik ist eine Politikgestaltung, welche 
die soziale Verteilungswirkung umweltpolitischer 
Maßnahmen berücksichtigt (siehe Handlungsansatz 
1: Sozial gerechte Politikgestaltung). Hierfür ist eine 
integrative Politikgestaltung elementar, die die Pers-
pektive der Zivilgesellschaft – insbesondere aus dem 
Bereich Umwelt und Soziales – miteinbezieht. Dies 
setzt den Auf- und Ausbau von Allianzstrukturen 
zwischen dem Umweltressort und der Zivilge-
sellschaft voraus. Im Vordergrund stehen dabei der 
Erfahrungs- und Wissensaustausch, die Identifi-
kation von konkreten Kooperationsmöglichkei-
ten sowie der Interessensausgleich im Prozess der 
Politikgestaltung und im Rahmen von (Forschungs-)
Vorhaben. Verschiedene Formate bieten sich dafür 
an, u. a.: 

	▸ Die konsequente Einbindung unterschiedlicher 
Akteur*innen der Zivilgesellschaft in Forschungs-
vorhaben und andere relevante Projekte, etwa 
Konsultations- oder Beteiligungsverfahren, im 
Umweltressort. Hier sollte darauf geachtet werden, 
auch kritisch-konstruktive Perspektiven miteinzu-
beziehen. 

	▸ Regelmäßiger Austausch zwischen der Leitungs-
ebene (auch der nachgeordneten Behörden) und 
Akteur*innen der Zivilgesellschaft. Neben dem be-
reits bestehenden jährlichen Austausch zwischen 
der BMUKN-Hausleitung und Umwelt- und Natur-
schutzverbänden sollte auch der Dialog mit Sozi-
al- und Wohlfahrtsverbänden etabliert werden. 
Es gilt zudem, weitere Möglichkeiten des (niedrig-
schwelligen) Austausches und der Vernetzung zu 
prüfen. 

Das UBA-Forschungsvorhaben „Neue Allianzen für 
sozial-ökologische Transformationen“ 30 (Sharp  et al. 
2020) empfiehlt eine „neue institutionelle Archi-
tektur“ für den strukturierten Austausch mit zivil-
gesellschaftlichen Verbänden verschiedener Berei-
che. Die in diesem Rahmen gemeinsam erarbeiteten 
Perspektiven sollen die „Ko-Kreation transformativer 
Politikansätze zwischen staatlichen und zivilgesell-
schaftlichen Akteuren“ ermöglichen (ebd., S. 19). Dies 
könnte beispielsweise im Rahmen einer Transforma-
tionskommission nach dem Vorbild der Kohle- und 
Verkehrskommissionen erfolgen. Die hier gemachten 

30	 https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/5750/publikationen/neue_allianzen_fuer_sozial-oekologische_transformationen.pdf

Vorschläge zur systematischen Einbindung zivilge-
sellschaftlicher Akteur*innen in die umweltpolitische 
Entscheidungsfindung sind weitreichend, sollten je-
doch umfassend geprüft und nach Möglichkeit umge-
setzt werden. Sie begünstigen eine Politikgestaltung, 
die unterschiedliche Perspektiven systematisch mit-
einbezieht und so zur Befriedung gesellschaftlicher 
Konflikte beiträgt. 

Kommunikationsallianzen
Darüber hinaus können breite Allianzen dabei hel-
fen, die adressatengerechte Kommunikation zu stär-
ken. Strategische Bündnisse mit Akteuren außerhalb 
des Umweltbereichs ermöglichen es dem BMUKN und 
seinen nachgeordneten Behörden, Zielgruppen zu er-
reichen, denen das Vertrauen in umweltpolitische In-
stitutionen fehlt. Sogenannte „Trusted Messengers“ 
können als Multiplikator*innen für die Kommunika-
tion umweltpolitischer Themen dienen. Es gilt daher, 
in erster Linie Bündnisse mit unüblichen Partnern – 
beispielsweise Stadtwerke, Gewerkschaften, Sportor-
ganisationen, Jugendverbände, kirchliche Träger oder 
etwa Heimat- und Brauchtumsvereine – aufzubauen. 
Zur Vorbereitung solcher Kommunikationsallianzen 
sollte die Konzeption von Kommunikationsmaßnah-
men ein Akteursmapping beinhalten. Weitere Infor-
mationen dazu unter „Hinweise zur Umsetzung“.

Baustein 2:
Unterstützungsstruktur für betroffene Akteur*in-
nen der Zivilgesellschaft

Zivilgesellschaftliche Organisationen im Umweltbe-
reich sehen sich zunehmend populistischen Interven-
tionen ausgesetzt, die sie in ihrer Arbeit  
beeinträchtigen (siehe beispielsweise: NABU 2024,  
S. 14-22). Um die Zivilgesellschaft langfristig zu  
stärken, bedarf es konkreter Unterstützung für jene  
Akteur*innen, die von Populismus betroffen sind. 

Das BMUKN sollte sich als ermöglichende Stelle etab-
lieren, die im Bedarfsfall Hilfestellung leistet und so 
zur Resilienz der Zivilgesellschaft beiträgt. Unterstüt-
zungsmaßnahmen können unter anderem sein: 

	▸ Schaffung einer Anlaufstelle für betroffene zivil-
gesellschaftliche Akteur*innen, die mit entspre-
chender Expertise ausgestattet ist, um nach dem 
Erstkontakt zur weitergehenden (Prozess-)Beratung 
an Fachprojekte (Mobile Beratung gegen Rechtsex-

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/5750/publikationen/neue_allianzen_fuer_sozial-oekologische_transformationen.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/5750/publikationen/neue_allianzen_fuer_sozial-oekologische_transformationen.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/5750/publikationen/neue_allianzen_fuer_sozial-oekologische_transformationen.pdf
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tremismus, Fachstelle Radikalisierungsprävention 
und Engagement im Naturschutz (FARN), Amadeu 
Antonio Stiftung etc.) in der Zivilgesellschaft zu 
verweisen.

	▸ Angebote der Kompetenzbildung für zivilgesell-
schaftliche Organisationen zur Befähigung im 
Umgang mit umweltregressivem Populismus und 
Extremismus. Dies kann etwa über Workshop- 
und Seminarangebote erfolgen, insbesondere mit 
dem Verweis auf und der Förderung von bestehen-
den zivilgesellschaftlichen Angeboten. 

Informationen zur Rechtshilfe: Hier kann in erster 
Linie auf bestehende externe Angebote, wie etwa 
gegenrechtsschutz.de 31  verwiesen werden. Diese soll-
ten dementsprechend gefördert werden.

	▸ Förderung und Ressourcen: Häufig fehlen betrof-
fenen Organisationen die finanziellen Mittel, um 
sich effektiv gegen populistische Interventionen 
zu wehren. Bestehende Förderprogramme zur  
Unterstützung demokratiefördernder Maßnahmen 
in der Zivilgesellschaft sollten gestärkt und die  
Bemühungen zur Entbürokratisierung von Förder-
programmen unterstützt werden. Eine Möglichkeit 
wäre die Einrichtung eines Soforthilfefonds,  

31	 https://gegenrechtsschutz.de/

über den Initiativen formlos finanzielle Mittel  
erhalten, beispielsweise für Weiterbildungs- oder  
Sicherungsmaßnahmen.

Ein besonderes Augenmerk ist hierbei auf kleine-
re, ehrenamtliche Organisationen im struktur-
schwachen und ländlichen Raum zu legen. Diese 
stehen besonders unter Druck, da ihnen zum einen 
häufig die Ressourcen für den effektiven Umgang mit 
Populismus und Extremismus fehlen. Zum anderen 
ist das Vertrauen in die repräsentative Demokratie in 
ländlichen und strukturschwachen Regionen gerin-
ger als im bundesdeutschen Durchschnitt (Best et al. 
2023, S. 18-19). Insbesondere in Ostdeutschland konn-
te sich die demokratische Zivilgesellschaft nicht so 
tief verankern, wie dies in Westdeutschland der Fall 
ist. Hier ist vielerorts ein Vakuum entstanden, das 
von populistischen und extremistischen Akteur*in-
nen gefüllt wird (Mau 2024, S. 51-52). Diese wiederum 
setzen die verbliebenen zivilgesellschaftlichen Ak-
teur*innen stark unter Druck, sodass hier die Unter-
stützung durch das Umweltressort besonders nötig ist 
(Ebert & Vogt 2023). 

Um die Unterstützung der Zivilgesellschaft zu ko-
ordinieren, ist die Einrichtung einer öffentlich er-
reichbaren Anlaufstelle erforderlich. Diese sollte 

https://gegenrechtsschutz.de/
https://gegenrechtsschutz.de/
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Informationen zu Beratungs- und Unterstützungs-
angeboten, Kompetenzbildungsmaßnahmen und 
Rechtshilfeangeboten sammeln und fallspezifisch 
bereitstellen. Zudem kann sie eine Vernetzung mit 
betroffenen Akteur*innen anderer zivilgesellschaft-
licher Bereiche herstellen und so zum Erfahrungs-
austausch beitragen. Dies könnte im Rahmen eines 
kurzen Beratungsgesprächs erfolgen. Dabei sollten 
Informationen zum bestehenden Unterstützungsan-
gebot gesammelt werden, damit Lücken in der Un-
terstützungsstruktur identifiziert werden können. 
Daraufhin sollten Projekte in Kooperation mit zivilge-
sellschaftlichen Akteur*innen initiiert und gefördert 
werden, um diese Lücken zu schließen. 

Hinweise zur Umsetzung

	▸ Allianzbildung erfordert Zeit und Engage-
ment. Erfahrungen des BASE mit dem Standort- 
auswahlverfahren im Rahmen der Endlagersu-
che zeigen: Vertrauen kann insbesondere über 
gewachsene, langjährige Kontakte hergestellt 
werden – dafür ist eine kontinuierliche Zusam-
menarbeit nötig, die auch auf personeller Ebene 
verstetigt wird. 

	▸ Ein wichtiger Hebel zur Stärkung der Zivilgesell-
schaft und zum Aufbau von Allianzen sind die 
Förderstrukturen des Umweltressorts. 

•	� Diese sollten Kooperationen mit ungewöhnli-
chen Partnern (ohne direkten Bezug zum Um-
weltschutz) im Vergabeverfahren des Umwelt-
ressorts zur Bedingung machen. Diese Art der 
institutionell forcierten Bündnisbildung 
wird von der Zivilgesellschaft in der Regel als 
hilfreich empfunden.

•	� Fördermittel sollten diversifiziert und mehr-
jährig bereitgestellt werden. So wird die 
Planbarkeit für zivilgesellschaftliche Organi-
sationen, die auf öffentliche Fördermittel ange-
wiesen sind, erhöht. 

•	� Fördermittel sollten speziell für Organisatio- 
nen in lokalen Kontexten, im ländlichen 
und strukturschwachen Raum zur Verfü-
gung gestellt werden. Organisationen, die um-
welt- und demokratiepolitische Ziele mitein-
ander verbinden, sollten in der Förderpolitik 
verstärkt berücksichtigt werden, da diese ganz 

unmittelbar einen Beitrag für die Resilienz der 
Zivilgesellschaft angesichts der populistischen 
Herausforderung leisten (siehe Handlungs- 
ansatz 8). 

•	� Für die Stärkung bestehender zivilgesell-
schaftlicher Unterstützungsangebote für von 
Populismus betroffene Organisationen soll-
ten gezielt Fördermittel bereitgestellt werden. 

	▸ Sowohl für die integrative Politikgestaltung als 
auch für die Kommunikationsallianzen sind breite 
Bündnisse, also Allianzen mit sogenannten un-
gewöhnlichen Partnern, von besonderer Wich-
tigkeit: 

•	� Dies können unter anderem „lokale Autoritä-
ten“ sein, also Organisationen, deren Stimme 
vor Ort ein besonderes Gewicht hat. Beispiele 
sind hier etwa Stadtwerke, Sportvereine oder 
lokale Initiativen.

•	� Weitere Beispiele für Organisationen, die un-
terschiedliche gesellschaftliche Gruppen errei-
chen, sind: Sozial- und Wohlfahrtsverbände, 
Gewerkschaften, kirchliche Träger, Jugend- 
verbände, Wirtschaftsverbände, migrantische 
Verbände, Landjugend, Heimat- und Brauch-
tumsvereine.

•	� Die Partner sollten nicht nur aus der Zivil- 
gesellschaft, sondern auch aus der Wirtschaft 
kommen. Insbesondere lokal verankerte Un-
ternehmen können themenspezifisch in ihre 
Belegschaft hineinwirken und so als „Trusted 
Messengers“ fungieren. Hier ist es elementar, 
ein anschlussfähiges Narrativ zu entwickeln, 
um Firmen und Wirtschaftsverbände als Part-
ner zu gewinnen und von den eigenen Positio-
nen zu überzeugen. 

•	� Es gibt bereits eine wachsende Anzahl an 
Bündnissen und Allianzen zum Umgang mit 
(Rechts-)Populismus und Extremismus von Ver-
bänden, Kirchen und Demokratieförderorgani-
sationen. Hier gilt es, Synergien herauszuarbei-
ten und zu nutzen. Statt ausschließlich auf den 
Aufbau eigener Bündnisse zu setzen, kann es 
sinnvoll sein, sich in bestehende Allianzen ein-
zubringen. 
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	▸ Zur Identifikation von ungewöhnlichen Partnern 
eignen sich Akteursanalysen. Diese können in 
regelmäßigen Abständen von den Facheinheiten 
durchgeführt werden, für die eine Zusammen-
arbeit mit der Zivilgesellschaft wichtig ist. Solch 
eine Akteursanalyse lässt sich standardisieren 
und niedrigschwellig gestalten – ähnlich einer 
SWOT-Analyse 32. Dabei können sowohl mögliche 
Kooperationspartner als auch Vetokräfte identi-
fiziert werden. In der Vorbereitung von Kommu-
nikationsmaßnahmen kann solch ein Mapping 
helfen, um mögliche Verbündete im Sinne von 
„Trusted Messengers“ zu identifizieren.

	▸ Grundsätzlich braucht es einen regelmäßigen 
Austausch zwischen den Facheinheiten und 
der Anlaufstelle für die Zivilgesellschaft zu  
aktuellen Kooperationen, nicht zuletzt, um mög-
liche neue Allianzen, Verbündete und Kooperati-
onspartner zu identifizieren.

	▸ Darüber hinaus braucht es ein proaktives Heran-
treten an Akteur*innen mit Potenzial für Allianz-
bildung seitens der Hausleitung.

	▸ Im UBA-Präsidialbereich werden bereits verschie-
dene niedrigschwellige Maßnahmen praktiziert, 
die sowohl im BMUKN als auch den nachgeordne-
ten Behörden Anwendung finden sollten: 

•	� Gremienarbeit (beispielsweise in Beiräten) als 
Gelegenheitsfenster für Vernetzung, Vertrau-
ensbildung und Allianzbildung nutzen

•	� Zivilgesellschaftliche Veranstaltungen und Ver-
anstaltungen ungewöhnlicher Partner zu ein-
schlägigen Themen bei der Kalenderplanung 
für die Hausleitung mitberücksichtigen

Herausforderungen

	▸ Der Aufbau und die Stärkung von Allianzen erfor-
dern einen kontinuierlichen, institutionalisier-
ten Ansatz. Vertrauensaufbau und Allianzpflege 
brauchen Zeit. Allerdings steht dies teilweise kon-
trär zur behördlichen Förderlogik sowie zum poli-

32	 Die SWOT-Analyse (Strengths=Stärken, Weaknesses=Schwächen, Opportunities=Chancen, Threats= Risiken) ist ein Instrument des strategischen Managements und dient im behörd-
lichen Kontext dazu, die Ist-Situation einer Organisation aus der inneren (Stärken/Schwächen) sowie der äußeren (Chancen/Risiken) Perspektive zu erfassen und einzuordnen. Für 
weitere Informationen siehe: BMI. Methoden und Techniken – SWOT-Analyse.  https://www.orghandbuch.de/Webs/OHB/DE/OrganisationshandbuchNEU/4_MethodenUndTechniken/
Methoden_A_bis_Z/SWOT_Analyse/swot_analyse_node.html (10.02.2025)

33	 https://www.nf-farn.de/
34	 https://www.buendnis-gemeinnuetzigkeit.org/

tischen Arbeitszyklus, der auf Legislaturperioden 
ausgerichtet ist. 

	▸ Zur Förderung von Allianzen bedarf es finanzi-
eller und personeller Ressourcen. Sind diese 
nicht in ausreichendem Maße gegeben, untergräbt 
dies Bemühungen eines systematischen Ansatzes 
bei der Allianzbildung. Daher gilt es, ausreichend 
Ressourcen langfristig und bestenfalls unabhän-
gig von Legislaturperioden bereitzustellen.

	▸ Die systematische Einbindung der Zivilgesell-
schaft in den Prozess der Politikgestaltung sollte 
die kritisch begleitende Rolle zivilgesellschaftli-
cher Akteur*innen nicht schmälern. Es gilt daher, 
die Unabhängigkeit und Eigenständigkeit der 
Zivilgesellschaft auch während verstärkter Ko-
operationen zu wahren. Unterschiedliche, auch 
gegensätzliche Positionen, müssen ausgehalten 
statt angeglichen werden. Dies ist auch deshalb 
wichtig, um dem zum Teil populistisch aufgela-
denen Narrativ der zu großen ideologischen Nähe 
zwischen dem Umweltressort und Umweltorgani-
sationen keinen Vorschub zu leisten.

	▸ Bei der Unterstützung der Zivilgesellschaft im 
Umgang mit Populismus besteht die Gefahr, dass 
Parallelstrukturen aufgebaut werden. Um das zu 
vermeiden, sollten im Austausch mit zivilgesell-
schaftlichen Akteur*innen und in den entspre-
chenden Allianzen Leerstellen in der Unterstüt-
zungsstruktur identifiziert und bedarfsgerecht 
gefüllt werden. 

Anknüpfungspunkte zu bestehenden Projekten, 
Maßnahmen und Prozessen

	▸ Viele zivilgesellschaftliche Akteur*innen sind be-
reits vernetzt und engagieren sich für die Stär-
kung der Demokratie. Bestehende Bündnisse kön-
nen hier gezielt genutzt und einbezogen werden. 
Besonders wertvoll sind dabei Organisationen, die 
sich aktiv für Demokratie und gegen Populismus 
im Umweltbereich einsetzen, wie etwa FARN 33 
oder das Bündnis für Gemeinnützigkeit 34, zu dem 
Dachverbände und unabhängige Organisationen 
aus den Bereichen Umwelt, Kultur, Sport, Soziales, 

https://www.orghandbuch.de/Webs/OHB/DE/OrganisationshandbuchNEU/4_MethodenUndTechniken/Methoden_A_bis_Z/SWOT_Analyse/swot_analyse_node.html
https://www.orghandbuch.de/Webs/OHB/DE/OrganisationshandbuchNEU/4_MethodenUndTechniken/Methoden_A_bis_Z/SWOT_Analyse/swot_analyse_node.html
https://www.nf-farn.de/
https://www.buendnis-gemeinnuetzigkeit.org/
https://www.nf-farn.de/
https://www.buendnis-gemeinnuetzigkeit.org/
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Bürgerrechte, Entwicklungszusammenarbeit oder 
humanitäre Hilfe gehören. Mit dem Ziel, die Rah-
menbedingungen für bürgerschaftliches Engage-
ment zu verbessern, veröffentlicht das Bündnis 
regelmäßig gemeinsame Forderungspapiere und 
Stellungnahmen.35

	▸ Bei der Entwicklung von niedrigschwelligen  
Fördermaßnahmen zur Stärkung der zivilgesell-
schaftlichen Unterstützungsstruktur für Populis-
mus-betroffene Organisationen kann auf die Er-
fahrung der Deutschen Stiftung für Engagement 
und Ehrenamt zurückgegriffen werden, die bereits 
ein Mikroförderprogramm für kleine Organisatio-
nen in ländlichen und strukturschwachen Regio-
nen anbietet.36

	▸ Für die Vernetzung regionaler und lokaler Ak-
teur*innen im Umweltbereich leisten die Regiona-
len Netzstellen Nachhaltigkeitsstrategien (RENN) 37 
(seit Ende 2024 durch den RENN e.V. organisiert) 
bereits wertvolle Arbeit. Hier sind Informationen 
und Kontakte zu lokalen Projekten im Nachhaltig-
keitsbereich in ganz Deutschland vorhanden. 

	▸ In der Verbändeförderung und im Ressortfor-
schungsplan des BMUKN gibt es Projekte mit de-
mokratiefördernden Inhalten – beispielsweise  
folgende Vorhaben:

• �Kompetenzbildung für den Wandel. Hilfestellun-
gen für ehren- und hauptamtlich Engagierte (in 
Vereinen), BUND 38 

• �Rechte Landnahme - Umweltschutz von rechts,  
diversu e.V. - Institut für Diversity, Natur, Gender 
und Nachhaltigkeit 39

35	 Siehe: Bündnis Gemeinnützigkeit. https://www.buendnis-gemeinnuetzigkeit.org/ (21.03.2025)
36	 Für weitere Informationen siehe: Deutsche Stiftung für Engagement und Ehrenamt. https://www.deutsche-stiftung-engagement-und-ehrenamt.de/ (19.03.2025)
37	 https://renn-netzwerk.de/
38	 https://www.bund.net/lernwelt/kompetenzen-fuer-den-wandel-unser-projekt/
39	 https://www.umweltbundesamt.de/das-uba/was-wir-tun/foerdern-beraten/verbaendefoerderung/projektfoerderungen-projekttraeger/rechte-landnahme-umweltschutz-von-rechts
40	 Für weitere Informationen siehe: www.ressourcenwende.net/ (21.03.2025)
41	 https://www.umweltbundesamt.de/jugendengagement-fuer-nachhaltigkeit-stark

	▸ Das „Netzwerk Ressourcenwende“ wurde im Rah-
men eines Ressortforschungsplan-Projektes durch 
den Bund für Umwelt und Naturschutz Deutsch-
land e.V. (BUND) zusammen mit dem Institut für 
ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) als For-
schungspartner sowie dem Deutschen Natur-
schutzring als Multiplikator aufgebaut. Mit dem 
Folgevorhaben „Allianzen für den Umweltschutz 
II: Transdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen 
Umwelt-/Sozialverbänden und Wissenschaft zu 
Fragen einer sozial gerechten Ressourcenwende“ 
(2024-2027) wird das Netzwerk weiterentwickelt 
und verstetigt. Die gewonnenen Erkenntnisse  
sollen für andere Allianzen nutzbar gemacht  
werden.40

	▸ Auch das BASE hat bereits umfassende Erfahrung 
mit Allianzen, insbesondere mit Kommunalver-
bänden im Rahmen des Standortauswahlverfah-
rens, gemacht. 

	▸ Darüber hinaus enthält die aus einem UBA-Vor-
haben hervorgegangene Broschüre „Neue Allian-
zen für sozial-ökologische Transformation“ (Sharp 
et al. 2020) eine Reihe von Anknüpfungspunkten 
und Überlegungen für die Allianzbildung. Neben 
den bereits erwähnten Empfehlungen zum Aus-
tausch innerhalb der Zivilgesellschaft und der 
integrierten Politikgestaltung ist vor allem der 
Handlungsansatz zu regionalen Kooperations- 
formaten zu beachten. 

	▸ Das Forschungsvorhaben Jugendengagement für 
Nachhaltigkeit stärken 41 des UBA erprobt neue Ko-
operationen zwischen unterschiedlichen  
Jugendverbänden, um mehr junge Menschen für 
Nachhaltigkeit zu begeistern. Die im Vorhaben  
generierten Erkenntnisse sollten Anknüpfungs-
punkte für die Zusammenarbeit mit Jugendorgani-
sationen bieten. 

https://renn-netzwerk.de/
https://renn-netzwerk.de/
https://www.bund.net/lernwelt/kompetenzen-fuer-den-wandel-unser-projekt/
https://www.bund.net/lernwelt/kompetenzen-fuer-den-wandel-unser-projekt/
https://www.bund.net/lernwelt/kompetenzen-fuer-den-wandel-unser-projekt/
https://www.umweltbundesamt.de/das-uba/was-wir-tun/foerdern-beraten/verbaendefoerderung/projektfoerderungen-projekttraeger/rechte-landnahme-umweltschutz-von-rechts
https://www.buendnis-gemeinnuetzigkeit.org/
https://www.deutsche-stiftung-engagement-und-ehrenamt.de/
www.deutsche-stiftung-engagement-und-ehrenamt.de/foerderung/aktuelle-programme/
https://renn-netzwerk.de/
https://www.bund.net/lernwelt/kompetenzen-fuer-den-wandel-unser-projekt/
https://www.umweltbundesamt.de/das-uba/was-wir-tun/foerdern-beraten/verbaendefoerderung/projektfoerderungen-projekttraeger/rechte-landnahme-umweltschutz-von-rechts
www.ressourcenwende.net/
https://www.umweltbundesamt.de/jugendengagement-fuer-nachhaltigkeit-stark
https://www.umweltbundesamt.de/jugendengagement-fuer-nachhaltigkeit-stark
https://www.umweltbundesamt.de/jugendengagement-fuer-nachhaltigkeit-stark
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Weitere Quellen

•	  �Beulshausen, L. et al. (2023). Brücken bauen für die Sustainable Development Goals (SDGs). Ideen und Handlungsempfehlun-
gen für bürgerschaftliches Engagement. Umweltbundesamt, Dessau-Roßlau. https://www.umweltbundesamt.de/publikatio-
nen/bruecken-bauen-fuer-die-sustainable-development (19.03.2025)

•	� Zetek, U. et al. (2024). Den sozial-ökologischen Wandel gemeinsam gestalten – Maßnahmen für die Stärkung und Vernetzung  
zivilgesellschaftlicher Nachhaltigkeitsinitiativen. Umweltbundesamt, Dessau-Roßlau. https://www.umweltbundesamt.de/publi-
kationen/den-sozial-oekologischen-wandel-gemeinsam-gestalten (19.03.2025) 

•	 Website des Netzwerks Ressourcenwende. https://www.ressourcenwende.net/

•	� Sharp, H. et al. (2020). Neue Allianzen für sozial-ökologische Transformation. Umweltbundesamt, Dessau-Roßlau.  
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/neue-allianzen-sozial-oekologische-transformation (10.03.2025)

•	� BMSFSJ (2024). Vierter Engagementbericht – Zugangschancen zum freiwilligen Engagement. Berlin.  
https://www.publikationen-bundesregierung.de/pp-de/publikationssuche/freiwilliges-engagement-2328870 (11.04.2025)

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/bruecken-bauen-fuer-die-sustainable-development
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/bruecken-bauen-fuer-die-sustainable-development
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/den-sozial-oekologischen-wandel-gemeinsam-gestalten
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/den-sozial-oekologischen-wandel-gemeinsam-gestalten
https://www.ressourcenwende.net/
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/das-netzwerk-ressourcenwende

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/neue-allianzen-sozial-oekologische-transformation
https://www.publikationen-bundesregierung.de/pp-de/publikationssuche/freiwilliges-engagement-2328870
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Mitarbeitende im Umweltressort, insbesondere  
Führungskräfte und Entscheidungsträger*innen, 
Mitarbeitende aus den Bereichen Politikgestaltung, 
Kommunikation und Bürgerbeteiligung sowie Wis-
senschaftler*innen, die mit der Öffentlichkeit oder 
verschiedenen Interessensgruppen arbeiten – brau-
chen fundiertes Wissen, geeignete Strategien und 
Strukturen, um Interventionen und populistischer 
Rhetorik souverän begegnen zu können. Schulungs- 
und Beratungsangebote sollten daher behördenintern 
aufgebaut beziehungsweise gestärkt werden, um eine 
möglichst breite Sensibilisierung, einen Wissens- und 
Kompetenzaufbau sowie eine gezielte Unterstützung 
von Betroffenen zu ermöglichen.

Der Handlungsansatz besteht aus zwei Bausteinen:

Baustein 1:
Schulungsangebote für alle Mitarbeitenden

Bei der Einführung und Umsetzung von Schulungs-
angeboten sollten folgende Faktoren berücksichtigt 
werden: 

	▸ Grundlagenwissen vermitteln  
Die Schulungen sollten Basiswissen über Populis-
mus, zentrale Akteur*innen, Strategien und Nar- 
rative (siehe Kapitel 3) sowie deren Relevanz für 
die eigene Arbeit vermitteln. Dazu gehört der 
rechtliche Rahmen des Verwaltungshandelns – 
zum Beispiel bei Unsicherheiten im Umgang mit 
populistisch gefärbten parlamentarischen Anfra-
gen. Nicht immer ist bekannt, welche Freiräume, 
aber auch Grenzen durch Gesetze und interne Leit-
linien vorgegeben sind.

42	 Resilienztrainings dienen der Vorbereitung auf herausfordernde Situationen, indem sie individuelle Ressourcen und die persönliche Widerstandsfähigkeit stärken.  
Die Qualität dieser Trainings und insbesondere die thematische Passgenauigkeit sind dabei zu prüfen.

	▸ Praxisnahe Kompetenzen fördern 
Neben theoretischem Wissen sind praktische  
Fähigkeiten zentral – etwa durch Debatten-,  
Dialog-, Medien- und Resilienztrainings 42. Rollen-
spiele und Fallbeispiele ermöglichen, basierend 
auf Beispielen aus der Praxis beziehungsweise  
eigenen Erfahrungen, sich Fähigkeiten anzueig-
nen. Ein besonderer Fokus sollte auf den Umgang 
mit populistischen Kommunikationsstrategien 
wie „false balancing“ (dabei wird Minderheiten-
meinungen überproportionales Gewicht verlie-
hen), Desinformation und aggressiver Rhetorik 
gelegt werden. Beispiel: Ein Social-Media-Training 
könnte Teilnehmende anhand konkreter Fallstudi-
en schulen, zum Beispiel durch die Analyse realer 
Social-Media-Beiträge, in denen Desinformation 
verbreitet wird. Dabei könnten sie lernen, Fakten-
checks durchzuführen oder Erfolgsgeschichten 
zusammenzustellen.

	▸ Schulungsformate bedarfsgerecht gestalten 
Die Schulungen sollten für möglichst viele Mitar-
beitende des Umweltressorts zugänglich, zugleich 
zielgruppenspezifisch zugeschnitten sein – mit 
Blick auf Hierarchieebenen und einen inhaltlichen 
Fokus (zum Beispiel: gesonderte Führungskräf-
te-Schulungen, die nicht nur den individuellen 
Umgang mit populistischen Inhalten, sondern die 
angeleitete Reflexion im Team abdecken). Der  
Fokus sollte zunächst auf Mitarbeitende der Berei-
che Politikgestaltung, Öffentlichkeitsarbeit, Bür-
gerkommunikation und Bürgerbeteiligung gelegt 
werden, da diese am wahrscheinlichsten mit popu-
listischen Interventionen in ihrer Arbeit konfron-
tiert sind.  

 7 – �Schulungs- und Beratungsangebote  
aufbauen und stärken; Betroffene schützen

Folgt diesen Prinzipien:

	 Wissen über Populismus stärken und Befähigung im Umgang mit schwierigen Gruppen

Wirkungsart:       Reaktiv      Proaktiv Wirkungszeitraum:     Kurzfristig      Langfristig  
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Für verschiedene Aufgabenfelder ergeben sich un-
terschiedliche Herausforderungen. So ist in der 
Politikgestaltung beispielsweise mit Beiträgen zu 
rechnen, die auf eine Politisierung der Debatten 
abzielen, Fachwissen untergraben und so eine fun-
dierte Entscheidungsfindung erschweren. Der Be-
reich der Öffentlichkeitsarbeit kann sich mit erhöh-
ter Aggressivität und Feindseligkeit konfrontiert 
sehen. Populistische Narrative und Desinformatio-
nen können gezielt eingesetzt werden, um das Ver-
trauen in (staatliche) Institutionen zu untergraben. 
In der Bürgerbeteiligung kann es aus Angst vor 
Anfeindungen zu einer verringerten Teilnahmebe-
reitschaft kommen. Zudem besteht die Gefahr, dass 
Beteiligungsformate von einzelnen Interessens-
gruppen „gekapert“ werden, um eine eigene Agen-
da voranzutreiben, was die Legitimität dieser Pro-
zesse gefährden kann.

	▸ Teilnahme erleichtern und Basiswissen  
nachhaltig festigen  
Führungskräfte sollten die Teilnahme ihrer Mit-
arbeitenden an den Schulungen aktiv unterstüt-
zen und diese als wichtigen Bestandteil der Kom-
petenzentwicklung etablieren. Niedrigschwellige 
Formate (zum Beispiel digitale Veranstaltungen 
mit Sessions unter zwei Stunden) senken die Hür-
den für eine Teilnahme. Durch Aufzeichnungen 
der Schulungen, Handbücher oder Selbst-Tests 
nach Trainings kann das erlangte Grundlagen- 
wissen langfristig gefestigt werden.   

	▸ Schulungsangebot aktiv bewerben und breite 
Teilnahme fördern  
Damit auch Mitarbeitende erreicht werden, die 
bisher wenig Berührungspunkte mit Populismus 
hatten, sollte die Bewerbung der Schulungen ge-
zielt und proaktiv erfolgen. Neben allgemeinen 
Informationskanälen ist eine direkte Ansprache 
von Organisationseinheiten sinnvoll, um die Re-
levanz des Themas für alle Arbeitsbereiche (unter 
Berücksichtigung der Bedarfsgerechtigkeit un-
ter Punkt 3) zu verdeutlichen. Populismus betrifft 
nicht nur einzelne Facheinheiten, sondern das ge-
samte Umweltressort. Daher sollte die Schulung 
als Querschnittsthema kommuniziert werden, das 
grundlegende Kompetenzen für den Berufsalltag 
vermittelt. Zudem kann eine geschickte Wortwahl 
Hemmschwellen abbauen. Titel wie „Umgang  
mit kritischen Stimmen und Konflikten“ oder 
„Souverän kommunizieren in herausfordernden 

Situationen“ wirken zugänglicher als Begriffe wie 
„Anti-Populismus-Training“ und können auch 
jene ansprechen, die sich nicht unmittelbar be-
troffen fühlen. Die Spezifizierung des Themas in 
der weiteren Beschreibung des Formats ist selbst-
verständlich unumgänglich, gleichzeitig lässt sich 
dadurch die Relevanz für die verschiedenen Ziel-
gruppen unterstreichen. 

	▸ Strukturen und Ressourcen bereitstellen  
Die hier beschriebenen Schulungsangebote sollten 
systematisch in bestehende Fortbildungsangebo-
te integriert beziehungsweise als Zusatzmodule er-
gänzt werden. Die Erfahrungen und Erkenntnisse 
aus den Schulungen sollten zentral zugänglich ge-
sammelt werden. Über eine interne Wissensplatt-
form könnten Mitarbeitende beispielsweise auf 
Schulungsmaterialien, Erfahrungsberichte, Best 
Practices und erprobte Lösungsansätze zugreifen. 
Es ist sicherzustellen, dass dafür zusätzlich aus-
reichend personelle, technische sowie finanzielle 
Ressourcen bereitgestellt werden.

	▸ Vertikale und horizontale Vernetzung  
und Erfahrungsaustausch fördern  
Der Austausch zwischen Teilnehmenden und der 
Aufbau interner Netzwerke ermöglichen eine nach-
haltige Anwendung des Gelernten. Erfahrungen 
betroffener Mitarbeitenden sollten gezielt erfasst 
und als Lernressource genutzt werden. Nach  
einer Schulung könnten beispielsweise regel- 
mäßige Austauschforen (etwa vierteljährliche  
Online-Treffen) eingerichtet werden, in denen  
Mitarbeitende ihre Erfahrungen teilen und sich  
gegenseitig beraten. Auch kann auf bereits be- 
stehende Strukturen aufgebaut werden, wie der  
„Arbeitskreis Populismus in der Umweltpolitik“ 
des Umweltressorts. Sie stellen den Informations-
fluss zwischen den Hierarchieebenen und den 
Arbeitseinheiten her. Alle Einheiten, die zentral 
vom Thema betroffen sind, wirken daran mit. Ak-
tuelle Entwicklungen und strategisches Vorgehen 
können besprochen werden sowie gegebenenfalls 
Vorgaben der Hausleitung kommuniziert werden 
(siehe unter Anknüpfungspunkte). Vergleichbare 
Gruppen gibt es im BfS und im BASE.

In den Strategiewerkstätten des Vorhabens (siehe 
Fußnote 5 auf Seite 8) wurde der Bedarf nach einem 
Unterstützungsangebot für Betroffene von populisti-
schen Interventionen geäußert. 
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Im Folgenden stellen wir Eckpunkte eines solchen Be-
ratungsangebots vor.

Baustein 2:
Beratungsangebote für von populistischen  
Attacken betroffene Ressortmitarbeitende 43 

	▸ Schutz und Betreuung sicherstellen  
Die Auseinandersetzung mit populistischen An-
griffen, etwa Shitstorms im digitalen Raum oder 
aggressiver Sprache und persönlichen Attacken 
auf Veranstaltungen, können Stress und emotio- 
nale Belastungen bei betroffenen Mitarbeitenden 
verursachen. Ein effektives Beratungsangebot 
sollte daher, neben juristischer Beratung, die emo-
tionale Unterstützung und, falls notwendig, kör-
perlichen Schutz umfassen. Diese Unterstützung 
trägt dazu bei, die psychische Gesundheit der  
Mitarbeitenden zu stärken und gibt ihnen den 
Raum, ihre Erfahrungen zu verarbeiten. 

	▸ Interne Ansprechstelle(n) einrichten 
Eine zentrale Anlaufstelle sorgt dafür, dass Mit-
arbeitende nicht isoliert bleiben und schnell Hilfe 
erhalten können. Die Ansprechpersonen müssen 
entsprechend geschult und sollten kurzfristig  
verfügbar sein. Der Umgang mit vertraulichen  
Informationen muss klar geregelt sein. Diese  
Stelle könnte in Form eines Referats im BMUKN 
oder einer anderen internen Institution (zum  
Beispiel bereits bestehenden Ombudsstellen)  
organisiert werden. Es ist denkbar, sie zusätzlich 
durch spezialisierte mobile Berater*innen und  
Opferberater*innen zu qualifizieren.

	▸ Personen mit Fachexpertise einbeziehen  
Die hausinterne Ansprechstelle muss nicht alle 
Unterstützungsleistungen selbst abdecken. Sie 
könnte als zentrale Beratungseinheit oder ers-
te Anlaufstelle für First   Response Aid fungieren 
und anschließend Mitarbeitende an spezialisierte  
Einrichtungen verweisen.  

	▸ Erfahrungsaustausch fördern  
Ein moderierter, hierarchiegetrennter Raum für 
den Erfahrungsaustausch ist ebenfalls von großer 
Bedeutung. Solche Formate ermöglichen es den 
Mitarbeitenden, Frustrationen abzubauen, aus 
den Erfahrungen anderer zu lernen und ihre Emo-
tionen zu verarbeiten. Mitarbeitende können sich 

43	� Betroffene populistischer Rhetorik meint hierbei Personen, die direkt oder indirekt von den Auswirkungen populistischer Äußerungen betroffen sind. Dies umfasst nicht nur  
diejenigen, die persönlich angegriffen oder diffamiert werden, sondern auch jene, die in ihrem beruflichen Umfeld den Einfluss solcher Rhetorik spüren. Diese Personen bemerken  
in ihrem Arbeitsalltag möglicherweise Veränderungen im Umgangston oder im öffentlichen Diskurs und möchten sich entsprechend wappnen und darauf vorbereiten.

gegenseitig unterstützen und erhalten das Gefühl, 
nicht alleine zu sein. Dies trägt zur langfristigen 
psychischen Gesundheit der Mitarbeitenden bei. 

	▸ Vom individuellen Problem zur institutionellen 
Verantwortung  
Ein Erstberatungsangebot und eine interne An-
sprechstelle für das Thema ist insgesamt ein ers-
ter Schritt, um die emotionale Belastung ernst 
zu nehmen. Wenn es um den Umgang mit rech-
ten Anfeindungen bis hin zu Bedrohungen und 
Angriffen geht, muss sich damit aber die Orga-
nisation (oder kleiner: Abteilung/Bereich/Team) 
auseinandersetzen. Der Schutz der einzelnen Mit-
arbeitenden sollte als Startpunkt oder Ergänzung 
gesehen werden. Schutzmaßnahmen sind Aufga-
ben, die die Behörde als Arbeitgeber übernimmt 
(zum Beispiel juristische Schritte) und bei denen 
Führungskräfte eine wichtige Rolle spielen.

Herausforderungen: 

Die Konzeption und Durchführung von Schulungen 
benötigen Zeit, Ressourcen und Strukturen. Eine be-
sondere Herausforderung liegt in der Organisation 
und Koordination behördenübergreifender Veranstal-
tungen.

	▸ Mitarbeitende, die noch nicht betroffen sind, er-
kennen möglicherweise den Nutzen von Schulun-
gen zum Thema Populismus nicht.

	▸ Zur Unterstützung von Betroffenen bedarf es Sen-
sibilität und Erfahrung im Umgang mit Emotio-
nen. Diese Expertise ist vielerorts noch nicht aus-
reichend vorhanden.

Anknüpfungspunkte zu bestehenden Projekten, 
Maßnahmen und Prozessen

	▸ Die Schulungen sollten mit bestehenden behörden-
internen Schulungsangeboten verknüpft werden, 
zum Beispiel mit Kommunikationsseminaren  
oder mit zentralen Schulungen auf Bundes- 
ebene (Bundesakademie für öffentliche Verwal-
tung [BAköV]), zum Beispiel die Seminarreihe  
„Resiliente Demokratie“. Die Schulungen der  
BAköV sind allen Mitarbeitenden im Umwelt- 
ressort zugänglich. 
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	▸ Hausinterne Fortbildung des BMUKN „Politisches 
(Re-)Framing in der Umweltpolitik“

	▸ Seit November 2023 besteht im BMUKN der  
Arbeitskreis „Populismus in der Umwelt- 
politik“. An diesem beteiligen sich die von der 
Thematik fachlich betroffenen Einheiten des 
BMUKN und zusätzlich alle nachgeordneten Be-
hörden. Der Arbeitskreis gewährleistet den Infor-
mationsfluss über die aktuellen Entwicklungen im 
Themenbereich und unterstützt das  
abgestimmte Vorgehen im Umweltressort.

	▸ Bisherige BMUV-Hausgespräche zum Umgang 
mit Populismus, Fake News, Desinformation und 
IT-Sicherheit, teilweise mit externen Gästen

	▸ Arbeitsgruppe „Demokratie stärken!“ des 
BASE, in der Mitarbeitende regelmäßige offene 
Austauschrunden,  zum Teil ressortweite Vortrags- 
und Diskussionsveranstaltungen mit Fachleuten 
sowie Fortbildungen zum Thema Rechtspopulis-
mus und Umwelt gestalten 

44	 https://creativebureaucracy.org/de

	▸ Kommunikations- und Argumentationstrai-
ning „Das ist doch alles schon längst entschie-
den!“ des BASE zum Umgang mit Populismus 
in der Bürgerkommunikation zur Endlagersuche 
(erstmals im Jahr 2024 durchgeführt); Eine zweite 
Runde ist 2025 in Vorbereitung, eine regelmäßige 
Wiederholung ist geplant. 

	▸ Arbeitsgruppe „Strahlenschutz in Zeiten von 
Populismus und Desinformation“ des BfS, die 
Aktivitäten zum Themenbereich plant    

	▸ Creative Bureaucracy Festival 44 als Aus-
tauschmöglichkeit mit Personen aus unterschied-
lichen Verwaltungsbranchen.

Weitere Quellen:

Bundesakademie für öffentliche Verwaltung: www.bakoev.bund.de/DE/01_Bundesakademie/bundesakademie_node.html 
(29.04.2025)

Bundeszentrale für politische Bildung: „Die Ausländer nehmen uns die Arbeitsplätze weg“ – Argumentationstraining gegen  
Stammtischparolen. https://www.bpb.de/lernen/angebote/politische-bildung-und-polizei/271819/die-auslaender-nehmen- 
uns-die-arbeitsplaetze-weg-argumentationstraining-gegen-stammtischparolen/ (29.04.2025)

Bundeszentrale für politische Bildung: Widersprechen! Aber wie? – Argumentationstraining gegen rechte Parolen.  
https://www.bpb.de/system/files/dokument_pdf/Vorschau_Begleitheft.pdf (29.04.2025)

Weitere Anbieter von Argumentations- und Resilienztrainings:

Bundesverband Mobile Beratung. https://bundesverband-mobile-beratung.de

Netzwerk Demokratie und Courage. https://www.netzwerk-courage.de

Gegen Vergessen – für Demokratie e.V. https://gegen-vergessen.de 

Diversity Works. https://www.diversity-works.de

Gegenargument. http://www.gegen-argument.de

https://creativebureaucracy.org/de
https://creativebureaucracy.org/de
www.bakoev.bund.de/DE/01_Bundesakademie/bundesakademie_node.html
https://www.bpb.de/lernen/angebote/politische-bildung-und-polizei/271819/die-auslaender-nehmen-uns-die-arbeitsplaetze-weg-argumentationstraining-gegen-stammtischparolen/
https://www.bpb.de/lernen/angebote/politische-bildung-und-polizei/271819/die-auslaender-nehmen-uns-die-arbeitsplaetze-weg-argumentationstraining-gegen-stammtischparolen/
https://www.bpb.de/system/files/dokument_pdf/Vorschau_Begleitheft.pdf
https://bundesverband-mobile-beratung.de
https://www.netzwerk-courage.de
https://gegen-vergessen.de/
https://www.diversity-works.de/
http://www.gegen-argument.de
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Um umwelt- und demokratiepolitische Bildung  
stärker miteinander zu verzahnen, empfehlen wir 
zwei Bausteine:

Baustein 1:
Überarbeitung bestehender Bildungsangebote 

Das BMUKN und sein Geschäftsbereich sollten die 
Verknüpfung umwelt- und demokratiepolitischer As-
pekte in ihrem bestehenden Bildungsangebot verste-
tigen und – wo möglich – intensivieren. Dabei geht es 
insbesondere um die verstärkte Integration folgender 
inhaltlicher Elemente: 

	▸ Aufklärung über Inhalt, Wirkungsweisen und 
Mechanismen populistischer und antidemokrati-
scher Narrative und Interventionen im Natur- und 
Umweltbereich

	▸ Umgang mit populistischen und antidemokrati-
schen Narrativen und Interventionen, unter ande-
rem durch den Aufbau von Kapazitäten im Erken-
nen von Falschinformationen

Die Aufnahme demokratiepolitischer Aspekte in die 
Umweltbildung sollte im gesamten Bereich des Bil-
dungsangebots verstetigt werden. Das Programm 
„Umwelt im Unterricht“, welches Lehrkräften Un-
terrichtsmaterialien zu umweltbezogenen Themen 
zur Verfügung stellt, bietet hierfür einen guten An-
knüpfungspunkt (BMUV 2024b). Im Rahmen des 

Programms wurden bereits wiederholt populistische 
beziehungsweise antidemokratische Interventio-
nen und Narrative in der Umweltpolitik thematisiert. 
Hervorzuheben sind insbesondere die Unterrichts-
einheiten „Populismus und Umweltschutz“ (BMUV 
2024c) und „Klimawandel: Informationen bewerten, 
Wissen aufbauen“ (BMUV 2019) sowie das „Spezial: 
Lehr- und Aktionspaket Klimawandel“ (BMUV Erst-
veröffentlichung 2019; Überarbeitung 2021). Diese 
Lehreinheiten auf Grundschul- und Sekundärstufen-
niveau könnten als Vorbild für die Entwicklung weite-
rer Materialien mit demokratiepolitischem Fokus die-
nen. Die Auseinandersetzung mit umweltregressivem 
Populismus sollte dabei über einzelne Lehreinheiten 
hinausgehen und der Komplexität des Phänomens 
entsprechend im gesamten Bildungsangebot des  
Umweltressorts verankert werden. 

Da populistische Narrative und Interventionen steti-
gem Wandel unterliegen, ist es von großer Wichtig-
keit, die bestehenden Unterrichtsmaterialien in re-
gelmäßigen Abständen auf Aktualität zu überprüfen. 
Das Programm „Umwelt im Unterricht“ wird derzeit 
didaktisch überarbeitet. Hier sollten – sofern notwen-
dig – Inhalte auf den neuesten Stand der Forschung 
gebracht werden. 

 8 – �Umwelt- und demokratiepolitische  
Bildung stärker verzahnen

Folgt diesen Prinzipien:

	 Wissen über Populismus stärken
	 Nähe zwischen Umweltpolitik und Bürger*innen schaffen

Wirkungsart:       Reaktiv      Proaktiv Wirkungszeitraum:     Kurzfristig      Langfristig  
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Baustein 2:
In der Vergabe von Fördergeldern zur Umweltbil-
dung den Schwerpunkt Demokratiebildung und  
Extremismusprävention stärken sowie eine Ziel-
gruppenerweiterung prüfen

In der Vergabe von Fördergeldern im Bereich Bildung 
zur Beteiligung werden demokratie- und umweltpo- 
litische Aspekte bereits miteinander verzahnt. Ein 
Beispiel ist der Klima Campus 45, ein Weiterbildungs-
angebot für junge Menschen, um selbst im Bereich 
des Klima- und Umweltschutzes aktiv zu werden. 
Über die Stärkung demokratischer Beteiligung hin-
aus sollte die Aufklärung über umweltregressiven  
Populismus und antidemokratische Interventionen 
im Umweltbereich fester Bestandteil der Umweltbil-
dung sein. So könnte etwa beim Klima Campus die 
thematische Auseinandersetzung mit den Wirkwei-
sen und Mechanismen umweltregressiver Interventi-
onen gestärkt werden. Bei der Konzeption neuer Bil-
dungsprojekte sollte diese thematische Fokussierung 
verstärkt Eingang finden.

Darüber hinaus gilt es zu prüfen, inwiefern demokra-
tiepolitische Bildungsprojekte förderfähig sind, wenn 
diese explizit Aspekte der Umweltpolitik behandeln. 

Populismus tritt in der gesamten Breite der Gesell-
schaft auf. Dies sollte das bildungspolitische Angebot 
des Umweltressorts abbilden. Bisher konzentriert sich 
die Bildungsarbeit des BMUKN auf die Zielgruppen 
Kinder, Jugendliche, junge Erwachsene und Lehr-
kräfte. Allerdings besteht auch im Bereich der Er-
wachsenenbildung ein großer Bedarf an Aufklärung 
über umweltregressiven Populismus. In einem ers-
ten Schritt sollten daher die bestehenden Vorhaben 
des Umweltressorts, welche Elemente der Erwach-
senenbildung enthalten, auf die Möglichkeit geprüft 
werden, demokratiepolitische Aspekte zu integrie-
ren. In einem zweiten Schritt sollte evaluiert werden, 
inwiefern sich das Bildungsangebot des BMUKN auf 
Erwachsene ausweiten lässt. Fällt die Einschätzung 
positiv aus, gilt es, neue Projekte im Bereich der Er-
wachsenenbildung zu konzipieren. Hierbei ist die Zu-
sammenarbeit mit externen Partnern wie Volkshoch-
schulen oder Unternehmen empfehlenswert.

45	 https://klimacampus.org/

Hinweise zur Umsetzung 

	▸ Um Überschneidungen zu vermeiden und Res-
sourcen möglichst effizient zu nutzen, sollte die 
Arbeit der Bundesregierung im Bereich BNE mit 
dem Bundesministerium für Bildung, Familie,  
Senioren, Frauen und Jugend (BMBFSFJ) abge-
stimmt werden. Dabei gilt es zu beachten, das 
Thema des umweltregressiven Populismus und 
die Verzahnung von umwelt- und demokratiepoli-
tischen Inhalten in regelmäßigen Abständen auf 
die Agenda zu setzen. 

	▸ Da wichtige Kompetenzen im Bildungsbereich 
bei den Bundesländern liegen, ist die Koordinati-
on der Bildungsaktivitäten im Umweltbereich mit 
den Landesumweltministerien essenziell. Hier-
zu findet bereits zwei Mal jährlich ein Austausch 
statt. Dabei sollte darauf geachtet werden, an-
tidemokratische und populistische Interventio-
nen regelmäßig zu thematisieren, sodass entspre-
chende Bildungsformate auch auf Landesebene 
verstärkt umgesetzt werden. Weitere geeignete 
Formate können die Umweltministerkonferenz, 
der Bund-Länder-Erfahrungsaustausch zu nach-
haltiger Entwicklung und die Kultusministerkon-
ferenz sein.  

Herausforderungen

	▸ Bildungspolitische Kompetenzen und Zuständig-
keiten sind nicht nur im BMUKN, sondern in ers-
ter Linie in anderen Ressorts (insbesondere im 
BMBFSFJ) sowie auf Länderebene angesiedelt. 
Dementsprechend hat das BMUKN einen begrenz-
ten Handlungsspielraum bei der Aus- und Umge-
staltung der bildungspolitischen Angebote des 
Bundes. Die Koordination mit anderen relevanten 
Ressorts auf Bundes- und Länderebene ist daher 
essenziell (siehe Umsetzungshinweise).

	▸ Der Ausbau des Bildungsangebots – vor allem die 
Erschließung neuer Zielgruppen – erfordert perso-
nelle und finanzielle Kapazitäten, die derzeit nur 
begrenzt vorhanden sind. Hier gilt es abzuwägen, 
welche Prioritätensetzung bei der Aus- und Um-
gestaltung des Bildungsangebots sowie beim sou-
veränen Umgang mit umweltregressivem Populis-
mus insgesamt sinnvoll ist. 

https://klimacampus.org/
https://klimacampus.org/
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Anknüpfungspunkte zu bestehenden Projekten, 
Maßnahmen und Prozessen

	▸ Es gibt bereits eine Reihe von Unterrichtsmateria-
lien, die Umwelt- und Demokratiethemen mitein-
ander verbinden. Hier könnte mit den beteiligten 
Organisationen eine Weiterentwicklung der  
Materialien vorangetrieben werden, sodass der  
Fokus auf umweltregressiven Populismus und das 
Erkennen von Desinformation im Umweltbereich 
weiter ausgebaut wird. Beispiele für existierende 
Projekte sind unter anderem: 

•	� Demokratie: Europa, das Klima und wir  (Green-
peace e.V. 2024) 46: Greenpeace hat Unterrichts-
materialien entwickelt, die Schüler*innen dabei 
unterstützen sollen, sich als ein Teil der Demo-
kratie zu begreifen, in der sie das Recht haben, 
sich eine eigene Meinung zu bilden und dieser 
Gehör verschaffen zu können. Das Material bie-
tet Impulse, Diskussionsanregungen und kurze 
Hintergrundinformationen für den Unterricht.

•	� Klimawandel versus Fake News (NaturGut 
Ophoven 2019) 47: Im Zuge dieses Projekts wur-
de eine Kurseinheit im Umfang von vier Unter-
richtsstunden für Schüler*innen der Sekun-
darstufe 1 zur Stärkung der Kompetenzen im 
Erkennen und Entlarven von Falschmeldungen 
entwickelt.

•	� Lessons for Democracy (Greenpeace und Public 
Climate School 2024) 48: Während einer Akti-
onswoche wurden den Schüler*innen wichti-
ge Kompetenzen im Bereich Demokratieförde-
rung und Prävention gegen Rechtsextremismus 
vermittelt. Bei einer Neuauflage könnte der Be-
zug zur Umweltpolitik explizit herausgearbeitet 
werden.

•	� Umwelt im Unterricht (siehe Baustein 1)

•	� Klima Campus (siehe Baustein 2)

46	 https://www.bne-portal.de/bne/shareddocs/lernmaterialien/de/demokratie-europa-das-klima-wir.html?templateQueryString=demokratie#searchFacets
47	 https://www.bmuv.de/buergerservice/bildung/bildungsmaterialien/bildungsmaterialien-aus-foerderprojekten
48	 https://www.bne-portal.de/bne/de/news/Live-Unterrichtseinheiten-zur-Staerkung-der-Demokratie.html?templateQueryString=demokratie#searchFacets
49	 https://faktenstark.de/
50	 https://www.bmfsfj.de/resource/blob/186678/03ac1aedb97c6750c2ee6804769064cb/demkratie-braucht-dich-jugendbroschuere-data.pdf
51	 https://www.nf-farn.de/
52	 https://www.solidarische-landwirtschaft.org/aktuelles/news/news-detail/aktuelles-von-der-ag-rechte-tendenzen/

	▸ Externe Bildungsangebote zum Umgang mit Fake 
News und dem Erkennen von Desinformationen 
bieten ebenfalls gute Anknüpfungspunkte. Hier 
könnte das BMUKN proaktiv auf die beteiligten 
Organisationen zugehen und eine (stärkere) The-
matisierung des Umweltbereichs anregen. Inter-
essante Projekte sind in diesem Zusammenhang 
unter anderem: 

•	� faktenstark: Stark gegen Desinformation“ von 
Amadeu Antonio Stiftung, Bertelsmanns Stif-
tung und codetekt 49 

•	� Fakt oder Fake? (2020 - 2024) aus dem Bundes-
programm Demokratie Leben! – gefördert vom 
BMFSFJ 50

	▸ Abseits des Schulunterrichts gibt es (Weiter-)  
Bildungsangebote an der Schnittstelle von Demo-
kratiepolitik und Umweltpolitik, beispielweise zu 
rechten Vereinnahmungsversuchen im Umweltbe-
reich (siehe dazu die Aktivitäten von FARN 51 oder 
die Angebote der AG Rechte Tendenzen 52 des Netz-
werks Solidarische Landwirtschaft). Das BMUKN 
könnte solche Angebote fördern, um weitere Ziel-
gruppen zu erreichen.

https://www.bne-portal.de/bne/shareddocs/lernmaterialien/de/demokratie-europa-das-klima-wir.html?templateQueryString=demokratie#searchFacets
https://www.bmuv.de/buergerservice/bildung/bildungsmaterialien/bildungsmaterialien-aus-foerderprojekten
https://www.bne-portal.de/bne/de/news/Live-Unterrichtseinheiten-zur-Staerkung-der-Demokratie.html?templateQueryString=demokratie#searchFacets
https://www.bne-portal.de/bne/shareddocs/lernmaterialien/de/demokratie-europa-das-klima-wir.html?templateQueryString=demokratie#searchFacets
https://www.bmuv.de/buergerservice/bildung/bildungsmaterialien/bildungsmaterialien-aus-foerderprojekten
https://www.bne-portal.de/bne/de/news/Live-Unterrichtseinheiten-zur-Staerkung-der-Demokratie.html?templateQueryString=demokratie#searchFacets
https://faktenstark.de/
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/186678/03ac1aedb97c6750c2ee6804769064cb/demkratie-braucht-dich-jugendbroschuere-data.pdf
https://www.nf-farn.de/
https://www.solidarische-landwirtschaft.org/aktuelles/news/news-detail/aktuelles-von-der-ag-rechte-tendenzen/
https://faktenstark.de/
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/186678/03ac1aedb97c6750c2ee6804769064cb/demkratie-braucht-dich-jugendbroschuere-data.pdf
https://www.nf-farn.de/
https://www.solidarische-landwirtschaft.org/aktuelles/news/news-detail/aktuelles-von-der-ag-rechte-tendenzen/
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Weitere Quellen:

Bormann, I., Singer-Brodowski, M., Taigel, J., Wanner, M., Schmitt, M., Blum, J. (2022): Transformatives Lernen im Kontext sozial-
ökologischer Transformationsprozesse – Impulse, Erkenntnisse und Empfehlungen für Bildung für nachhaltige Entwicklung aus 
dem ReFoPlan-Vorhaben TrafoBNE, Umweltbundesamt, Dessau-Roßlau. https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/
medien/479/publikationen/texte_55-2022_transformatives_lernen_im_kontext_sozial-oekologischer_transformationsprozes-
se_0.pdf (19.05.2022)

Blum, J., Fritz, M., Taigel, M., Singer-Brodowski, M., Schmitt, M., Wanner, M., (2021): Transformatives lernen durch Engagement – 
Ein Handbuch für Kooperationsprojekte zwischen Schulen und außerschulischen Akteur*innen im Kontext von Bildung für nach- 
haltige Entwicklung. Umweltbundesamt, Dessau-Roßlau. https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/ 
publikationen/final_hauptdok_uba_handbuch_transformatives_lernen_bfrei.pdf (19.05.2025)

Relevante Projekte der BMUKN-Verbändeförderung: 

Arbeitsgemeinschaft Natur- und Umweltbildung (ANU): Politisch Handeln (2022-2025)  
https://www.umweltbildung.de/politisch-handeln

Schule eine Gesicht geben e.V.: Klimaschutz in der Schule stärken  
https://schuleeingesichtgeben.de/angebote/klimaschutz/

   

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publikationen/texte_55-2022_transformatives_lernen_im_kontext_sozial-oekologischer_transformationsprozesse_0.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publikationen/texte_55-2022_transformatives_lernen_im_kontext_sozial-oekologischer_transformationsprozesse_0.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publikationen/texte_55-2022_transformatives_lernen_im_kontext_sozial-oekologischer_transformationsprozesse_0.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/final_hauptdok_uba_handbuch_transformatives_lernen_bfrei.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/final_hauptdok_uba_handbuch_transformatives_lernen_bfrei.pdf
https://www.umweltbildung.de/politisch-handeln
https://schuleeingesichtgeben.de/angebote/klimaschutz/
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Die vorgestellten Handlungsansätze bieten eine Ori-
entierung für den souveränen Umgang mit populisti-
schen Herausforderungen in der Umweltpolitik. Doch 
politische und gesellschaftliche Entwicklungen sind 
dynamisch, und damit auch die Anforderungen an 
eine wirksame und demokratische Umweltpolitik. 
Die Handlungsansätze sind daher nicht als abschlie-
ßend oder unveränderlich zu verstehen, sondern als 
Grundlage für eine fortlaufende Weiterentwicklung.

Ein lebendiges Dokument kontinuierlich  
weiterentwickeln
Populistische Diskurse und gesellschaftliche Ein-
stellungen wandeln sich stetig. Um wirksam zu blei-
ben, müssen politische Strategien regelmäßig über-
prüft und angepasst werden. Die hier skizzierten 
Bausteine – von einer sozial gerechten Politikgestal-
tung über eine vorausschauende Kommunikation, 
partizipative Verfahren und strategische Allianzen 
bis hin zu behördeninternem Kompetenzaufbau und 
Bildungsmaßnahmen – sollten fortlaufend reflek-
tiert und auf Praxistauglichkeit geprüft werden – 
im Sinne eines „Living Documents“. Dafür braucht 
es kontinuierliches Lernen und kooperativen Aus-
tausch.

Ausblick: Institutionelle Wehrhaftigkeit stärken
Ein Aspekt, der in dieser Broschüre nicht behandelt 
wurde, aber an Bedeutung gewinnt, ist die institutio- 
nelle Wehrhaftigkeit. Aktuelle internationale Ent-
wicklungen – etwa der massive politische Druck 
auf (Umwelt-)Behörden in den USA bis hin zu deren 

Auflösung – zeigen, dass Umweltpolitik nicht nur 
kommunikativ, sondern auch institutionell angegrif-
fen wird. Auch in Deutschland mehren sich Versu-
che, Fachbehörden zu delegitimieren oder systema-
tisch zu schwächen.

Die Umweltpolitik und ihre Institutionen müssen des-
halb in der Lage sein, sich gegen solche Angriffe so-
wohl nach außen als auch nach innen abzusichern. 
Dazu gehören robuste Verwaltungsstrukturen, eine 
wertebasierte Organisationskultur sowie klare Kri-
sen- und Reaktionsmechanismen.

Ein zentraler Baustein institutioneller Resilienz ist 
der Aufbau juristischer Kompetenzen innerhalb 
der Verwaltung. Mitarbeitende sollten in der Lage 
sein, rechtlich motivierte Angriffe (etwa gezielte Kla-
gewellen, Missbrauch von Anfragen oder Versuche 
politischer Einflussnahme) frühzeitig zu erkennen, 
rechtssicher zu handeln und sich im Rahmen gelten-
der Gesetze zu behaupten. Dies kann durch geziel-
te Schulungen, rechtliche Beratungskapazitäten und 
den Ausbau interner sowie externer juristischer Netz-
werke erfolgen.

Die Entwicklung institutioneller Wehrhaftigkeit be-
darf weiterer wissenschaftlicher Arbeit, um geeignete 
Schutzmechanismen, organisationale Bedingungen 
und rechtliche Rahmenbedingungen systematisch zu 
analysieren und daraus konkrete Handlungsempfeh-
lungen abzuleiten.

Maßnahmen für eine kontinuierliche Weiterentwicklung

1. �Regelmäßige  
Überprüfung

2. �Feedback aus der  
Praxis einholen

3. �Digitale Plattform für Zusam-
menarbeit

	▸ Feste Überarbeitungszyklen 
(zum Beispiel  alle 12–18  
Monate)

	▸ Redaktionsteam und  
fachlicher Beirat zur  
Weiterentwicklung

	▸ Systematische Analyse  
aktueller gesellschaftlicher 
Trends

	▸ Erfahrungsberichte aus  
Behörden und Politik

	▸ Workshops und Umfragen zur 
Wirksamkeit von Maßnahmen

	▸ Einbindung zivilgesellschaft-
licher Perspektiven

	▸ Interner Bereich mit  
Versionierung und  
Kommentarfunktion

	▸ Austausch von Materialien 
und Best Practices

	▸ Transparente Dokumentation 
von Änderungen
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BMAS Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

BMBF Bundesministerium für Bildung und Forschung

BMF Bundesfinanzministerium
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BMU Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
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Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und  
Verbraucherschutz

BMWE Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

BMWK Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz

BNE Bildung für nachhaltige Entwicklung

BPA Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Bundespresseamt)

BUND Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland

EU Europäische Union

FARN Fachstelle Radikalisierungsprävention und Engagement im Naturschutz

GEG Gebäudeenergiegesetz

IÖW Institut für ökologische Wirtschaftsforschung

KI Künstliche Intelligenz

RENN Regionale Netzstellen Nachhaltigkeitsstrategien

SDGs Sustainable Development Goals

SFA Strategiefolgenabschätzung

SIA Social Impact Assessment

UBA Umweltbundesamt



Wir bedanken uns herzlich und ausdrücklich bei allen Teilnehmer*innen der fünf Strategiewerkstätten.  
Ihre Vorschläge, Ideen und Meinungen sind maßgeblich in die Erarbeitung der Handlungsfelder und  
-ansätze eingeflossen.



Populismus erkennen – 
Umweltpolitik stärken
Ein strategischer Leitfaden für Behörden 

	 www.facebook.com/umweltbundesamt.de
	 www.x.com/umweltbundesamt
	 www.youtube.com/user/umweltbundesamt
	 www.instagram.com/umweltbundesamt/

▸ �Unsere Broschüren als Download 
Kurzlink: bit.ly/2dowYYI

http://bit.ly/2dowYYI
http://www.facebook.com/umweltbundesamt.de
http://www.x.com/umweltbundesamt
http://www.youtube.com/user/umweltbundesamt
http://www.instagram.com/umweltbundesamt/
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